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Editorial

L E T Z T E  M E L D U N G
In seiner großen „Vorfahrt für Arbeit“-Rede hat

Bundespräsident Horst Köhler gemahnt, es dürfe kein
weiteres Jahr des Stillstandes in Deutschland geben. Nach
dem Votum der Wähler in Nordrhein-Westfalen und der
Ankündigung von Vertrauensfrage und Neuwahlen sind
wir zur Hoffnung berechtigt, dass uns tatsächlich ein wei-
teres Jahr des Stillstandes erspart bleibt. Damit nach den
sich abzeichnenden Neuwahlen aber wirklich ein „Ruck“
durch unser Land geht, brauchen wir bereits im Wahl-
kampf den Mut zur Ehrlichkeit. Ansonsten gerät jede neue
Regierung leicht in die Gefahr, ihr Vertauen ebenso zu ver-
spielen, wie dies die jetzige Regierung getan hat.

Wir brauchen endlich eine große Steuerreform. Diese
muss mehr Einfachheit, Klarheit und Transparenz in un-
ser Steuersystem bringen, – gerade den kleineren Mittel-
ständlern würde dies das Leben schon einiges leichter ma-
chen. Für eine Senkung der Steuersätze sollte die Bemes-
sungsgrundlage verbreitert werden, – Eigenheimzulage,
Pendlerpauschale und andere Subventionen können dann
ersatzlos gestrichen werden. Die Effizienz des ganzen
Systems würde dadurch gesteigert und wenn dies wirklich
durchgreifend geschieht, verliert die Frage der Nettoent-
lastung an Gewicht. Eine Nettoentlastung wünschen wir
uns alle, diese aber fest zu versprechen, wäre unredlich. 

Die Senkung der Lohnnebenkosten durch weitere Re-
formen unserer Sozialen Sicherungssysteme ist ebenso
dringend. Das verlangt Opfer von allen. Die Älteren wer-
den bis auf weiteres auf Rentenerhöhungen verzichten
müssen, die Jüngeren werden einen steigenden Anteil 
ihres Einkommens für die private Vorsorge zurücklegen
müssen und alle Erwerbstätigen werden länger arbeiten
müssen: länger in der Woche, länger im Jahr, länger im Le-
ben. Wenn diese Sozialreformen eine echte Reduzierung
der Beitragssätze bringen und nicht bloße Ankündigungen
bleiben, wie bei der letzten Gesundheitsreform, dann – aber
auch nur dann – kommt eine Mehrwertsteuererhöhung in
Frage. Diese völlig auszuschließen, wäre unredlich.

Lassen Sie uns in den kommenden Monaten einen 
Beitrag dazu leisten, dass die öffentliche Debatte mit
Wahrhaftigkeit geführt wird, denn auch in der Politik gilt:
Ehrlich währt am längsten.

Marie-Luise Dött, MdB

Mut
zur
Ehrlichkeit

Beilagenhinweis: 
Dieser Ausgabe liegen Beilagen für das Seminar 
„Mit Werten führen“ und des Hilfswerkes „Renovabis“ bei.

DIHK-Präsident Braun kommt zur 
BKU-Frühjahrstagung 2006

Der Präsident des Deutschen
Industrie- und Handelskam-
mertages (DIHK), Ludwig Ge-
org Braun (Bild), wird auf der
nächsten BKU-Frühjahrsta-
gung im sauerländischen
Schmallenberg eines der
Hauptreferate halten. Dieser
„Coup“ ist dem Vorsitzenden
der Diözesangruppe Köln,
Philipp M. Laufenberg, gelun-
gen. Die Frühjahrstagung fin-
det voraussichtlich am vom 12.
bis 13. Mai 2006 statt. 

Wagner wechselt von MISEREOR 
zum Verband der Diözesen

Ein alter Freund des BKU wird neuer Leiter der Ge-
schäftsstelle des Verbandes der Diözesen Deutschlands in
Bonn. Der 50jährige tritt die Nachfolge von Dr. Hans
Wendtner an, der im Herbst in den Ruhestand tritt. Seit
1996 ist Wagner Geschäftsführer des Bischöflichen Hilfs-
werkes Misereor in Aachen. In diesem Amt stand er in
ständigem Austausch mit dem BKU-Arbeitskreis Unter-
nehmerische Entwicklungszusammenarbeit in Fragen der
Entwicklungshilfe. 

Im Verband der Diözesen Deutschlands haben sich die
deutschen Bistümer zu einer Körperschaft des öffent-
lichen Rechts zusammengeschlossen. Er nimmt die über-
diözesanen Aktivitäten der Deutschen Bischofskonferenz
in rechtlicher und finanzieller Hinsicht wahr. Der Haus-
halt des VDD beläuft sich in diesem Jahr auf rund 150
Millionen Euro. Geschäftsführer des VDD ist der Sekre-
tär der Deutschen Bischofskonferenz, Pater Dr. Hans
Langendörfer SJ. 

Foto: DIHK



Vorschau

Unternehmergeist für die
Bürgergesellschaft
Unter dem Thema „Unternehmergeist für die
Bürgergesellschaft“ findet vom 21. bis 23.
Oktober die diesjährige BKU-Bundestagung
in Ingolstadt statt. Während andernorts über
„Heuschrecken“ diskutiert wird, werden die
Referenten der Tagung Beispiele und Konzep-
te für unternehmerisches Engagement vorstel-
len. Das Rahmenprogramm verbindet High-
tech und Geschichte: Nach einem Besuch in
der Autoproduktion der Audi AG stehen am
zweiten Tag thematische Stadtführungen im
barocken Eichstätt auf der Tagesordnung.

Tagungsprogramm:

Freitag, 21. Oktober 2005

14.15 Uhr Eröffnung: Unternehmergeist für
die Bürgergesellschaft: Der Bayerische Weg,
Joachim Herrmann, Vorsitzender der CSU-
Fraktion im Bayerischen Landtag

15.00 Uhr Corporate Citizenship: 
Das Konzept 
Prof. Dr. André Habisch, Katholische Univer-
sität Eichstätt Wissenschaftlicher Berater des
BKU

16.15 Uhr Corporate Citizenship: Ein Bei-
spiel aus der Praxis Peter Walter, Geschäftsfüh-
rer beta healthcare GmbH & Co KG, Augsburg

16.45 Uhr Unternehmergeist in der Nach-
kriegszeit, Ein Zeitzeuge berichtet aus der Grün-
dungsphase des BKU Dr. Herrmann Herder Se-
niorchef des Herder-Verlages, Freiburg

17.15 Uhr Unternehmerische Verantwortung
für die Arbeitsplätze: Das Abkommen zur Be-
schäftigungssicherung bei der Audi AG, Dr.
Werner Widuckel, Leiter Personalpolitik und
Grundsatzfragen der Audi AG in Ingolstadt
Abends: Werksbesichtigung im Audi-Auto-
mobilwerk

Samstag, 22. Oktober 2005

8.30 Uhr heilige Messe 

9.30 Uhr Erfolgsfaktor Werte: Manager-Tu-
genden als Leadership-Values; Forschungser-
gebnisse einer aktuellen Wertestudie, Jörg
Schönborn, Deep White Unternehmensbera-
tung, Bonn 

10.30 Uhr Unternehmergeist braucht Rah-
menbedingungen: Standortvorteil Innere Si-
cherheit Dr. Günther Beckstein, Bayerischer
Staatsminister des Innern

11.45 Uhr Neue Konjunktur für moralische

Werte: Individual- und sozialethische Orien-
tierungen für Unternehmer, Prof. DDr. Wolf-
gang Ockenfels, Universität Trier, Geistlicher
Berater des BKU
Nachmittag: Exkursion nach Eichstätt

Sonntag, 23. Oktober 2005
10.00 Uhr Pontifikalamt im Liebfrauenmün-
ster Ingolstadt mit Walter Mixa, Bischof von
Eichstätt

Tagungseinladungen und weitere Informa-
tionen in der BKU-Geschäftsstelle in Köln,
Tel. 0221/27237-0 oder unter www.bku.de.

21. bis 23. Oktober 2005: BKU-Bundestagung in Ingolstadt

Anzeige

PECUNIA ET PAX

Pax-Bank Köln · Von-Werth-Straße 25-27 · 50670 Köln · Tel. 0221/1 60 15-0 · E-Mail koeln@pax-bank.de · www.pax-bank.de

Sie suchen einen starken Finanzpartner? Sie wünschen
sich eine Bank, die sich durch langfristige Kundenbe-
ziehungen und persönliche Beratung auszeichnet? Sie
möchten von international ausgezeichneten Produk-
ten profitieren? Sie sind an ethisch orientierten Anla-

gemöglichkeiten interessiert? Dann sind Sie bei uns rich-
tig! Wir bieten unseren Kunden umfassende Leistun-
gen, die speziell auf die jeweiligen Bedürfnisse zuge-
schnitten sind. Rufen Sie uns an! Wir freuen uns auf
das Gespräch mit Ihnen.

STARKER PARTNER FÜR IHRE WERTE

KONTINUIERLICH
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Schwerpunkt: Schicksalsthema Bildung

Eine Ursache für die hohe
Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land ist, dass in den Schulen
zu wenig Leistung verlangt
wird, meint der Minister-
präsident von Thüringen,
Dieter Althaus. Folglich
könne die Schule auch zur
Lösung dieser Probleme
beitragen - wenn dort die
Leistungsfähigkeit wieder
stärker in den Mittelpunkt
gestellt werde, sagte er auf
der BKU-Frühjahrstagung
im sauerländischen Schmal-
lenberg.

Von Peter Unterberg

„Das heißt auch, Auslese zu
betreiben,“ zeigte sich Althaus
überzeugt: „Ein Land, das kei-
ne Auslese betreibt, kann kei-
ne Spitzenleistung organisie-
ren. Ein Land, das keine Spit-
zenleistung organisieren kann,
wird auf Dauer auch die Po-
tenziale für ökonomische Lei-
stungsfähigkeit verlieren.“

Der Politiker zeigte sich
überzeugt davon, dass die
Schulen stärker ausdifferen-
ziert werden müssen. Dies be-
treffe auch eine klare Diffe-

renzierung bei Übergängen,
etwa nach der Grundschule.
Hier fordert er eine Orientie-
rung an klaren Standards - und
zur Not auch Entscheidungen
gegen den Elternwille. Auch
dieser, so forderte er, müsse
sich an der Leistungsfähigkeit
orientieren. Sonst komme es
zu Frustration und Fehlleistun-
gen. Zudem sei es falsch, Bil-
dungsabschlüsse ohne Leis-

tung zu vergeben und so Bil-
dung „vorzugaukeln“. Dies
führe dazu, dass die Lei-
stungsbereitschaft auch im
späteren Berufsleben fehle.

Ein gewisses Verständnis
äußerte Althaus für die Ver-
fechter der Gesamtschulen,
die er nicht nur in der Politik
ausmacht: Diese Schulform
entspreche einem tiefen
menschlichen Bedürfnis nach

Den Schülern keine Bildung „vorgaukeln“
Ministerpräsident Althaus auf der BKU-Frühjahrstagung in Schmallenberg

Gleichheit und dem Wunsch,
behütet zu sein. Eine Schule,
die erfolgreich auf den Beruf
vorbereitet, sieht für ihn indes
anders aus.

Lehrstoff entschlacken

Derzeit gebe es nur eine Al-
ternative: Entweder, die öf-
fentlichen Schulen in Deutsch-
land blieben in Sachen Lei-
stung so nachsichtig wie bis-
her. Dann werde auch künftig
Produktion und Entwicklung
aus Deutschland abwandern.
Oder die Schulen stellten wie-
der klare Leistungsanforde-
rungen und entschlackten den
Unterrichtsstoff. Die Schule
könne den Schülern nicht das
ständig zunehmende Wissen
der Menschheit vermitteln. Sie
müsse aber ein solides Grund-
wissen sowie die Fähigkeit
zum Denken, Lernen und Ar-
beiten vermitteln. Dazu gehö-
re etwa das Auswendiglernen
und das Kopfrechnen: „Dabei
geht es nicht um Schillers
Glocke oder die Quadratzah-
len bis 15, sondern „um den
Kopf und darum, das Denken
zu lernen,“ betonte Althaus.  ■

Alte Bekannte begegnen sich in Schmallenberg: Ministerpräsident 
Dieter Althaus (links) und der Vorsitzende der Diözesangruppe Köln,
Philipp M. Laufenberg. Foto: Peter Unterberg

EDV-Kompetenz braucht mehr als Internetzugang
Stephan Wilczek macht Lehrer fit für den Informatikunterricht

Stephan Wilczek bietet in
seinem Software-Unterneh-
men IMEDIC in Esslingen
bei Stuttgart auf eigene Ko-
sten Computerkurse für
Lehrer an.

Wilczek gewann als Schü-
ler den Bundeswettbewerb In-
formatik - nicht zuletzt, weil
ein engagierter Lehrer ihn da-
mals bei der Teilnahme unter-
stützt hat. Aus Dankbarkeit
kümmert er sich heute um die
Weiterbildung von Lehrern im
Informatikbereich. Und er
unterstützt Schüler, die an In-

formatikwettbewerben teil-
nehmen. „In der Informations-
technologie gibt es Grundla-
gen, die man sich im Kampf
mit dem Rechner hart erarbei-
ten muss. Informatikkompe-
tenz braucht mehr als einen
Internetrechner mit Office-Pa-
ket an der Schule“, betont er.
Wilczek hat bei der Entwick-
lung seines Projektes viel ge-
lernt: So staunt er immer wie-
der über das hohe Niveau der
Schüler, die sich mit Compu-
tern beschäftigen. Diese Com-
puterkids erwarten von ihren

Lehrern nicht, dass auch sie zu
„Cracks“ werden - wohl aber

ein Verständnis für die EDV.
Komplimente macht er seinem
Schulamt, das das Projekt
nach Kräften unterstützt und
die Lehrerfortbildung bei
IMEDIC sogar formal aner-
kennt. Und an die Mitglieder
des BKU appelliert er: „Sie
sind Unternehmer, unterneh-
men Sie etwas. In jeder Firma
gibt es Ideen, die man für
Schüler spannend aufarbeiten
kann!“                                     ■

Infos unter: www.imedic.de oder
www.schule-und-informatik.de

Computerfachmann: 
Stephan Wilczek
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Freude“, stellte er klar. „Dieser
Aspekt wird vielfach be-
kämpft.“

Schuldzuweisungen

Siegers kritisierte die
„deutsche Unsitte“, dass sich
Politik, Wirtschaft, Schulen
und Universitäten gegenseitig
die Schuld für die Bildungs-
misere geben. Ursache hierfür
sei der Kulturförderalismus:
„16 Kultusministerien versu-
chen, das Rad ständig neu zu
erfinden und dies dann den
Bürgern aufzuzwingen.“ Viel
Zeit und Geld werde für die
Umsetzung von Modellen ver-
schwendet, die dann doch wie-
der revidiert würden.

Doch Siegers beließ es
nicht beim Klagen, sondern
zeigte vier Möglichkeiten spe-
ziell für Unternehmer, um die
Bildungssituation zu verbes-
sern. Unternehmer könnten

� junge Menschen ermuntern,
ihren Weg zu gehen;

� in den Gremien mitarbeiten,
die sich um die Aus- und
Weiterbildung kümmern;

� im eigenen Betrieb die Bil-
dungsarbeit forcieren;

� Gelder für Bildungseinrich-
tungen spenden.

Im weiteren Verlauf der Ta-
gung wurde anhand zahlrei-
cher Beispiele illustriert, wie
weit sich Unternehmer und
Unternehmerverbände bereits
engagieren. Dazu gehörten die
Aktivitäten der Bundesverei-
nigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände im Bereich
Schule-Wirtschaft und regio-
nale Initiativen, die wirtschaft-
liches Wissen und Berufs-
orientierung mit Hilfe von
Unternehmen in die Wirt-
schaft vermitteln.                   ■

Siegers: Lernen macht Mühe und Freude
Die BKU-Frühjahrstagung in Schmallenberg – Unternehmer können helfen

Unter dem Motto „Bildung
braucht Unternehmergeist“
stand die diesjährige Früh-
jahrstagung der rheinischen
BKU-Gruppen im sauerlän-
dischen Schmallenberg.

von Peter Unterberg

Zur Begrüßung der rund 70
Teilnehmer erinnerte Wilhelm
Vockel vom Vorstand der Diö-
zesangruppe Paderborn daran,
dass die Unternehmen von und
in der Gesellschaft leben. Zu-
gleich aber sei die Gesellschaft
auf eine florierende Wirtschaft
angewiesen. Umso unver-
ständlicher sei es, dass wieder
einmal die Macht der Wirt-
schaft mit verstaubtem Voka-
bular aus der Zeit des Klassen-
kampfes kritisiert werde, sagte
er unter Anspielung auf die
Kapitalismus-Vorwürfe von
SPD-Chef Franz Müntefering.

Der scheidende Vorsitzende
des BKU-Arbeitskreises Bil-
dungsfinanzierung, Dr. Josef
Siegers, kündigte an, er müsse
eigentlich „das Hohe Lied der
Bildung singen“. Realistischer
sei es jedoch, auf die Diskre-
panz zwischen der hymni-
schen Beschreibung der Bil-
dung in Sonntagsreden und
dem desolaten Zustand des
Bildungssystems hinzuwei-
sen. „Lernen macht Mühe und

Zur Tradition der Frühjahrstagungen gehört auch die abschließende Wan-
derung auf dem Rothaarsteig mit dem Vorsitzenden der Diözesangruppe
Köln, Philipp M. Laufenberg.

Stabwechsel: In Schmallenberg übergab Dr. Josef Siegers (links) die Lei-
tung des BKU-Arbeitskreises „Bildung“ an Jörg Feuchthoven (rechts).
Die BKU-Vorsitzende, Marie-Luise Dött, MdB, freut sich über den nahtlo-
sen Übergang.                                                           Fotos: Peter Unterberg

Der geschäftsführende Ge-
sellschafter Prof. Dr. Gün-
ter Vollmer stellte das Insti-
tut Schule&Unternehmen
und dessen Aktivitäten vor.

Seit zehn Jahren hat sich
das Institut darauf speziali-
siert, Schulen und Unterneh-
men miteinander in Kontakt zu
bringen. Was Vollmer, der von
Hause aus Professor für Che-

mie an der Heinrich-Heine-
Universität in Düsseldorf ist,
im Bereich seines Fachgebie-
tes Chemie begann, zieht heu-
te bereits weite Kreise.

Mit Erfahrungen aus mehr
als 300 Partnerschaften zwi-
schen Schulen und Unterneh-
men werden Firmen im Hin-
blick auf ihre Schulinitiativen
und Kooperationskonzepte be-
raten und im Auftrag von

Kammern,  Kommunen, Wirt-
schaftsförderern, Arbeitge-
bern oder Stiftungen Koopera-
tionsnetze im Schule-Wirt-
schaftsbereich aufgebaut. 

Ein Beispiel dieser profes-
sionellen Kooperationen ist
ein Materialpaket zum Thema
Arbeit und Gesundheit mit
Bausteinen aus Unterrichtss-
kizzen und Impulsblättern. 
www.unternehmen.schule.de

Schnittstelle zwischen Unternehmen und Schulen
Prof. Vollmer hat an der Universität Düsseldorf 300 Partnerschaften vermittelt

Prof. Vollmer
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BKU-Mitglied Elisabeth
Schulte betreut im Unter-
nehmerverband Ruhr-
Niederrhein in Duisburg
den Arbeitskreis
Schule/Wirtschaft.

In diesem Projekt koordi-
niert ein Lenkungsausschuss
mittlerweile einen Pool von 60
Unternehmen und 27 Schulen.
Dieser stellt die richtigen Part-

ner zusammen und geht Be-
schwerden nach, wenn es zu
Konflikten kommt. Die Zu-
sammenarbeit zwischen die-
sen Partnern besteht aus Be-
triebserkundungen, Lehrer-
praktika und Schulprojekten
bis hin zur Gründung fiktiver
Schülerfirmen. In diesem
Rahmen lernen die Jugend-
lichen Betriebe kennen und
bekommen Orientierungshil-

Partnervermittlung und Schlichtungsstelle
BKU-Mitglied Elisabeth Schulte koordiniert den Arbeitskreis Schule/Wirtschaft

Zwischen Unternehmen
und Schulen gibt es inzwi-
schen zahlreiche Koopera-
tionen. In Schmallenberg
wurden einige Projekte bei-
spielhaft vorgestellt.

von Martin J. Wilde

Die Geschäftsführerin des
von den Arbeitgeberverbänden
initiierten Netzwerkes Schule-
Wirtschaft, Gerrit Witschaß,
gab einen Überblick über die
Vielfalt der Ideen und Projek-
te. Motiv des Engagements der
Wirtschaft sei es, die Ausbil-
dungsfähigkeit der Schulab-
gänger sowie die Berufsfähig-
keit der Auszubildenden und
der Hochschulabsolventen zu
verbessern. Dafür müssten
Leistung, Wettbewerb, Profil-
bildung und Qualität auch im
Bildungsbereich zur Geltung
gelten. „Wir setzen auf lei-
stungsfähige Schulen, die im
Wettbewerb untereinander
Profil bilden und kontinuier-
lich ihre Qualität überprüfen
und verbessern“, sagte sie.

Autonomie für Schulen

Voraussetzung dafür sei die
Selbstständigkeit der Bil-
dungseinrichtungen in Finanz-
, Verwaltungs- und Personal-
fragen ebenso wie eine stärker

leistungsorientierte Bezahlung
der Lehrer. „Neue Bedeutung
gewinnt in der selbstständigen
Schule die Schulleitung als
Entscheidungsträgerin und
Dienstvorgesetzte. Schullei-
tung wird ein eigenständiger
Beruf. Die Hauptaufgaben
umfassen die Mitarbeiterfüh-
rung und die Qualitätsent-
wicklung. Hier können Unter-
nehmer mit Ihren Führungser-
fahrungen den Schulleitern
helfen, entsprechende Qualifi-
kationsangebote in Schulma-
nagement und Personalent-

wicklung zu entwickeln.
„In unserem Netzwerk mit

450 regionalen Arbeitskreisen

Leistung und Wettbewerb auch in der Schule
Gerrit Witschaß beschreibt Aktivitäten und Forderungen des Netzwerkes Schule - Wirtschaft

Bildungspartner: Die Vorsitzende der DG Düsseldorf,
Maria Fischer (v.li.) moderierte die Diskussion 
zwischen dem Unternehmer Stephan Wilczek, Elisa-
beth Schulte (BKU-Mitglied und Unternehmerver-
bandsgruppe Ruhr-Niederrhein), BKU-Mitglied Dr. Ing
Christoph Diekmann und Prof. Dr. Günter Vollmer
(Universität Düsseldorf). Gerrit Witschaß (kleines
Bild) stellte die Aktivitäten der Arbeitgeber auf
Bundesebene vor.                        Fotos: Peter Unterberg

begegnen sich Schulleiter und
Unternehmer sowie Lehrkräf-
te und Ausbilder auf gleicher
Augenhöhe. Wir bauen nicht
nur auf einen intensiven Er-
fahrungsaustausch, sondern
erarbeiten gemeinsam päda-
gogische Konzepte, die den
Schulen langfristig bei der Be-
rufswahlvorbereitung ihrer
Schüler helfen sollen,“ so
Witschaß weiter.

Die Vermittlung wirtschaft-
licher Grundkenntnisse sehen
die Arbeitgeber nicht als Vor-
griff auf ein Wirtschaftsstu-
dium, sondern als Teil einer
umfassenden Allgemeinbil-
dung. „Berufsorientierung
und ökonomische Bildung
sind Themen, die nicht nur
theoretisch abgehandelt wer-
den dürfen, sondern in Prakti-
ka, Betriebserkundungen und
Expertengesprächen konkret
erlebbar werden müssen.“     ■

Mathematik  anschaul ich
BKU-Mitglied Dr. Ing Chri-
stoph Diekmann beteiligt sich
mit seinem Oberhausener In-
genieurbüro am Projekt Schu-
le-Wirtschaft.
„Ich habe zwei schulpflichtige
Töchter. Das war meine Moti-
vation für die Teilnahme“, be-
richtet er. Der Bauingenieur

zeigt Schülern anschaulich,
wofür sie die trigonometri-
schen Kenntnisse aus dem Ma-
thematikunterricht nutzen kön-
nen. Er lässt sie die Wohnflä-
chen von Dachgeschosswoh-
nungen berechnen und fragt,
wie viel Erde beim Ausheben
einer Baugrube anfällt. 

fen für die Berufswahl. In
Schülerfirmen erarbeiten sie
ihre eigenen Businesspläne
und stellen diese dann Prakti-
kern aus der Wirtschaft vor.

Bis zum Juli 2004 konnten
so bereits 54 Klassen mit 1500
Schülern Praxisluft schnup-
pern und ihr Wissen um wirt-
schaftliche Zusammenhänge
verbessern. Die zentrale Füh-
rung in der Koordinierungs-

stelle sorgt dafür, dass die
Qualität der Veranstaltungen
ständig verbessert wird und
immer mehr fertige Module
vorliegen.                                ■

Information: Elisabeth Schulte,
Geschäftsführerin der USB
Unternehmerverband Soziale
Dienstleistungen + Bildung e.V.
E-Mail: schulte@uvgruppe.de,
Internet: www.uvgruppe.de.
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Der Vorstandsvorsitzende
des privaten Bildungsträ-
gers SRH-LearnLife AG 
in Heidelberg, Prof. Dr. Mi-
chael Nagy, befürchtet, dass
Deutschland den Wachs-
tumsmarkt Bildung ver-
schläft. Nur wenn man mit
dem Tabu breche, dass man
an Bildung nicht verdienen
dürfe, werde sich dringend
benötigtes Privatkapital für
diesen Sektor mobilisieren
lassen.

von Martin J. Wilde

„Bildung stellt allen Bran-
chen ihren wichtigsten Roh-
stoff - nämlich Qualifikation
und Kompetenz – zur Verfü-
gung. Sie ist selbst eine der
w i c h t i g s t e n
Wa c h s t u m s -
branchen, wird
durch die inter-
n a t i o n a l e n
GATS-Abkom-
men zu freiem
Handel ein Ex-
por t sch lage r
und verhilft so Volkswirtschaf-
ten zu Wachstum und Prospe-
rität.“ Mit dieser programma-
tischen Feststellung begann
Nagy (kleines Bild) seinen
Vortrag und belegte sie mit
Fakten: 1,9 Billionen US-Dol-
lar werden weltweit jährlich
mit Bildung umgesetzt, min-
destens 300 Milliarden $ da-
von von Privatunternehmen.
Die OECD-Staaten erzielten
allein im Handel mit Hoch-
schulbildung 35 Milliarden $
pro Jahr. Das sind mehr als drei
Prozent der Leistungsbilanz.

Außenhandelsdefizit
in der Bildung 

So verdienten die USA an
ausländischen Studenten 2004
13,6 Milliarden $. Der Export
von Bildung ist in der USA-

Außenhandelsstatistik inzwi-
schen der drittgrößte Faktor, in
Australien sogar der größte.

Dieser Analyse stellte Nagy
die Situation in Deutschland
gegenüber: „40.000 Deutsche
studieren in den USA zu Stu-
diengebühren von insgesamt
600 Millionen $ pro Jahr. Die
High Potentials bleiben nach
dem Studium gewöhnlich
dort. Gleichzeitig drängen
ausländische Hochschulen auf
den deutschen Markt.“ Der
deutsche Exportumsatz (aus-
ländische Bildungskunden in
Deutschland, Deutsche Bil-
dung im Ausland) liege unter
400 Millionen Euro, der deut-
sche Einkauf von Bildung im
Ausland dagegen bei über 2,5
Milliarden Euro. Die Bil-
dungswirtschaft erziele somit
ein hohes Exportdefizit. 

Staat ist der Bildung 
nicht gewachsen

Nagy kritisierte, dass sich
der Staat in Deutschland als
der Bildungsanbieter verstehe
– ohne dieser Aufgabe ge-
wachsen zu sein. Der schlech-
te Zustand der Schulen, die
schlechte Noten in internatio-
nalen Vergleichen (PISA-Stu-
die) sowie die Unzufriedenheit
vieler Unternehmen mit der
Qualität von Schulabgängern
belegten dies eindeutig. „In
kaum einem Industrieland be-
stimmt die soziale Schicht der

Eltern so stark den Bildungs-
erfolg. Alle Bildungsexperi-
mente, die aus einer vorge-
blich sozialen Gesinnung das
Gegenteil zum Ziel hatten,
können wir heute als geschei-
tert bezeichnen.“ Auch habe
Deutschland keine Hochschu-
le von Weltmaßstab mehr. 

Mangel an
privatem Kapital

Private Träger dagegen
seien extremen Regulierungen
unterworfen, die häufig für
staatliche und ausländische
Anbieter so nicht gelten. „Die
Titel Ersatz- und Ergänzungs-
Schulen zeigen ein Verständ-
nis vom Staats-Bildungs-
Monopol, das höchstens Aus-
nahmen zulässt“. Private
Hoch- und Fachschulen seien
nur staatlich förderbar, wenn
sie gemeinnützig sind, so dass
Gewinne nicht ausgeschüttet
werden dürfen. Das Ergebnis
Bildungsdienstleistungen sind
in Deutschland als privates
Anlagegut uninteressant und
deshalb unterfinanziert.

Bildung muss als Dienstlei-
stung verstanden werden, de-
ren Qualität durch Wettbewerb
steigt - dieses ordnungpoliti-
sche Credo gilt es nach An-
sicht Nagys konsequent umzu-
setzen. „In Deutschland muss -
wie in anderen Industriestaa-
ten längst üblich - ein Wettbe-
werb verschiedener Bildungs-

systeme und -Anbieter entste-
hen, in dem private Unterneh-
mer die gleichen Chancen ha-
ben wie öffentliche. Daher ist
für einen offenen Wettbewerb
privater und staatlicher Anbie-
ter zu sorgen,“ forderte Nagy.
Dazu gehörten Chancen, mit
Bildung Geld zu verdienen
und somit privates Kapital für
Bildungsunternehmen zu ak-
quirieren, gleiche Genehmi-
gungswege für staatliche wie
für private Anbieter und glei-
che Zugangschancen zu staat-
lichen (Mit-) Finanzierungen.
Nagy forderte aufwandsge-
rechte Studiengebühren an
staatlichen und privaten Hoch-
schulen und Fachschulen
(Kein Angebot unter Geste-
hungskosten!), bei gleichzeiti-
gen umfassenden Kredit- und
Stipendiensystemen für Be-
gabte.

Ein Pakt für „Wachstum
durch Bildung"

Nagy forderte einen natio-
nalen Pakt „Wachstum durch
Bildung“. Kern dieses Paktes
müsse es sein, dass Unterneh-
mertum in der Bildung geför-
dert statt verhindert wird. So-
lange Bildung aber nicht als
strategische Branche wahrge-
nommen und Beamten und
Politikern für immer neue Ex-
perimente überlassen werde,
solange werde es in Deutsch-
land nicht aufwärts gehen.   ■

Engagierte Diskussionen lösten die Vorträge in Schmallenberg aus. Hier hat BKU-Mitglied Norbert 
Gödde (stehend) das Wort.                                                                                                    Fotos: Peter Unterberg

Nagy: Bildung ist ein Wachstumsmarkt
Bildung muss als Dienstleistung verstanden werden, dessen Qualität durch Wettbewerb steigt
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„Heuschrecken“ engagieren sich für die Bildung
BKU und KAS stellen Beispiele für Unternehmerisches Engagement in Schulen vor

BKU-Mitglied Martin
Weiss, Geschäftsführender
Gesellschafter der ConActivi-
ty KG in Frankfurt hat eine
Plattform für Schüler und Stu-
denten entwickelt, die Ausbil-
dungs- und Praktikantenstel-
len sowie Arbeitsplätze anbie-
tet. Als Vorbereitung auf den
möglichen Arbeitsplatz sollen
Mentoren aus Unternehmen
die Suchenden im „Live Chat“

Als „Bildungsunterneh-
mer“ möchte der Vorstands-
vorsitzende der SRH-Learnli-
fe, Prof. Dr. Michael Nagy, 
10 000 arbeitslose Jugendliche
mit einer Lehrstelle versorgen.
Dazu hat er Bildungsbausteine
entwickelt, mit denen die Ju-
gendlichen den Stoff 
des ersten Ausbildungsjahres
nachholen können. Gleichzei-
tig nutzt Nagy seine Unterneh-
menskontakte, um Betriebe zu
finden, die diese Jugendlichen
dann gleich im zweiten Lehr-
jahr übernehmen.  www.srh.de

Den Einsatz von gespon-
serten „Schulcoaches“ ver-
mittelt Silke Ramelow vom
Verein Bildungscent. Diese
Berater werden projektbezo-
gen in Schulen eingesetzt, um
etwa den Aufbau einer Über-
Mittag-Betreuung zu koordi-
nieren, Ernährungsberatung
anzubieten oder Programme
zu r Qualitätssicherung aufzu-
bauen. Unterstützt wird die
Aktion vom Schreibwarenher-
steller Herlitz, der in seinen
Schulheften auch darüber be-
richet.   www.bildungscent.de

begleiten und nach Möglich-
keit auch Stellen bereitstellen.

„Jungen Menschen eine
Hilfestellung zu geben, gehört
zu den besonders dankbaren
Aufgaben. Ganz bestimmt
führt diese Plattform dazu,
qualifizierten Nachwuchskräf-
ten eine Chance zu geben“, er-
läuterte Weiss im BKU-Vor-
stand, der diese Initiative
unterstützt. www.bringme.de

Die bildungspolitischen
Aktivitäten des BKU sind bei
den katholischen Schulen auf
Resonanz gestoßen. Der Ar-
beitskreis Katholische Schu-
len der Deutschen Bischofs-
konferenz diskutierte jetzt mit
BKU-Geschäftsführer Martin
J. Wilde mögliche Kooperatio-
nen. Im Mittelpunkt stand da-
bei nicht die Frage nach Spen-
dengeldern, sondern wie

Unternehmer und Mitarbeiter
ihre Kernkompetenzen ein-
bringen können: Von der Bera-
tung des Schulleiters in Fragen
der Personalentwicklung über
Wirtschaftskunde bis zur
Unterstützung der Schüler bei
der Berufswahl. Einig war man
sich dabei, dass konkrete Ko-
operationen nur vor Ort zwi-
schen einzelnen Unternehmen
und Schulen sinnvoll sind. 

Unter dem Motto „Bildung
braucht Unternehmergeist“
stellten der BKU und die
Konrad-Adenauer-Stiftung
(KAS) in Berlin Beispiele für
unternehmerisches Engage-
ment in der Bildung vor.

von Peter Unterberg

Wähend Unternehmer neu-
erdings als „Heuschreecken“
diffamiert würden, hätten vie-
le Betriebe damit begonnen,
sich im Bildungsbereich ver-
antwortlich zu engagieren,
sagte der KAS-Vorsitzende
Prof. Dr. Bernhard Vogel zur
Einführung. Thüringens Mini-
sterpräsident Dieter Althaus
würdigte diese Partnerschaf-
ten als wichtige Vehikel des

Know-How-Transfers, die zu-
dem dazu beitragen könnten,
die derzeitige Neid-Debatte zu
entschärfen.

Für den Wissenschaftlichen
Berater des BKU, Prof. Dr.
André Habisch, ist die Bil-
dungspolitik eine zentrale
Schnittstelle zwischen Wirt-
schaft und Politik. „Gut ausge-
bildetes Personal ist ein ent-
scheidender Wettbewerbsvor-
teil“, betonte er. Zudem sei ei-
ne gute Bildungspolitik  die
beste zukunftsgerichtete Sozi-
alpolitik, weil sie Armut und
Integrationsprobleme beka-
ämpfen könne. Folglich seien
viele Mittelständler bereit,
sich auf diesem Gebiet noch
weit stärker als bisher zu en-
gagieren.

Die BKU-Vorsitzende, Ma-
rie-Luise Dött, MdB, kritisierte,
dass angesichts der Bedeutung
von Bildung der Begriff „Hu-
mankapital“ zum Unwort des
Jahres gewählt wurde: „Hu-
mankapital ist das Wissen, das

jeder Mensch in sich hat und bei
einem Firmenwechsel auch
mitnimmt“, stellte sie klar. Um
dieses zu verbessen, könne die
Wirtschaft wichtige Beiträge
leisten. „Wir Unternehmer sind
dazu bereit!“                             ■

Internet-Plattform für Berufswahl Katholische Schulen und BKU

Nagy bietet Bildungsbausteine Ramelow vermittelt Schulcoaches

Bildungshelfer: Prof. Dr. Michael Nagy von der SRH–Learnlife und Silke
Ramelow vom Verein Bildungscent.                            Fotos: Peter Unterberg

Bildungsideen: Die BKU-Vorsitzende Marie-Luise Dött, MdB (v.li.), BKU-
Berater Prof. Dr. André  Habisch, Ministerpräsident Dieter Althaus und
KAS - Vorstand Prof. Dr. Bernhard Vogel.              
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Beim zweiten „Berliner Fo-
rum: Schicksalsthema Bil-
dung“ von BKU, Katholi-
scher Elternschaft Deutsch-
lands (KED), Katholischer
Erziehergemeinschaft
(KEG) und Konrad-Ade-
nauer-Stiftung (KAS) nahm
Bischof Prof. Dr. Reinhard
Marx in einem Grundsatz-
referat zur Bildungspolitik
Stellung.

von Martin J. Wilde

„Ein qualifizierter Wis-
senserwerb in Schule und Aus-
bildung ist eine wichtige Vor-
aussetzung, um das Arbeitsle-
ben gut zu bewältigen. (...) Bei
aller Wichtigkeit und Bedeut-
samkeit ökonomischer Aspek-
te der Bildungsfrage, greift
diese Sicht dennoch zu kurz.“
Mit dieser Aussage beschrieb
Marx, der Vorsitzender der
Kommission für soziale und
gesellschaftliche Fragen der

Deutschen Bischofskonferenz
ist, den Spannungsbogen von
Ethik und Ökonomie. Er
warnte davor, das „reduzierte
und einseitige Menschenbild
des homo oeconomicus“ abso-
lut zu setzen.

Auch „Unnützes“ nützt

Bildung funktioniert nach
Ansicht Marx' nicht nach dem
Modell des „Nürnberger
Trichters“: was oben rein-
kommt, kommt auch unten

wieder raus. Der Trierer Bi-
schof verwies auf das bibli-
sche Gebot der Sabbat-Ruhe
und gab seiner Überzeugung
Ausdruck, dass der Sonntag
„in dieser scheinbar so unnüt-
zen Funktion hat eine hohe
Nützlichkeit“ habe. „Die
scheinbar unnützen Bildungs-
inhalte - vor allem im geistes-
wissenschaftlichen und kultu-
rellen Bereich, aber auch die
Religion, die sich einer Funk-
tionalisierung widersetzt, sind
letztlich langfristig sehr nütz-

Die katholische und die
evangelische Kirche in
Deutschland planen laut
Berliner „Tagesspiegel am
Sonntag“ ein gemeinsames
Papier zum Thema Bildung.

Damit würden die beiden
Kirchen zum ersten Mal seit
ihrem Sozialwort von 1997
wieder eine gemeinsame Stel-
lungnahme zu gesellschaft-
lichen Problemen veröffent-
lichen. Die Zeitung beruft sich
bei auf die Wirtschafts- und
Sozialexperten der Kirchen,
den Trierer Bischof Reinhard
Marx und den Berliner Wirt-
schaftsforscher Gert Wagner.
Die Pressesprecherin der
Deutschen Bischofskonferenz,
Martina Höhns, bestätigte die
Existenz einer gemeinsamen

Arbeitsgruppe der Kirchen zu
den Themen Demokratie und
gesellschaftlicher Teilhabe.

„Der Schlüssel gegen ver-
erbte Armut ist der Zugang zu
Bildung“ sagte Marx dem Ta-
gesspiegel. Wagner ergänzte,
es sei „sehr bedrückend“ in
Deutschland, „dass wir be-
trächtliche Teile der nachrük-
kenden Generation von der Er-
werbsarbeit abkoppeln“. Das
lasse sich mit der klassischen
Umverteilungspolitik nicht
mehr in den Griff kriegen.
Auch Marx forderte neue An-
strengungen, um die Arbeits-
marktprobleme in den Griff zu
bekommen: „Die Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben, die
jemand durch Erwerbsarbeit
bekommt, ist durch nichts zu
ersetzen.“ KNA

Gegen „vererbte Armut“
Kirchen planen Papier zur Bildung

Nein zum Wertemonopol
Katholische Verbände für Religionsunterricht

Für selbstbestimmtes Lernen: Bischof Marx.                                 Foto KAS

Marx: Bildung nicht funktionalisieren
Beim Berliner Forum Schicksalsthema Bildung fordert der Bischof „Sabbaträume“

Mit einer Stellungnahme ha-
ben sich der BKU und drei
befreundete Verbände gegen
die Pläne von SPD und PDS
gewandt, in Berlin ein
Pflichtfach „Werte, Kultur
und Religion“ einzuführen.

Mit dem verpflichtenden
Wertefach ohne Abmeldemög-
lichkeit zum Religionsunter-
richt maßt sich der Staat an, zu
bestimmen, nach welchen
Werten gelebt werden soll, kri-
tisieren BKU, KKV, der El-
ternverband KED und der Er-
zieherverband KEG.  Die Ver-
bände sehen dies als Teil eines
„immer dreisteren Kultur-
kampfes gegen die Kirchen“.

Nach einem Aufruf des
Berliner Erzbischofs Georg
Kardinal Sterzinsky und des

evangelischen Bischofs Dr.
Wolfgang Huber protestierten
unterdessen rund 5 000 Eltern,
Lehrer und Schüler für das
Wahlrecht auf den ordent-
lichen Religionsunterricht und
überreichten hierzu 30 000
Unterschriften.

Die Aktion, die – im Hin-
blick auf die im nächsten Jahr
anstehende Wahl zum Berliner
Abgeordnetenhaus – bewusst
doppeldeutig unter dem Motto
„Wir wählen gern“ steht, wird
ausdrücklich von der Berliner
Diözesangruppe des BKU
unterstützt. Für den Diözesan-
vorsitzenden Norbert Jöris
sind die Pläne des Senats „der
Versuch, die grundgesetzlich
garantierte Religionsfreiheit
auf kaltem Wege auszuhe-
beln“.                                       ■

lich. Solche Sabbaträume und
Sabbatzeiten brauchen wir für
soziales Lernen, für Persön-
lichkeitsbildung und für 
Wertevermittlung. Sie nützen
langfristig auch dem Beschäf-
tigungssystem. Aber sie nüt-
zen vor allem dem Leben.“

Bildungszeiten 

Marx betonte die Notwen-
digkeit lebenslangen Lernens
und lebenslanger Bildung.
Analog zu den Erziehungszei-
ten regte er an, über die Schaf-
fung einer auch rechtlich gar-
antierten Bildungszeit nach-
denken, „damit Menschen
während des gesamten Lebens
selbstbestimmt ihren Bil-
dungsinteressen nachgehen
können, die langfristig der
Wirtschaft und der Qualität ih-
rer Arbeit dienen.“                 ■

Das Manuskript von Marx´Rede
finden Sie unter www.bku.de
unter Aktuelles.
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Die BKU-Bundesvorsitzen-
de Marie-Luise Dött, MdB,
erteilte auf dem Berliner
Forum (s. Seite 10) der 
Forderung nach einer 
verpflichtenden staatlich 
finanzierten Vorschule für
Kinder ab drei Jahren eine
klare Absage und stellte ein
Alternativmodell vor.

von Martin J. Wilde

„In der vorschulischen Er-
ziehung bedarf es einer Ak-
zentverschiebung weg vom
Betreuen und Verwahren hin
zu mehr Bilden und Erzie-
hen“, stellte Dött klar. Gleich-
zeitig will sie die Erziehungs-
rolle der Eltern in einem
schwieriger werdenden Um-
feld stärken: „Was im Eltern-
haus nicht Grund gelegt wird,
kann von Erziehungseinrich-
tungen nur begrenzt repariert
werden.“

Eltern werden
diskriminiert

Für viele Eltern aber werde
die Entscheidung, nicht (voll)
berufstätig zu sein und sich
ganz- oder halbtags der Erzie-
hung der eigenen Kinder zu
widmen, aus finanziellen
Gründen zunehmend unmög-
lich. Der Zwang zur  doppelten
Vollerwerbstätigkeit  führe zu
einem Gefühl der Überforde-
rung. „Eine echte Wahlfreiheit
gibt es immer weniger. Kin-
derreichtum wird zum Ar-
mutsrisiko und das für die
Kinder zum Bildungsrisiko,“
mahnte die  BKU-Vorsitzende.

Dött hält die derzeitige
staatliche Finanzierung vor-
schulischer Erziehung für dis-
kriminierend. Alle Kindergär-
ten werden zum größten Teil
durch Steuermittel finanziert.
Dazu tragen auch die Eltern
bei, die ihre Kinder zumindest

zeitweise persönlich erziehen
und deswegen auf eine doppel-
te Vollerwerbstätigkeit mit hö-
herem Einkommen und mehr
Rentenpunkten verzichten.
„Sie erbringen eine für die Ge-
sellschaft entscheidende Leis-
tung selbst und finanzieren
gleichzeitig mit ihren Steuern
die Ganztagsangebote, von de-
nen doppelt vollerwerbstätige
Eltern profitieren.

„Damit ich nicht falsch ver-
standen werde: Es ist völlig in

Ordnung, wenn sich Eltern da-
für entscheiden, dass sie beide
ganztägig berufstätig und ihre
Kinder tagsüber in Erzie-
hungseinrichtungen sind.
Nicht in Ordnung aber ist, dass
Eltern, die sich für die persön-
liche Erziehung ihrer Kinder
und damit für ein geringeres
Einkommen entscheiden, das
finanzieren sollen. Eine für die
Eltern völlig kostenlose, voll
aus von allen gezahlten Steu-
ern finanzierte vorschulische
Erziehung lehne ich deshalb
entschieden ab.“ 

Systemwechsel 
in der Finanzierung

Um die Steuerlast der Eltern
von Kindern im Vorschulalter
zu senken, möchte Dött deut-
lich erhöhte steuerliche Kin-
derfreibeträge  mit einer nega-
tiven Einkommensteuer und
Bildungsgutscheinen kombi-

nieren. Demnach sollen:

� Kinder- und Erziehungs-
geld wegfallen;

� das Ehegattensplitting er-
halten bleiben;

� die Rentenbeiträge entspre-
chend der Kinderzahl bei
gleichbleibender Höhe der
erworbenen Rentenansprü-
che reduziert werden.

Diese Entlastung und die Aus-
gabe von Bildungsgutschei-
nen müsse zu einer deutlichen
Steigerung des frei verfügba-

ren Einkommens führen.
Dann könnte es sich zumin-
dest ein Elternteil leisten,  nur
halbtags erwerbstätig zu sein
und sich persönlich um die Er-
ziehung der Kinder zu küm-
mern. Im Falle der vollen Er-
werbstätigkeit beider Eltern-
teile sollen es sich diese 
leisten können, auch Er-
ziehungsangebote von Ein-
richtungen annehmen zu kön-
nen, die keine staatlichen Zu-
schüsse erhalten.

Freie Träger
erhalten Vorfahrt

Alle Vorschuleinrichtungen
sollen nach diesem Modell
von freien Trägern übernom-
men und die direkte staatliche
Finanzierung beendet werden.
„So werden sich Leistungs-
und Preisunterschiede zwi-
schen den Einrichtungen ent-
wickeln. Dies erzeuge Anrei-

ze, die pädagogischen Kon-
zepte ständig fortzuentwik-
keln. Teure Einrichtungen sol-
len verpflichtet werden, einen
bestimmten Prozentsatz an
Gutscheinempfängern anzu-
nehmen. 

Die Vorteile eines solchen
Systems: Die Wahlfreiheit der
Eltern werde größer und die
Erziehungs- und Bildungsein-
richtungen hätten Anreize, die
pädagogische Qualität ihrer
Arbeit ständig zu verbessern.
Das Modell sei sozial gerech-
ter, da Besserverdienende die
vollen Kosten der vorschuli-
schen Erziehung tragen, und
ihre Kinder nicht mehr in Ein-
richtungen schicken können,
die über die von allen gezahl-
ten Steuern subventioniert
werden. 

Mehr Mittel für die 
Vorschule verfügbar

Das für die vorschulische
Bildung und Erziehung zur
Verfügung stehende Finanzvo-
lumen steige allein dadurch
an. Durch die Entlastung der
Familien in der Rentenversi-
cherung hätten die Eltern zu-
sätzlichen Spielraum für Inve-
stitionen in die Bildung ihrer
Kinder. Für den Staat sei das
Modell kostenneutral, denn
die Erhöhung der Kinderfrei-
beträge und die Ausgabe von
Bildungsgutscheinen im Rah-
men einer negativen Einkom-
mensteuer würden durch die
Mittel finanziert, die bislang
als Zuschuss an die Einrich-
tungen fließen.  Außerdem
könnten mehr Kinder aus bil-
dungsfernen Gesellschafts-
gruppen in das vorschulische
Erziehungs- und Bildungssy-
stem einbezogen werden. Alle
Einrichtungen hätten einen
ökonomischen Anreiz, sich
aktiv auch um diese Kinder zu
bemühen.                               ■

Elterngutscheine statt Zuschüsse für Träger
Dött schlägt alternatives Finanzierungskonzept für die vorschulische Bildung vor
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Die Deutsche Bischofskonfe-
renz hat eine auf drei Jahre
angelegte Initiative zur Zu-
kunft der Familie gestartet.

Zum Auftakt sagte der Ber-
liner Kardinal Georg Sterzins-
ky in Köln, die Kirche wolle
das Bewusstsein der Politik für
das „Zukunftsthema Familie“
schärfen, politische Program-
me auf ihre Familienfreund-
lichkeit hin befragen sowie die
vielfältigen Bemühungen ka-
tholischer Verbände um Ehe
und Familie besser koordinie-
ren. Sterzinsky ist Vorsitzender
der Kommission für Ehe und
Familie der Bischofskonferenz.

Die Aktion steht unter dem
Leitwort „Hier beginnt die Zu-
kunft: Ehe und Familie“. Ster-
zinsky betonte, eine auf der Ehe
gründende Familie sei für die
meisten Menschen nach wie

vor das bevorzugte Lebensmo-
dell. Dabei gebe es grundle-
gende Übereinstimmungen
zwischen den Zukunftswün-
schen junger Menschen und
der kirchlichen Lehre. Bei Ehe
und Familie gehe es um „eine
verlässliche Partnerschaft von
Mann und Frau“, aber auch um
„einen geschützten intimen
Raum, in dem Kinder und Er-
wachsene sich als Personen -
als Individuen und Gemein-
schaftswesen - entfalten kön-

nen“, sagte der Kardinal. 
Der Berliner Erzbischof be-

tonte gleichzeitig, Alleinerzie-
hende, die keinen Rückhalt in
einer verlässlichen Partner-
schaft hätten, dürften nicht aus
dem Blick verloren werden.
Ihre Familiensituation unter
erschwerten Bedingungen ver-
diene allen Schutz und alle So-
lidarität, auch und gerade
dann, wenn die positive Be-
deutung der Ehe herausge-
stellt werde. KNA

Der Bundestag hat ein
Wahlrecht für Kinder abge-
lehnt. Im weitgehend leeren
Parlament stritten Befürworter
und Kritiker Anfang Juni über-
raschend emotional um die
Gesetzesänderung. Aus allen
Fraktionen kamen ablehnende
Stimmen wie positive Voten.
Die SPD-Innenpolitikerin
Barbara Wittig (SPD) bewer-

tete ein Kinderwahlrecht als
„demokratietheoretischen Irr-
weg“. Dagegen rief Bundes-
tagsvizepräsidentin Antje
Vollmer (Bündnisgrüne) dazu
auf, endlich anzuerkennen,
dass Kinder „auch Bürger
sind“. Sie verglich den Streit
mit der Debatte um die Ein-
führung des Frauenwahl-
rechts. KNA

Arbeitgeberpräsident Dieter
Hundt hat eine Überprüfung
der bisherigen „großzügige Fa-
milienförderung mit 150 Milli-
arden Euro“ gefordert. Diese
habe weder zu mehr Geburten,
noch zu einer vernünftigen In-
tegration der Eltern in den Ar-
beitsmarkt geführt, sagte er
dem Handelsblatt. Die Jobga-
rantie von drei Jahren für Müt-

Nein zum Kinderwahlrecht
Bundestag lehnt interfraktionellen Antrag ab

Leistungen konzentrieren
Hundt möchte Familienförderung prüfen

Die Deutschen wollen laut
einer Studie des Bundesin-
stituts für Bevölkerungsfor-
schung weniger Kinder.

Der Durchschnittswert für
den Kinderwunsch sei von 2,0
je Familie auf 1,7 gefallen,
teilte das Bundesinnenmini-
sterium Anfang Mai in Berlin

mit. Vor allem die Zahl junger
Menschen, die keine Kinder
wollten, steige deutlich.

Laut der Studie liegt der
Durchschnittswert für die Zahl
der gewünschten Kinder bei
den Frauen zwischen 20 und
39 Jahren mit 1,74 nur noch
wenig über der tatsächlichen
Kinderzahl (1,4). Bei den

Männern sind es 1,57 Spröss-
linge. Die Bevölkerung würde
demnach auch dann deutlich
schrumpfen, wenn alle Frauen
und Männer ihren Kinder-
wunsch vollständig verwirk-
lichen könnten.

Auffällig ist auch die wach-
sende Zahl junger Menschen,
die überhaupt keine Kinder

mehr wollten: Sie sei seit 1992
bei den Frauen von 9,9 auf
jetzt 14,6 Prozent gestiegen,
bei den Männern von 11,8 auf
26,3 Prozent. Bundesinnenmi-
nister Otto Schily forderte eine
„offensive Wertedebatte“ und
mahnte: „Eine Absage an Kin-
der ist eine Absage an das Le-
ben“. KNA

Zukunftsthema Familie
Bischofskonferenz möchte vor der Bundestagswahl Zeichen setzen

Papst verurteilt
Pseudo-Ehen

ter gehe an der betrieblichen
Realität vorbei. Dagegen sei
die von der Bundesregierung
geplante Einführung eines ein-
jährigen Elterngeldes „eine
interessante Idee“. Mit einer
Konzentration der Transferlei-
stungen könnten junge Eltern
wieder schnell ins Arbeitsleben
integriert und zu mehr Kindern
motiviert werden. KNA

Papst Benedikt XVI. hat Le-
bensmodelle wie Ehe ohne
Trauschein, Ehe auf Probe oder
Pseudo-Ehen zwischen Perso-
nen des gleichen Geschlechts
scharf verurteilt. Sie seien
„Ausdruck einer anarchischen
Freiheit“, die zu Lasten einer
echten Befreiung des Men-
schen gehe, sagte er in Rom.
Die Ehe als Institution bedeute
keine unerlaubte Einmischung
in die Gesellschaft und kein
Aufzwingen einer Form von
außen. Der einzigartige Wert
der auf Ehe gegründeten Fami-
lie sei zu unterstreichen. Nur so
könne die Familie ihren Erzie-
hungsauftrag für die Kinder
wahrnehmen und damit ihren
Beitrag zur Zukunft leisten.
Zudem sollten die Christen für
die Unantastbarkeit des
menschlichen Lebens von der
Empfängnis bis zum natür-
lichen Ende eintreten. KNA

Immer mehr Paare wollen überhaupt keine Kinder
Besorgniserregende Studie: Junge Frauen wünschen sich im Durchschnitt nur noch 1,57 Kinder
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Das Fair-Handelshaus gepa
hat erneut seinen Umsatz
im Jubiläumsjahr 2004/05
um acht Prozent auf 39,7
Millionen Euro gesteigert.

Wie Geschäftsführer Tho-
mas Speck in Wuppertal mit-
teilte verzeichnete die gepa
das größte Wachstum mit 14
Prozent bei Lebensmitteln wie
Schokolade oder Tee. Der Um-
satz mit Kaffee stieg um vier
Prozent. Im vergangenen Ge-
schäftsjahr hatte die „Gesell-
schaft zur Förderung der Part-
nerschaft mit der Dritten Welt“
knapp 37 Millionen Euro um-
gesetzt.

Die gepa vertreibt fair ge-
handelte Produkte vornehm-
lich über bundesweit rund 800
Weltläden und 6 000 Aktions-
gruppen. Der Umsatz betrug
bei diesen Verkaufsstellen bei
einem Plus von drei Prozent
21 Millionen Euro. In Super-
märkten sei mit einer Steige-
rung von 17 Prozent auf sie-
ben Millionen Euro das größ-
te Wachstum erzielt worden.
Mit Großkunden wie Fir-
menkantinen wurden mit vier

Millionen Euro vier Prozent
mehr umgesetzt als 2003/2004.

Als weitere Ziele nannte
Speck die Stärkung der fairen
Marken und mehr Marktprä-
senz. Die gepa wolle ihre Pro-
dukte möglichst bald über alle
Supermärkte ausgenommen
der Discounter vertreiben. 

Unter dem Motto „fair fore-
ver“ hat die gepa Ende Mai ihr
30-jähriges Bestehen auf dem
Firmengelände in Wuppertal
gefeiert. Die gepa ist nach ei-
genen Angaben Europas größ-
te Fair-Handelsorganisation.

Sie arbeitet mit rund 150 Part-
nern in Lateinamerika, Afrika
und Asien zusammen. Die
Gründungsmitglieder vom 14.
Mai 1975 sind auch heute
noch Gesellschafter der gepa.
Dazu zählen neben dem bi-
schöflichen Hilfswerk Misere-
or, dem Evangelischen Ent-
wicklungsdienst, der Arbeits-
gemeinschaft der Evangeli-
schen Jugend in Deutschland
und dem Bund der Deutschen
Katholischen Jugend (BDKJ)
seit Oktober 2004 auch die
Sternsinger. KNA

Mehr Umsatz mit fairem Handel
Das Fair-Handelshaus gepa feiert 30-jähriges Bestehen

Exotische Einlage: Tänzerin Dilany Kämpf aus Sri Lanka beim gepa-
Jubiläumsfest.                                                             Foto gepa/A. Fischer

Steuervorteil für
Zeitspender

Globalisierung 
schafft Konflikte

Der Deutsche Spendenrat
möchte  ehrenamtliches Enga-
gement als „Zeitspende“ steuer-
lich begünstigen. Damit könne
das Ehrenamt gestärkt werden,
sagte der Vorsitzende Willi Haas
bei der Vorstellung einer „Bi-
lanz des Helfens“ der Nürnber-
ger Gesellschaft für Konsum-
forschung (GfK). Demnach ha-
ben die Deutschen im zweiten
Halbjahr 2004 gut 1,33 Milliar-
den € gespendet und 1,75 Milli-
arden Stunden ehrenamtliche
Arbeit geleistet. Bei einem
Durchschnittslohn entspräche
dies einer eine Gesamtleistung
von 26,865 Milliarden €. KNA

Nach Ansicht des Marbur-
ger Politikwissenschaftlers
Wilfried von Bredow führt die
Globalisierung zu fortschrei-
tenden religiösen Konflikten.
„Die Auseinandersetzung um
einander widersprechende
Werte, die Anspruch auf höch-
ste Autorität erheben, lassen
sich territorial nicht mehr ein-
grenzen“, sagte von Bredow in
München. Das Aushalten kul-
tureller Differenzen im Nah-
bereich gehöre zu den am
schwersten zu erbringenden
Leistungen des Menschen und
führe bei Misslingen zur Ge-
walt. KNA

Presse-Echo
Nach der Wahl des deutschen
Papstes erkundigten sich
mehrere Zeitungen beim
BKU nach der künftigen Hal-
tung der Kirche zur Wirt-
schaft. Danach erschienen
unter anderem folgende Be-
richte:

Peter Unterberg vom Bund
Katholischer Unternehmer
glaubt indes an eine Konti-
nuität im Vatikan. Johannes
Paul II. war Anti-Kommu-
nist und Anti-Kapitalist,
aber auch ein klarer Ver-
fechter der sozial orientier-
ten Marktwirtschaft. Das
wird sein engster Vertrauter
nicht anders sehen.“ Und so-
lange der neue Papst keine
neue Enzyklika zu markt-
wirtschaftlichen Positionen
der Kirche verfasse, gelte
die bisherige Richtung.“

Ein Interview mit der BKU-
Vorsitzenden Marie-Luise
Dött (MdB) brachte das

Wir hoffen, dass der neue
Papst in Fragen der Wirt-
schaftsordnung die Linie
fortsetzt, die sein Vorgän-
ger in mehreren Sozialen-
zykliken vorgegeben hat.
Darin bekannte sich Johan-
nes Paul II. als erster Papst
zum Recht auf unternehme-
rische Tätigkeit und zur
Rolle des Privateigentums
in sozialer Bindung. (...)
Unabhängig davon hat der
verstorbene Papst nicht den
Kapitalismus als solchen
kritisiert, sondern dessen
Exzesse, die es sicherlich
gibt. Ich bin überzeugt, 
dass werteorientierte Un-
ternenehmensführung auf
Dauer erfolgreicher ist.

Meisner: Union
soll „C“ streichen

Der Kölner Kardinal Joa-
chim Meisner hat CDU und
CSU erneut aufgefordert, das
„C“ aus ihren Parteinamen zu
streichen. Der „Westdeutschen
Zeitung“ sagte Meisner An-
fang Juni: „Was christlich ist,
kann nicht die CDU definie-
ren. Das machen wir.“ In der
säkularen Gesellschaft errei-
che eine christliche Volkspar-
tei keine Mehrheiten mehr.
Der Kirchenbeauftragte der
Unions-Bundestagsfraktion,
Hermann Kues, konterte, der
Kardinal sei in dieser Frage ein
„Einzelgänger“ unter den ka-
tholischen Bischöfen. KNA
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In der Bundeshauptstadt
ist Mitte Mai das „Berliner
Institut für Christliche
Ethik und Politik“ (ICEP)
eröffnet worden.

Der Vorsitzende der Deut-
schen Bischofskonferenz,
Kardinal Karl Lehmann, be-
tonte die Notwendigkeit, das
christliche Menschen- und
Gesellschaftsbild gerade in
Zeiten des Wandels zur Gel-
tung zu bringen. Es sei eine
„hohe Verpflichtung der Kir-
che“ ihre Soziallehre zum
Wohle der Menschen zu ver-
kündigen.

Das ICEP ist eine For-
schungseinrichtung der Ka-
tholischen Hochschule für So-
zialwesen Berlin (KHSB) und
wird staatlich gefördert.

KHSB-Rektor Andreas Lob-
Hüdepohl versteht es als „po-
litische Ideenagentur“, die mit
Analysen zu gesellschaftspoli-
tischen Fragen vom Stand-
punkt christlicher Sozialethik
aus berate. 

Das ICEP erstellt nach den
Worten von Geschäftsführer
Christof Mandry Expertisen
zu sozialethischen Fragestel-
lungen, besonders im Bereich

Christliche Politikberatung
„Ideenagentur“: Berliner Institut nimmt als die Arbeit auf

Die einzige katholische Uni-
versität im deutschen
Sprachraum, die Katholi-
sche Universität (KU) Eich-
stätt-Ingolstadt, hat ihr 25-
jähriges Bestehen gefeiert.

An den acht Fakultäten der
KU arbeiten 4 600 Studenten,
120 Professoren und 200 wis-
senschaftliche Mitarbeiter.
Träger sind die sieben bayeri-

schen Bistümer, die auch 15
Prozent zum Etat beisteuern.
Bayerns Wissenschaftsminister
Thomas Goppel würdigte die
jüngste Universität im Freistaat
als „zeitgemäß und weltoffen“.
Mit ihrem geisteswissenschaft-
lichen Schwerpunkt könne sie
einen wichtigen Beitrag dazu
leisten, aktuelle Probleme um-
fassend und aus verschiedenen
Blickwinkeln zu betrachten.

Namen s ind
Nachrichten
Die Theologin Petra Bahr
ist zur ersten hauptamt-
lichen Kulturbeauftragten
der Evangelischen Kirche
in Deutschland (EKD) be-
rufen worden. KNA
Peter Neher (49) und Ge-
org Cremer (53), Präsident
und Generalsekretär des
Deutschen Caritasverbands
(DCV), sind für weitere
sechs Jahre in ihren Vor-
standsämtern bestätigt wor-
den. Neu im Vorstand ist
Niko Roth (58), der kurz
vor seiner Wahl mit einer
Delegation des BKU über
eine Zusammenarbeit zwi-
schen beiden Verbänden di-
skutiert hatte. KNA
Der  Augsburger Weihbi-
schof Anton Losinger (47)
wird Nachfolger des  Rot-
tenburg-Stuttgarter Bischof
Gebhard Fürst. im nationa-
len Ethikrat. KNA
Der Bundesvorsitzender
der Katholischen Eltern-
schaft Deutschlands
(KED), Walter Eykmann
(67), ist mit dem päpst-
lichen  Silvesterorden aus-
gezeichnet worden. KNA
Magdalena Bogner (57)
ist als Vorsitzende der Ka-
tholischen Frauengemein-
schaft kfd im Amt bestätigt
worden. KNA

Zeitgemäß und weltoffen
25 Jahre Katholische Universität Eichstätt

Eine Wächterfunktion der
Kirchen in Staat und Ge-
sellschaft sieht Kardinal
Karl Lehmann.

Die Kirchen seien kritische
Begleiter und Wächter, damit
die sittlichen Maßstäbe und die
Grundwerte des menschlichen
Zusammenlebens nicht unter
die Räder kämen, sagte er im
Kloster Eberbach. 

Die Kirche werde immer
wieder die Programme, Verhal-
ten und Gesetzesvorhaben der
Politik unter die Lupe nehmen.
Maßstab dabei seien die Men-
schenrechte. Wenn in einer Ge-
sellschaft Wertorientierungen
einseitig umschlügen,  müsse
die Kirche – auch in Form des
Protests und des Streits – um
Werte kämpfen, die viele als
überholt betrachteten. 

Kirchen als Wächter
Lehmann: Zur Not um Werte kämpfen

Einbruch bei der
Kirchensteuer

Die Kirchensteuereinnah-
men in Deutschland sind im
vergangenen Jahr dramatisch
zurückgegangen. Die 27 ka-
tholischen Bistümer erhielten
im Jahr 2004 rund 4,16 Milli-
arden Euro an Steuereinnah-
men und damit 7,59 Prozent
weniger als im Jahr zuvor. Die
evangelische Kirche meldete
einen Rückgang um 8,3 Pro-
zent auf 3,79 Milliarden. KNA

Betriebsbedingte
Kündigungen

Der neue Magdeburger Bi-
schof Gerhard Feige schließt
betriebsbedingte Kündigun-
gen in seinem Bistum nicht
aus. In einem Interview der
Katholischen Nachrichten-
Agentur sagte er, er hoffe auf
sozial verträgliche Lösungen,
wenn dieser Fall eintrete. Die
Folgen der schlechten Haus-
haltssituation seien schon jetzt
spürbar.

Erneut weniger
Neupriester

Die Zahl der Priesteramts-
kandidaten  in Deutschland ist
im Jahr 2004 um weitere fünf
Prozent gesunken. Die Zahl
der zu Priestern geweihten
Männer sank 2004 um 13,8
Prozent auf 112. Im Jahr 2004
bereiteten sich insgesamt 919
Männer auf die Priesterweihe
vor; 2003 waren es noch 967.
KNA

des Sozial- und Gesundheits-
wesens, und will ethische
Überlegungen in Politik, Zivil-
gesellschaft und Wissenschaft
kommunizieren. Mit anderen
Sozialethikern bilde es eine
„Plattform für christliche
Ethik im politischen Raum“.
Vorsitzender des ICEP-Beirats
ist der Tübinger Moraltheolo-
ge Dietmar Mieth. Die Bam-
berger katholische Sozialethi-
kerin Marianne Heimbach-
Steins, der Direktor des 
Forschungsinstituts für Philo-
sophie Hannover, Gerhard
Kruip, der Ethiker der Katho-
lischen Universität Löwen,
Walter Lesch, und die Direkto-
rin der Katholischen Akade-
mie Berlin, Susanna Schmidt,
komplettieren den Beirat. 
KNA

Kurz und Knapp
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p.i.a – so nennt sich eine
Gesellschaft, die sich die
Reform des Arbeitsrechtes
in caritativen Einrichtun-
gen zum Ziel gesetzt hat.

von Andreas Franken

Das Kürzel p.i.a steht für
die Projektgesellschaft inno-
vatives Arbeiten in caritativen
Unternehmen. Mitglieder in
dieser unter dem Vorsitz von
Rechtsanwalt und BKU-Mit-
glied Bernd Molzberger ste-
henden Gesellschaft sind eine
Reihe einflussreicher Unter-
nehmen der Caritas, wie die
Marienhaus GmbH in Wald-
breitbach, die Malteser Träger-
gesellschaft in Köln sowie 
Diözesancaritasverbände in
Köln, München-Freising, Rot-
tenburg-Stuttgart und vielen
anderen. Derzeit repräsentie-
ren die Mitglieder rund 60 000
der mehr als 450 000 Beschäf-
tigten der Caritas. Beraten und
unterstützt wird p.i.a. auch
durch BKU-Vorstandsmit-
glied Dr. Dieter Kirchner.

p.i.a entwickelt und erprobt
eine neue Gehaltsstruktur aus
Grundentgelt, variablem Ent-
gelt und speziellen Zulagen.
Eine stärkere Orientierung des
Gehalts an den Aufgaben so-
wie der Leistung der Mitarbei-
ter wird dabei angestrebt.

Neugestaltung
im Tarifrecht

Eine Neugestaltung des Ta-
rifrechts wird derzeit in vielen
Bereichen diskutiert. So will
der öffentliche Dienst mit dem
am 9. Februar 2005 verab-
schiedeten TVöD stärker und
effizienter werden mit einem
Tarif, der Aufgaben-  und Lei-
stungsorientierung, Kunden-
und Marktorientierung be-
rücksichtigt. Caritative Ein-
richtungen müssen sich an die-

sem Reformprozess aktiv be-
teiligen, wollen sie wettbe-
werbsfähig bleiben. 

Schwachstellen
des BAT

Warum der BAT und damit
auch die AVR, – die Arbeits-
vertragsrichtlinien des Deut-
schen Caritasverbandes –, die
sich am Tarifrecht des öffent-
lichen Dienstes orientieren,
kritisch hinterfragt werden,
wird bei einem Blick auf das
geltende Entgeltsystem ver-
ständlich. Die Vergütung be-
rücksichtigt Kriterien, die für
die Arbeit ohne Bedeutung
sind wie etwa Lebensalter, Fa-
milienstand und Kinderzahl.
Dieses Vergütungssystem
beinhaltet mehrere Zeitauto-
matismen zur Entgelterhö-
hung, die jüngere Mitarbeiter
mit gleicher Tätigkeit und
Qualifikation benachteiligen
und dem Grundsatz „Gleicher
Lohn für gleiche Arbeit“
widersprechen. Und es lässt
keine Berücksichtigung unter-
schiedlicher Leistungen  zu.

Um diese und weitere
Schwachstellen zu beheben,
erarbeiten die Mitwirkenden
der p.i.a schrittweise ein neues
Entgeltsystem, das vor allem
aus einem tätigkeitsorientier-

ten Grundentgelt sowie einem
leistungsbezogenen variablen
Entgeltbestandteil besteht. 

Die Ermittlung des Grund-
entgelts soll sich zukünftig an
den Aufgaben und nicht an der
Person orientieren. Automatis-
men wie die  Zeitaufstiege fal-
len weg. Orts- und Sozialzu-
schläge sollen in die Tabelle
eingebaut werden. Die Ein-
gruppierung soll schlank, ein-
fach und praktikabel werden.

Die Mitwirkenden haben
das Eingruppierungssystem
verschiedener Einrichtungen
überprüft. Derzeit erstellen sie
die Beschreibungen ausge-
wählter Tätigkeiten, die soge-
nannten Richtbeispiele. Diese
dienen der Orientierung bei
der betrieblichen Eingruppie-
rung. Darauf aufbauend fol-
gen  Schattenrechnungen.

Die variablen
Entgeltbestandteile

Der variable Entgeltbe-
standteil besteht zunächst aus
einem Leistungsentgelt, das
nach erbrachter Leistung vari-
abel ist. Es umfasst die Kom-
ponenten Leistungszulage
und/oder Zielentgelt. Die Hö-
he des variablen Entgeltbe-
standteils sollte langfristig et-
wa zehn Prozent des gesamten

Jahresentgelts betragen. Alter-
nativ oder zusätzlich kann ein
erfolgsbezogenes Entgelt ge-
zahlt werden, das ausschließ-
lich oder zusätzlich in Abhän-
gigkeit von betriebswirtschaft-
lichen Kennzahlen fließt.
Die variablen Entgeltbestand-
teile sollen

� Lohngerechtigkeit stärken;
� Leistungsbereitschaft durch

ein transparentes und nach-
vollziehbares Verfahren be-
lohnen;

� Wirtschaftlichkeit fördern.
Damit wird auch das  mitar-

beiterorientierte Führungs-
und Informationsverhalten
verbessert.

Die Einführung des varia-
blen Vergütungsbestandteils
soll das bisherige Entgeltsy-
stem nicht verdrängen, sondern
verbessern. Daher wird der
überwiegende Anteil der Ge-
samtvergütung nicht variabili-
siert. Ein festes monatliches
Einkommen bleibt bestehen.

Im gemeinnützigen Ge-
sundheitssektor ist die Erpro-
bung variabler, leistungsbezo-
gener Vergütungsbestandteile
eine Pioniersituation. Die er-
sten p.i.a-Mitglieder testen seit
diesem Jahr einen variablen
Vergütungsbestandteil. Alle
Modellprojekte werden von
der Universität Trier wissen-
schaftlich begleitet.

Wichtig ist für p.i.a von An-
fang an, die Mitarbeitervertre-
ter in den Prozess einzubezie-
hen. p.i.a ist ein Projekt von
Betroffenen für Betroffene
und lebt von der Unterstützung
von Mitarbeitern und Trägern.
p.i.a freut sich über jedes neue
Mitglied.                                 ■

Weiter Informationen unter
www.pia-projekt.de, Telefon-
Nr. 0 26 38 / 92 52 61.

Flexible Bezahlung statt BAT-Korsett
„p.i.a“ – Die Projektgesellschaft innovatives Arbeiten in caritativen Unternehmen.

Wie sollen Sie bezahlt werden? Helferinnen in einem Pflegeheim
Foto: KNA



Initiativen und Ideen

16_BKU - Journal 2_05

Aus  befreundeten Verbänden

Der neue KKV-Vorstand (v.li): Prälat Prof. Dr.
Friedrich Janssen (Geistlicher Beirat), Dr. 
Heribert Engelhardt (stv. Vorsitzender), Gertrud
Dietl (stv. Vorsitzende), Clemens-August Krapp
(Bundesverbandsvorsitzender), Wilhelm Henge-
feld (Schatzmeister), Elisabeth Spors (stv. Vor-
sitzende), Paul-N. Mathew (Vors. des Förderer-
kreis für Bildungsarbeit des KKV)          Foto: KKV

„KKV - In der Kirche zu Hause - offen
für die Gesellschaft“ - Unter diesem
Motto stand der Bundesverbandstages
der Katholiken in Wirtschaft und Ver-
waltung (KKV) im Mai in München. 
In einer „Münchener Erklärung“ be-
kennt sich der Partnerverband des BKU
zu seiner Rolle als als katholischer Sozi-
alverband und damit als Teil der Kirche.
Die „kulturprägende Kraft des Christen-
tums ist Grundlage unseres Lebens“,
heißt es weiter. Aus dieser Botschaft her-
aus versteht sich der KKV „als Sprach-
rohr der missionarischen Botschaft der
Kirche; eben: In der Kirche zu Hause -
offen für die Gesellschaft“.
Inhaltlich greift die Erklärung die Sorge
um die Arbeitslosigkeit auf. Der Mensch
sei zur aktiven Gestaltung seines Lebens
und seiner Umwelt bestimmt und nicht
zum Nichtstun, heißt es. Folglich sei der

Kampf gegen die Arbeitslosigkeit „mehr
als eine rein ökonomische oder fiskalpo-
litische Aufgabe“. 
Zum neuen Vorsitzenden des KKV wur-
de der Vechtaer Unternehmer Clemens-
August Krapp (66) gewählt. Ebenfalls
neu im Bundesvorstand sind der Kölner
Betriebswirt Michael Brischwein (43)
und der Würzburger Seminarrektor Her-
ibert Engelhardt (44). Der bisherige
KKV-Vorstandssprecher Georg Konen
schied aus dem Vorstand aus.

Höhepunkt der Tagung mit ihren 600
Teilnehmern war ein Festgottesdienst
mit dem Apostolischen Nuntius Dr. Er-
win Josef Ender. Im 1877 gegründeten
KKV engagieren sich knapp 10 000 An-
gestellte, Kaufleute, Handwerker und
Freiberufler für die Katholische Sozial-
lehre und die Stärkung der Ethik in der
Wirtschaft. (Unt/KNA)

Meyer bleibt
Präsident des ZdK
Das Zentralkomitee der deut-
schen Katholiken (ZdK) hat
eine neue Führung gewählt.
BKU-Mitglied Prof. Dr. Nor-
bert Walter gehört wieder dem
Hauptausschuss an.

Prof. D.
Hans Jo-
a c h i m
M e y e r
(Bild) ist
als ZdK-
P r ä s i -
dent für
vier wei-
tere Jah-

re  wiedergewählt worden.
Der frühere sächsische Lan-
desminister steht seit 1997 als
erster Ostdeutscher an der
Spitze des höchsten deutschen
Laiengremiums 
Ebenfalls wiedergewählt als
einer von vier Vizepräsiden-
ten wurde Heinz-Wilhelm
Brockmann (Katholikenrat

Osnabrück). Die übrigen bis-
herigen Vizepräsidenten Dr.
Annette Schawan, Renate
Müller und Dr. Walter Bayer-
lein kandidierten nicht wie-
der. Für sie gewählt wurden
die stellvertretende Bundes-
vorsitzende des Katholischen
Deutschen Frauenbundes
(KDFB) und Generalsekretä-
rin des Cusanus-Werkes, Dr.
Claudia Lücking-Michel, die
Bundesvorsitzende der Ka-
tholischen Frauengemein-
schaft (KFD), Magdalena
Bogner, und der Vorsitzende
des Katholikenrates Speyer
Dr. Christoph Braß.
BKU-Mitglied Prof. Dr. Nor-
bert Walter, der als Einzelper-
sönlichkeit dem ZdK ange-
hört, wurde als Mitglied des
Hauptausschusses wieder-
gewählt. Diesem Gremium
gehören neben dem Präsiden-
ten und den vier Vizepräsi-
denten sowie den Sprechern
der zehn Sachbereiche 15
weitere Persönlichkeiten an.

Vesper kandidiert
für Bundestag
Stefan Vesper (49), General-
sekretär des Zentralkomitees
der deutschen Katholiken
(ZdK), will sich bei den kom-
menden Wahlen für ein
Bundestagsmandat der CDU
bewerben. Der Theologe und
Bruder des bisherigen bünd-
nisgrünen Bauministers in
NRW, Michael Vesper, werde
sich im Rhein-Sieg-Kreis bei
Bonn um ein Mandat bewer-
ben, bestätigte das ZdK in
Bonn. Vesper werde auch im
Falle seiner Wahl weiter ZdK-
Generalsekretär bleiben, un-
terstrich ZdK-Pressesprecher
Theodor Bolzenius.

KKV wählt Krapp an die Spitze – Münchener Erklärung
mit Bekenntnis zur Rolle als katholischer Sozialverband

150 Jahre 
Unitas 

Der älteste deutsche Stu-
dentenverband, die Uni-
tas, hat im Mai sein 150-
jähriges Bestehen ge-
feiert. Der 1855 gegrün-
dete Unitas-Verband ist
mit rund 5 000 Aktiven
und Alten Herren nach
CV und KV der drittgröß-
te katholische Studenten-
verband in Deutschland.
Unitas-Korporationen
gibt es in den meisten
Hochschulstandorten.
Vor 15 Jahren hatte sich
der Verband als Erster für
Studentinnen geöffnet.
Bei der Generalversamm-
lung zum Jubiläum wurde
mit der Bonner Hoheda-
men-Corporation Clara
Schumann erstmals eine
Studentinnenverbindung
an die Spitze des Gesamt-
verbandes gewählt.
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Bundesfamlienministerin
Renate Schmidt, die stell-
vertretende Vorsitzende der
Bertelsmann Stiftung, Liz
Mohn, und der Präsident
des Deutschen Industrie-
und Handelskammertags,
Georg Ludwig Braun, ha-
ben im Rahmen der „Alli-
anz für die Familie“ das
Internet-Portal www.mittel-
stand-und-familie.de freige-
schaltet.

von Angela Fauth-Herkner

Das Portal für mehr Fami-
lienfreundlichkeit in Deutsch-
land kann von kleinen und
mittleren Unternehmen
(KMUs) als virtuelle Personal-
abteilung genutzt werden. Es
richtet sich vornehmlich an
Entscheider und Personalver-
antwortliche des Mittelstands,
der mit rund 80 Prozent aller
Beschäftigten größter Arbeit-
geber in Deutschland und die
wichtigste wirtschaftliche Ba-
sis für Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen mit Familien
ist. Auch die Mitarbeiter/-in-
nen von KMUs finden hier
wertvolle Informationen, um
ihre berufliche und private Le-
benssituation in Kooperation
mit ihren Arbeitgebern opti-

mal zu koordinieren.
Das Portal gliedert sich in

drei Kernbereiche: Unter „Lö-
sungen“ werden verschiedene
Konzepte Arbeitszeit und Kin-
derbetreuung beschrieben.
Außerdem finden sich hier
Hilfestellungen für konkrete
Lebenssituationen wie Eltern-
zeit oder Pflege von Angehöri-
gen. Die Umsetzung wird
Schritt für Schritt und ver-
ständlich erläutert. Fragebö-
gen und Checklisten erleich-
tern die Realisierung. Bei den
Lösungen werden möglichst
einfache und zugleich effekti-
ve und kostengünstige Instru-
mente aufgeführt. Beispiel-
rechnungen beschreiben Kos-
ten und Fördermöglichkeiten.

Der Bereich „Akademie“
bietet Artikel, Studien Fortbil-
dungsangebote und Literatur-
hinweise zum Thema Familie

und Beruf. Hier finden sich
Präsentationsmaterialien zum
Download, Fallbeispiele, Be-
griffserläuterungen und Ver-
anstaltungshinweise. Als Be-
sonderheit werden Vorträge
per Telefonkonferenz angebo-
ten – etwa zum flexiblen Ar-
beits(zeit)management.

In der „Infoline“ schließ-
lich stehen montags bis frei-

tags von 8.00 bis 20.00 Uhr
Experten für eine eine persön-
liche Beratung rund um die
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf zur Verfügung. Unter-
stützend gibt es eine umfang-
reiche Info-Datenbank mit
hilfreichen Adressen. (Telefon
0180 3 444 333 (9 Cent/min.)

Das Portal bietet damit um-
fassende Unterstützung für
KMUs, die angesichts be-
grenzter Ressourcen eine
wertvolle Ergänzung innerbe-
trieblicher Maßnahmen sein
kann. Wird den Beschäftigten
eine bessere Vereinbarkeit von
Familie und Beruf ermöglicht,
steigt die Motivation sowie die
Bindung qualifizierter Mitar-
beiter, wodurch Kosteneinspa-
rungen und Wettbewerbsvor-
teile erzielt werden können. ■

Virtuelle Personalabteilung für den Mittelstand
Das Internet-Portal „Mittelstand und Familie“ hilft Unternehmen, Beruf und Familie zu vereinen

weiten Teilen Ost- und Süd-
osteuropas lässt viele Men-
schen den Kopf in den Sand
stecken, wie Erzbischof Sta-
nislav Hocevar aus Belgrad bei
der Pfingstaktion 2005 in
Stuttgart betont hat.

Renovabis-Hauptgeschäfts-
führer Pater Dietger Demuth
CSsR weist darauf hin, dass
mehr als ein Drittel aller Ju-
gendlichen in Albanien, Bul-
garien und in Polen arbeitslos

sind. Ihnen will Renovabis in
ihrer eigenen Heimat Perspek-
tiven eröffnen.

Renovabis wurde 1993 als
Hilfswerk für Mittel- und Ost-
europa von den deutschen Bi-
schöfen ins Leben gerufen
wurde.  Das Hilfswerk  soll
„Inseln der Hoffnung“ in ei-
nem Meer der Perspektivlosig-
keit schaffen.  Es  stellt Gelder
für katholische Schulen und
für die Zeit nach der Schule

zur Verfügung. Im Berufs-
schulzentren Rreshen in Nord-
albanien etwa werden seit En-
de 2004 60 Jugendliche ausge-
bildet.
www.renovabis.de, Spenden-
konto 94 bei der Darlehnskasse
Münster (DKM) BLZ 40060265.

Die Jugendlichen im Osten
Europas stehen 2005 im
Mittelpunkt der Aktion von
Renovabis. Das Jahresmotto
lautet „Ich will euch Zu-
kunft und Hoffnung geben -
Solidarisch mit Jugend-
lichen im Osten Europas“.

Zeichen der Hoffnung
brauchen die jungen Men-
schen im Osten Europas drin-
gend. Die soziale Realität in

Inseln der Hoffnung schaffen
Renovabis hilft den Jugendlichen im Osten Europas

Das Portal
Das Portal Mittelstand und Familie ist Bestandteil des Pro-
jekts „Balance von Familie und Arbeitswelt“, das die Ber-
telsmann Stiftung in Kooperation mit dem Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend realisiert. Ge-
fördert wird das Portal aus Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds. Die Allianz für die Familie, gegründet 2003 durch
Renate Schmidt und Liz Mohn, unterstützt gemeinsam mit
Arbeitgebern und Arbeitnehmervertretern die Unternehmen
in Deutschland dabei, eine familienfreundliche Personalpo-
litik in den Betrieben umzusetzen.
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Ethik im globalisierten Alltag
Mai 2006: Die UNIAPAC lädt zum Weltkongress nach Lissabon

Ein Blick auf den malerischen Strand und die Silhouette von Lissabon.
Hier findet im Mai 2006 der Weltkongress der UNIAPAC statt. Foto UNIAPAC

Zum 2. Mal findet vom 10.
bis 12. November im österrei-
chischen Laxenburg das Sym-
posium „Management und
Spiritualität“ statt. Zu den Re-
ferenten zählen der Gründer
der SEKEM Gruppe und Trä-
ger des Alternativen Nobel-
Preises 2003, Prof. Dr. Ibra-
him Abouleish, der Chefvolks-
wirt der Deutschen Bank,
BKU-Mitglied Prof. Dr. Nor-
bert Walter, und Plansecur Ge-
schäftsführer Johannes Scze-
pan. Sie arbeiten in Vorträgen
und Workshops an „Strategien
und Praxismodellen für Sinn
stiftendes Wirtschaften“. Zum
Auftakt lädt Jesuitenpater
Benno Kuppler zum Work-
shop „Zeitwert – Werte der
Zeit – WerteVolle Zeit“
Infos: www.laxenburgerforum.at

Die Termine für die näch-
sten Katholiken- und Kir-
chentage stehen jetzt fest.

Das Zentralkomitee der
deutschen Katholiken (ZdK)
wird 2006 in Saarbrücken und
2008 in Essen den 96. und 97.
Deutschen Katholikentag or-
ganisieren. Die Verantstaltung
in Saarbrücken steht vom 24.
bis 28. Mai 2005 unter dem
Motto „Gerechtigkeit vor
Gottes Angesicht“. Der BKU
wird dort mit befreundeten
katholischen Verbänden ver-
schiedene Foren inhaltlich ge-
stalten. Der gastgebende Trie-
rer Bischof Reinhard Marx er-
wartet für die Veranstaltung
einen deutlichen europäischen
Akzent.

Das Präsidium des Deut-
schen Evangelischen Kir-
chentages (DEKT) und die
Vollversammlung des Zen-
tralkomitees der deutschen
Katholiken (ZdK) haben je-

weils einmütig beschlossen,
den zweiten Ökumenischen
Kirchentag im Jahr 2010 in
München zu veranstalten. Sie
gehen dabei davon aus, dass
eine gemeinsame Einladung
der Ortskirchen erfolgt und
die finanziellen Rahmenbe-
dingungen für eine entspre-
chende Großveranstaltung ge-
schaffen werden können. Die
Gremien folgten damit einer
Empfehlung von Delegatio-
nen beider Trägerorganisatio-
nen. Das genaue Datum steht
noch nicht fest.

Noch in diesem Jahr rich-
ten ZdK und DEKT aber eine
Arbeitsgruppe ein, die unter
dem Leitthema „Christ sein in
der Gesellschaft – Christ sein
für die Gesellschaft“ einen ge-
meinsam getragenen Prozess
„Auf dem Weg zum zweiten
ÖKT“ begleiten soll. Der
nächste evangelische Kirchen-
tag findet im Jahr 2007 in
Köln statt. Wi/KNA

Spiritualität in
Laxenburg

Der 22. Weltkongress der
Internationalen Vereini-
gung christlicher Unterneh-
merverbände (UNIAPAC)
findet vom 25.-27. Mai 2006
in Lissabon statt.

Er steht unter dem Thema
„Bessere Unternehmer sein in
der globalisierten Welt“. In-
haltlich soll die Frage reflek-
tiert werden, wie sich christli-
che Führungskräfte in der
Wirtschaft darauf vorbereiten
können, ihre ethischen Werte
in der globalen, immer kom-
plexer werdenden Welt im
unternehmerischen Alltag zu
leben. Zum Gedanken- und
Erfahrungsausstausch zu die-
ser Thematik erwarten die Or-
ganisatoren  circa 500 Unter-

ner Wallfahrt nach Fatima.   ■

Weitere Informationen unter:
www.uniapac.org 

nehmer aus der ganzen Welt.
Im Anschluss an den Kon-

gress besteht am 28. Mai das
Angebot zut Teilnhame an ei-

Die Präambel der EU-Ver-
fassung ist aus Sicht des
Freiburger Kirchenrechtlers
Stefan Mückl in sich wider-
sprüchlich.

Hinsichtlich der Stellung
von Religion und Kirchen wer-
de sie ihrem eigenen Anspruch
auf Sicherung von „Einheit in
Vielfalt“ nicht gerecht, sagte
Mückl Ende April bei der So-
zialethiker-Tagung in Mön-
chengladbach. Mit der bewus-
sten Ausklammerung eines
Gottesbezugs würden bereits
breite Lebenswirklichkeiten
der Menschen ausgeblendet.
Der Verfassungsvertrag selbst
gehe in seinen beiden „Kir-
chenartikeln“ sehr viel weiter.
Die Tagung zum Thema „Das
Europa der 25“ wurde veran-
staltet von der Katholischen
Sozialethischen Zentralstelle. 

Mehr Volksnähe hat derweil
der katholische Rottenburg-
Stuttgarter Bischof Gebhard

Fürst von den Europapoliti-
kern gefordert. Sie dürften
Entscheidungen „nicht ein-
fach von oben herab fällen“,
sagte Fürst in einem Interview.
Europa-Skepsis sei hinsicht-
lich einer Überregulierung aus
Brüssel teilweise berechtigt.

Nach dem Scheitern des
Verfassungsreferendums in
Frankreich und Holland sieht
die EU-Bischofskommission
COMECE kaum noch Chan-
cen für ein Inkrafttreten des
Vertrags. Die Aussichten da-
für seien massiv gesunken, er-
klärte der stellvertretende
COMECE-Generalsekretär
Stefan Lunte. Das Referen-
dum sei eine Enttäuschung für
all jene, die den Verfassungs-
vertrag als akzeptablen Kom-
promiss verteidigt hätten. Das
Dokument sei nicht ausrei-
chend verständlich und nicht
ausreichend in Einklang mit
den Wünschen der Mehrheit
der Bürger. KNA

Europa und Ökumene
Die nächsten Kirchen- und Katholikentage

„Von oben herab“
Sozialethikertagung thematisiert Europa
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Bei einer internationalen
Konferenz in Frankfurt
stellte Pax-Bank-Vorstand
Winfried Hinzen das Retail-
Produkt vor.

von Martin J. Wilde

Der Vorstand der Pax Bank
eG und BKU-Schatzmeister
Winfried Hinzen, hat auf einer
internationalen Mikrofinanz-
Konferenz in Frankfurt ein
neues Fonds-Produkt vorge-
stellt. Dabei handelt es sich
um einen Publikumsfonds, der
das in ihm angelegte Vermö-
gen unter anderem in Mikrofi-
nanz-Institute in Entwick-
lungsländern investieren soll.
Mikrofinanz-Institute sind
den deutschen Volksbanken
vergleichbar und spezialisie-
ren sich auf Finanzdienstlei-
stungen für die Masse der ar-
men Bevölkerung in Entwick-
lungsländern, – mit erstaun-
lichen Erfolgen. Die Uganda
Microfinanze Union bei-
spielsweise hat ihre Kleinkre-
ditkunden im vergangen Jahr
von 45 000 auf mehr als 
90 000 verdoppelt und erzielt
dabei eine Rückzahlungsquote
von mehr als 98 Prozent. 

Der Pax-Liga-Fonds soll
Ende des Jahres unter dem
Dach der UNION Investment,
der Fondsgesellschaft der

Volks- und Raiffeisenbanken,
in Luxemburg aufgelegt wer-
den. Partner bei diesem Vorha-
ben ist die belgische Invest-
mentgesellschaft INCOFIN,
mit der die BKU-nahe AFOS-
Stiftung bereits seit einigen
Jahren zusammenarbeitet, und
die das Mikrofinanz-Portfolio
managen soll. 

Erstes Publikumsprodukt
in Deutschland

INCOFIN, an der der flämi-
sche Schwesterverband des
BKU, VKW und zahlreiche
seiner Mitglieder beteiligt
sind, hat bereits Anfang des
Jahres in Belgien mit der
KBC-Bank einen ähnlichen
Fonds für institutionelle Inve-
storen aufgelegt - allerdings
für institutionelle Investoren.
Die Pax Bank wäre mit diesem
Fonds das erste Finanzinstitut,
dass ein echtes Publikumspro-
dukt auf den deutschen Markt
bringt. In Europa gibt es ver-
gleichbare Produkte für das
Retail-Banking bisher nur in
der Schweiz und in Holland.

Um den Anforderungen an
die hohe Liquidität und die Si-

cherheit der Anlagen einer-
seits und den langfristigen
(Re)Finanzierungsbedürfnis-
sen der Mikrofinanz-Institute
in Entwicklungsländern ande-
rerseits gerecht zu werden,
wird der Fonds 20 Prozent des
Anlagevolumens in Mikrofi-
nanz-Institute und 80 Prozent
in festverzinsliche Anleihen
von ethisch orientierten Unter-
nehmen investieren – schwer-
punktmäßig in Entwicklungs-
banken wie die Kreditanstalt
für Wiederaufbau (KfW) oder
die Weltbank. 

Attraktive 
Rendite

Die 20 Prozent Mikrofi-
nanz-Investitionen sollen indi-
rekt in Form eines festverzins-
lichen Darlehens an die auf
Mikrof inanz-Investitionen
spezialisierte belgische IN-
COFIN investiert werden, die
diese dann weltweit in Mikro-
finanz-Institute investiert. Die
Pax Bank stellt ihren Kunden
eine jährliche Rendite von vier
bis 4,5 Prozent in Aussicht.

Bei den 250 internationalen
Finanz-markt- und Entwick-

lungsexperten, die für zwei Ta-
ge in Frankfurt die Frage nach
privatwirtschaftlichen Investi-
tionen in Mikrofinanz-Institu-
te diskutierten,  stieß das Vor-
haben der Pax Bank auf eine
positive Resonanz. „Endlich
wachen die Deutschen auch
auf und merken, dass das The-
ma Mikrofinanz nichts mit ei-
nem Himmelfahrtskommando
zu tun hat, sondern mit interes-
santen Investitionsmöglichkei-
ten auch für die Privatwirt-
schaft“, stellte der Vertreter ei-
ner amerikanischen Venture-
Capital Gesellschaft fest. 

Als „sensationell“ wertete
der frühere entwicklungspoliti-
sche Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Prof. Dr.
Winfried Pinger, das Interesse
der privaten Finanzwirtschaft
am Thema Mikrofinanz: „Aus
entwicklungspolitischer Sicht
stehen wir vor einem echten
Paradigmenwechsel. Statt staa-
lich subvebtionierter Entwick-
lungsprojekte geht es jetzt
mehr und mehr um privatwirt-
schaftliche Zusammenarbeit,
zum Nutzen der Armen, die
nun Zugang zu Sparen und
Kredit erhalten.“                     ■

Bei einem festlichen Abendessen für BKU-Mitglieder und Teilnehmer der KfW-Konferenz im Schloss Kleinheu-
bach wurden die aktuellen Mikrofinanz-Konzepte vorgestellt: Board Chairman Charles W. Nalyaali von der UGAN-
DA MICROFINANCE UNION (linkes Bild v. li.) berichtete von seinen Plänen für Uganda. Interessierte Zuhörer fand
er in Prof. Dr. Winfried Pinger, Gastgeberin Königliche Hoheit Fürstin Anastasia sowie in BKU-Geschäftsführer
Martin J. Wilde (rechtes Bild v. re.), Prof. Dr. Ernst Hagenmeyer und Gastgeber  Fürst Konstantin Alois zu Lö-
wenstein.                  Fotos: Peter Unterberg

Pax-Bank plant Mikrofinanz-Fonds
Internationale Konferenz in Frankfurt - Hinzen stellt Retail-Produkt vor - Resonanz positiv
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Visionär, Macher, Schlitzohr
IHK und BKU erinnern an den 100. Geburtstags von Franz Greiß

Am 22.April wäre der
Gründungsvorsitzende des
BKU, Franz Greiß, 100 Jah-
re alt geworden. In einer ge-
meinsamen Veranstaltung
würdigten der BKU, die In-
dustrie- und Handelskam-
mer zu Köln (IHK) und die
Union europäischer IHK´s
an Rhein, Rhône, Donau
und Alpen das Lebenswerk
des 1995 verstorbenen
Greiß.

Der Tag begann mit einer
Kranzniederlegung an Greiß´
Grab auf dem Kölner Mela-
tenfriedhof. Anschließend las
der Geistliche Berater des
BKU, Prof. Dr. Wolfgang
Ockenfels eine Messe für ihn. 

Die eigentliche Feierstunde
wurde von IHK-Präsident
Paul Bauwens-Adenauer mit
einem Greiß-Zitat eröffnet:
„Gestatten Sie mir, etwas in
Deutschland Unpopuläres und
Unmodernes zu tun, nämlich
als Wirtschafter über wirt-
schaftliche Fragen zu spre-
chen.“ Diese Aussage bringe
zum Ausdruck, dass es damals
in Deutschland nicht selbst-
verständlich war, dass sich die
Wirtschaft um die Gestaltung
des Staatswesens bemühte
oder in die Politik einmischte,
sagte Adenauer und ergänzte:
„Franz Greiß war einer, der
hier anders dachte und anders
handelte. Dies war damals von

großer Bedeutung und ist es
auch heute noch.“ 

Der Kammerpräsident

Da Franz Greiß politisch
unbelastet war, wurde er 1945
zur Mitarbeit beim Aufbau der
IHK aufgefordert, deren Prä-
sident er elf Jahre lang blieb.
Anschließend engagierte er
sich noch von 1960 bis 1970
als ihr Vizepräsident und seit
1970 als Ehrenpräsident. 

Adenauer würdigte, dass
Greiß als erster frei gewählter
Präsident der IHK nach dem
Krieg in vielen Einzelfragen
für die Wiederankurbelung der
Wirtschaft gesorgt hat: „Er
war ein Macher, der auch vor

den aufwändigsten Gängen
zur Besatzungsverwaltung
nicht zurückschreckte. Er
sorgte für Produktionsgeneh-
migungen, insbesondere für
die Nahrungsmittelindustrie.
Im Verkehr mit den Besat-
zungsbehörden kam ihm eine
gewisse Schlitzohrigkeit zur
Hilfe. Der Glanzstoff-Cour-
taulds zum Beispiel war die
Produktion von Zellwolle zur
Textilherstellung untersagt
worden. Also beantragte er ei-
ne Genehmigung für die Pro-
duktion von Erntebindegarn.
Schnell wurde in den Abneh-
merkreisen bekannt, dass sich
daraus erstklassige Strümpfe
machen ließen.“

Adenauers Fazit: „Franz
Greiß und seine Generation
haben sich im höchsten Maße
für die Gesellschaft engagiert.
Auch heute brauchen wir sol-
che Unternehmer, die die öf-
fentlichen Angelegenheiten zu
den ihrigen machen, da Wirt-
schaft immer auch Gesell-
schaft ist. Franz Greiß hat das
erkannt und sich engagiert.
Wir alle sind aufgerufen, im
Sinne von Franz Greiß die frei-
heitliche Zukunft unseres Lan-
des zu sichern. 

Der Internationalist

Der Präsident der UNION
europäischer Industrie- und
Handelskammern an Rhein,
Rhône, Donau und Alpen, Ha-
rald Bollmann, erinnerte dar-
an, dass Greiß 1949 auch zu
den Initiatoren dieser Organi-
sation gehört hat. Die Vollver-
sammlung der UNION im
September 1952 in Köln nutz-
te Greiß für eine weitere Vi-
sion. Schon damals dachte er
an den Umweltschutz und for-
derte eine internationale Zu-
sammenarbeit zur Sauberhal-
tung des Rheins.

Als Vertreter der Familie
waren die drei Töchter von
Franz Greiß samt Ehepartnern
anwesend: Barbara und Ru-
dolf Olligs, Christa und Dr.
Grünther Habel sowie Marie-
Therese und Dr. Alfons Titz-
rath. Für sie alle bedankte sich
Schwiegersohn Alfons Titz-
rath für die Ausrichtung der
Feier. Er schlug er den Bogen
zu den Eröffnungsworten von
IHK-Präsident Adenauer und
betonte, dass der Betrieb für
Greiß der Ausgangspunkt all
seiner Bemühungen war.      ■

Jubiläumsredner und Gäste: IHK-Geschäftsführer Dr. Herbert Ferger, Kammerpräsident Paul Bauwens-
Adenauer, Festredner Bischof Prof. Reinhard Marx, BKU-Mitglied Wilhelm Werhahn und Greiss-Schwiegersohn 
Alfons Titzrath.                                                                                                                              Foto: Alfred Koch

Mit einer Kranzniederlegung am Grab von Franz Greiss auf dem Kölner
Melatenfriedhof begann der Gedenktag.                     Foto: Peter Unterberg
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Franz Greiss
22.04.1905 geboren in Worrin-
gen (heute Köln)
1927 Eintritt  in die Glanzstoff-
Courtaulds, Köln
1945 Geschäftsführer bei
Glanzstoff Courtaulds
1947 bis 1958 Präsident  der
IHK zu Köln
1946-1949 Gründungsvorsit-
zender der Arbeitgeberverbän-
de Chemie auf Bezirks-, Lan-
des- und Bundesebene
1949 bis 1965 und 1971 bis
1973 Bundesvorsitzender des
BKU
1950 Gründungsvorsitzender des
Vereins „Die WAAGE“
1965 Ehrendoktorwürde der
Universität zu Köln
1963 bis 1967 Präsident der
Union der IHKs der Rhein-,
Rhone und Donaugebiete
1995 Tod in Köln

Unternehmer mit Geist und Seele
Cornelius G. Fetsch würdigt den BKU-Gründungsvorsitzenden, Dr. h.c. Franz Greiß

Für den BKU würdigte der
Ehrenvorsitzende Cornelius
G. Fetsch den Jubilar Franz
Greiss. Nachfolgend eine
gekürzte Dokumantation
der Rede.

Von Cornelius G. Fetsch

„Wer nur etwas von der
Chemie versteht, versteht
auch das nicht richtig“ – mit
diesem Bonmot aus seiner
Branche möchte ich Ihnen
Franz Greiß aus der Sicht des
BKU vorstellen, dessen Grün-
dungsmitglied und erster Vor-
sitzender er war. Prägend für
sein Leben war, dass er sich
seinen Weg weitgehend selber
erarbeitet hat. Bildung war für
ihn zeitlebens ein hohes Gut.

Zu seinem 75. Geburtstag
sprach ein Redner von dem
Greißschen Viereck: Köln –
katholisch – Unternehmer –
Wirken nach außen. Für ihn
war es stets wichtig, prakti-
sche Lösungen zu finden – im
Betrieb, in den Verbänden, in
der Kirche, in der Gesell-
schaft. „Der Unterschied zwi-
schen Kardinal Frings und mir
bestand darin, dass ich nicht in
Latein sondern in Deutsch das
ausgesprochen habe, was an-
dere getan oder gedacht ha-
ben“, schrieb er in seinen „Ge-
danken-splittern“ 1980.

Unternehmer mit Blick
über den Tellerrand

Franz Greiß war mit Leib
und Seele Unternehmer – aber
eben jemand, der bewusst über
den Tellerrand seines Betrie-
bes hinaussah. Das galt be-
sonders für die Stunde Null
nach dem Zweiten Weltkrieg.
In den Gedankensplittern
schreibt er dazu: „Weltan-
schauungen bestimmen we-
sentlich das gesellschaftliche
und auch das wirtschaftliche

Leben. Nachdem der Natio-
nalsozialismus zusammenge-
brochen war, war es fast natür-
lich, dass auch die christliche
Soziallehre antreten musste,
um ihren Beitrag zum Wieder-
aufbau unseres Vaterlandes zu
leisten.“

Bei der Gründung des BKU
wandte er sich eindeutig gegen
die Pläne, einen katholischen
Unternehmer-Verband im Sin-
ne eines Tarifpartners zu
schaffen. Er sah, dass in
Deutschland die Richtungsge-
werkschaften durch die Ein-
heitsgewerkschaft DGB abge-
löst worden waren. Nicht die
Errichtung konfessioneller Ar-
beitgeberverbände konnte an-
stehen, sondern die Durch-
dringung der Unternehmeror-
ganisationen mit katholischem
Gedankengut durch die Mitar-
beit aktiver katholischer
Unternehmer. Franz Greiß war
es auch, der den Beitritt des
BKU in die Bundesvereini-
gung der Arbeitgeberverbände
betrieben und erreicht hat. 

Die Gründer des BKU wus-
sten 1949 um die Orientie-
rungskraft der Katholischen
Soziallehre. Dieses Denken
bei ihm und den übrigen Grün-
dern des BKU, den „zwölf

Aposteln“, darunter auch Pater
Oswald von Nell-Breuning,
führte zu der Trias in der Struk-
tur und Arbeitsweise des BKU,
die auch heute noch gilt: dem
Zusammenwirken von Unter-
nehmern mit Geistlichen und
Wissenschaftlichen Beratern.

Professor Höffner
als Lehrmeister

Der erste Geistliche Berater
des BKU war der damalige
junge Trierer Professor Joseph
Höffner. In vielen Unterhal-
tungen mit ihm lernte Greiss
die Katholische Soziallehre
kennen und konnte sie auf ihre
Anwendbarkeit im Tagesge-
schehen abtasten. Marksteine
seiner engagierten Tätigkeit
im BKU waren die Themen: 

� Vermögensbildung in Ar-
beitnehmerhand;

� die Mitbestimmung;
� die dynamische Rente;
� die Aktion „DIE WAAGE“,

die die Vorzüge der jungen
Sozialen Marktwirtschaft
allgemeinverständlich dar-
stellte.

Franz Greiß hat Wilfrid
Schreiber, den späteren Ordi-
narius für Sozialpolitik an der

Universität Köln, zum ersten
Geschäftsführer des BKU be-
rufen. Schreiber verstand es
laut Greiss, „Probleme die ich
im Betrieb hatte, in grandioser
Weise ins Makroökonomische
zu übertragen“. Schreibers
großer Wurf war jedoch die
Entwicklung der dynamischen
Rente. 

Franz Greiß und Wilfrid
Schreiber waren ein gutes Ge-
spann, weil sie sich auf dersel-
ben Ebene bewegten. Praktisch
und realistisch im Angang,
praktisch und realistisch auch
in der Arbeit und Zielsetzung.

Wir können die Formulie-
rung Schreibers: „Die Kern-
aussage der Katholischen So-
ziallehre ist die Botschaft des
sozialen Friedens“ auch als
das Vermächtnis von Franz
Greiß ansehen. Es ist gut, Vor-
bilder wie Franz Greiß zu ha-
ben, damit wir Werte  schätzen
und Ideale nicht aufgeben. ■

Die gesamte Rede ist dokumen-
tiert unter www.bku.de Publika-
tionen - Einzelpublikationen

Er prägte den BKU in den Anfangsjahren: Der Gründungsvorsitzende
Franz Greiss, 1905-1995.
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Möglicherweise wird es in
Deutschland bald ein neues
Berufsbild geben: Den Be-
werber. Die Rechtsgrundla-
ge hierfür bilde das geplan-
te Antidiskriminierungsge-
setz (ADG), sagte der
Bundestagsabgeordnete
Markus Grübel jetzt bei ei-
ner BKU-Veranstaltung in
Overrath bei Köln.

von Peter Unterberg

Diese „Bewerber“ seien
Menschen, die eigentlich gar
keine Stelle suchen, sondern
Bewerbungen in Serie schrei-
ben, um bei Absagen eine Dis-
kriminierung zu unterstellen
und Schadenersatz einzukla-

gen, sagte Grübel.
Der Entwurf zum ADG hat

im BKU bereits für Unruhe
gesorgt, wie eine Mitglieder-
umfrage zum Thema zeigte (s.
BKU-Journal 1/05). Für Grü-
bel ist dies ein „Lebensver-
komplizierungsgesetz“, das
nicht nur Minderheiten schüt-

ze: Schließlich sei jeder
Mensch Mann oder Frau, alt
oder jung und habe eine se-
xuelle Orientierung.

Wie Grübel berichtete, hat
die Regierungskoalition unter
dem Druck der Opposition
und der Wirtschaft dem Ge-
setzentwurf mittlerweile eini-

Lebensverkomplizierungsgesetz
Der Abgeordnete Grübel zum (damals) neuesten Stand des Antidiskriminierungsgesetzes

„Bischof, Sie müssen für Werte sorgen!“
Der Trierer Bischof Prof. Dr. Marx als Festredner für Franz Greiss

ge Zähne gezogen. Entfallen
sei etwa der Schadenersatz bei
Benachteiligungen durch Drit-
te: Nach dem ersten Entwurf
hätte ein Arbeitgeber seine
Mitarbeiter selbst dann ent-
schädigen müssen, wenn sie
etwa durch Lieferanten oder
Kunden diskriminiert werden.
Die Kirchen konnten errei-
chen, dass Sie auch in Zukunft
ihre Mitarbeiter nach Reli-
gionszugehörigkeit auswählen
und sie dazu verpflichten dür-
fen, zentrale Aussagen der ei-
genen Lehre zu befolgen.

Was Grübel damals noch
nicht wissen konnte: Das kom-
plette Gesetz wird wohl im
Strudel der Bundestags-Neu-
wahlen untergehen.                     ■

Über die Folgen des ADG diskutierten MdB Markus Grübel (re.) und Kölns
BKU-Vorsitzender Philipp Laufenberg.                        Foto: Peter Unterberg

Um die Zukunft der Sozia-
len Marktwirtschaft ging es
in der Festansprache, die
der Bischof von Trier, Prof.
Dr. Reinhard Marx, bei der
Jubiläumsfeier für Franz
Greiss hielt.

von Peter Unterberg

„Die Soziale Marktwir-
schaft wird akzeptiert, weil sie
erfolgreich ist. Sie ist deshalb
erfolgreich, weil sie richtig ist.
Wir können aber nicht sicher
sein, ob dies in Zukunft so
bleibt“, mahnte Marx. Gleich-
zeitig äußerte er jedoch die
Hoffnung, dass diese Wirt-
schaftsform kein Sonderfall
der Geschichte sein wird. 

Als Bischof, der bei einer
BKU-Veranstaltung auftrat,
ging Marx natürlich auch auf
die Frage ein, ob sich die So-
ziale Marktwirtschaft auf die
Katholische Soziallehre beru-
fen kann. Während diese Fra-
ge heute eindeutig bejaht wer-
den könne, sei dies zu Anfang

durchaus nicht klar gewesen,
erinnert er sich. So habe Papst
Johannes Paul II. verkündet,
der Wettbewerb sei zwar an
sich positiv, nicht aber als Le-
bensprinzip für alle Bereiche.
Für den verstorbenen Papst sei
der Wurzelgrund die mensch-
liche Freiheit gewesen, die
wiederum im Wettbewerb ih-
ren Ausdruck finde.

Wettbewerb ist ein
Zivilisationsprodukt

Doch auch unabhängig von
der christlichen Einstellung
gibt es für Marx keine voraus-

setzungslose Marktwirtschaft.
Der Wettbewerb sei keine na-
turgegebene Erscheinung,
sondern ein hochentwickeltes
Zivilisationsprodukt. Voraus-
setzung hierfür sei das richtige
Menschenbild einer Gesell-
schaftsordnung und ein tra-
gendes Wertegerüst. Viele hät-
ten jedoch die falsche Vorstel-
lung, dass dass sich Werte
durch die Erneuerung von
Lehrplänen schaffen lassen.
Das zeige sich, wenn er mit
Forderungen folgender Art
konfrontiert werde: „Bischof,
Sie müssen für Werte sorgen“.
Marx hält dagegen, dass

„Überzeugungen nur in Gene-
rationen wachsen“. In der heu-
tigen Zeit lasse sich dies auch
nicht mehr rein national ab-
handeln. Eine ethisch akzepta-
ble Marktwirtschaft sei nur
möglich, wenn Demokratie
und Rechtsstaat global reali-
siert werden. „China ist ein
großes Problem in dieser Hin-
sicht,“ mahnte er.

Auf nationaler Ebene gehö-
re auch der soziale Ausgleich
in diese Ordnung. So dürfe
kein Mensch ausgeschlossen
werden, forderte Marx. Dieser
Ausgleich sei jedoch mehr als
die Zahlung von Transferlei-
stungen: Wichtig sei auch die
Verbesserung der Chancen.

Soziale Marktwirtschaft sei
eine anstrengende Arbeit, bei
der die Beziehungen zwischen
Staat und Markt immer neu
hinterfragt und mit dem Men-
schenbild verglichen werden
müssen. „Gott hat uns ge-
schaffen, weil er uns etwas zu-
traut, und nicht, weil er uns be-
treuen will.“                             ■

Die Soziale Marktwirtschaft und Katholische Soziallehre sind durchaus
kompatibel, findet Bischof Marx.                               Foto: Peter Unterberg
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Lebensschutz muss von Anfang an gelten
Die Klon-Erfolge in Korea bedrohen wieder einmal die Menschenwürde der Embryonen

„Die jüngsten Erfolge kore-
anischer Wissenschaftler
bei der Produktion embryo-
naler Körperzellen dürfen
nicht als Alibi dienen, um
das eindeutige Verbot des
therapeutischen Klonens in
Deutschland aufzuwei-
chen,“ mahnt die BKU-Vor-
sitzende Marie-Luise Dött,
MdB.

Wie die Frankfurter Allge-
meine Zeitung berichte, sieht
sich Bundeskanzler Gerhard
Schröder durch die koreani-
schen Erfolge in seiner Ab-
sicht bestätigt, einen biopoliti-
schen Kurswechsel einzulei-
ten. Damit stehe er jedoch im
direkten Gegensatz zur über-
wältigenden Mehrheit des
Deutschen Bundestages, der
vor einiger Zeit jede Art des
Klonens verboten habe, sagte
Dött.

Noch wurde
kein Patient geheilt

„Bei aller Euphorie dürfen
wir nicht vergessen, dass auch
in Korea noch kein Patient ge-

heilt wurde, sondern lediglich
kurzlebige Embryonalzellen
nachgezüchtet wurden“, stell-
te Dött klar. Die vage Hoff-
nung, daraus Therapien zu ent-
wickeln erlaube es nicht,
menschliche Embryonen zu
Forschungszwecken zu töten.
„Das menschliche Leben be-
ginnt mit der Verschmelzung
von Ei- und Samenzelle. Von
diesem Zeitpunkt an ist es
auch ohne wenn und aber zu
schützen“, forderte die CDU-
Abgeordnete. „Wehret den
Anfängen“, sagte Dött  und

warnte, dass jeder Kompro-
miss in dieser Frage unweiger-
lich zu einem Dammbruch
führe. Wörtlich sagte sie:
� „Wenn der Lebensschutz

nicht von Anfang an gilt,
können wir die Frage nach
dem Beginn menschlichen
Lebens und der Menschen-
würde bald nach Belieben
diskutieren.

� Wenn Import von und Um-
gang mit Stammzellen er-
laubt wird, die vor einem
bestimmten Stichtag ge-
wonnen wurden, stelle sich

die Frage nach dem Nach-
schub, sobald diese ver-
braucht sind. Dann werden
wir bald unter Hinweis auf
Arbeitsplätze und medizini-
sche Wunderdinge mit der
Forderung nach Embryo-
nennachschub konfron-
tiert“.

Losinger: Menschenwürde
vor Wettbewerb

Unterdessen vermutet der
neu in den Nationalen Ethikrat
berufene Augsburger Weihbi-
schof Anton Losinger, es gehe
dem Kanzler wohl in erster Li-
nie um wirtschafts- und for-
schungspolitische Wettbe-
werbsfähigkeit. Bei der Frage
des therapeutischen Klonens
sei aber vorrangig der Schutz
der Menschenwürde zu beach-
ten. 

Die stellvertretende
Unions-Fraktionsvorsitzende
Maria Böhmer unterstellte
dem Kanzler „biopolitische
Doppelpässe“ mit SPD-Chef
Franz Müntefering. Das Kanz-
leramt bezeichnete sie als
„ethikfreie Zone“. Unt/KNA

Mit einer Vorlesung zum
Thema „Was ist der
Mensch?“ hat der Bonner
Philosoph Ludger Honne-
felder im April seine Lehr-
tätigkeit an der neu einge-
richteten „Guardini-Profes-
sur “ in Berlin begonnen.

In einem seiner Vorträge
warnte Honnefelder davor, den
Menschen allein durch seine
Erbanlagen zu definieren. Der
Mensch sei mehr als die Sum-
me seiner genetischen Anla-
gen. Honnefelder wies zu-
gleich auf mögliche Risiken

bei der Entwicklung der mo-
dernen Genforschung hin. Bis-
lang seien die bahnbrechenden
Erkenntnisse auf genetischem
Gebiet begrifflich nicht hinrei-
chend erfasst. Ferner bestehe
die Gefahr, dass Eingriffe in
das Erbgut zu einem Streben
nach Perfektionierung und da-
mit zu Selektion führten. 

Die Professur für Reli-
gionsphilosophie und katholi-
sche Weltanschauungan der
Berliner Humboldt-Univer-
sität knüpft an die Lehrtradi-
tion des katholischen Theolo-
gen und Philosophen Romano

Guardini (1885-1968) an, der
von 1923 bis zur Aufhebung
der Professur 1939 durch die
Nationalsozialisten an der
Hochschule tätig war.

Im vorigen Jahr wurde die
auf zunächst fünf Jahre befri-
stete Stiftungsprofessur auf In-
itiative der Guardini-Stiftung
und mit finanzieller Unterstüt-
zung der Stiftung Propter Ho-
mines und der Fürst-Franz-Jo-
sef-von-Liechtenstein-Stif-
tung errichtet. Der BKU unter-
stützt diese Initiative. Neben
der Vorlesung für Hörer aller
Fakultäten bietet Honnefelder

ein Seminar über Guardinis
Schrift „Der Gegensatz“ an.
Die Predigtreihe „Glauben in
einer glaubenslosen Welt“ run-
det die Veranstaltungen ab.

Honnefelder (69) lehrte
Philosophie und Theologie in
Trier, Berlin und Bonn und ist
seit 2001 emeritiert. In Bonn
leitet er das Institut für Wis-
senschaft und Ethik sowie das
Deutsche Referenzzentrum
für Ethik in den Biowissen-
schaften. Die Professur in Ber-
lin ist an der Evangelisch-The-
ologischen Fakultät angesie-
delt.                                           ■

Was ist der Mensch? - Mehr als seine Erbanlage!
Ini Berlin startete der Philosoph Honnefelder mit den Guardini-Vorlesungen 
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Der Presse ist es wortreich
zu entnehmen: die Beitrags-
sätze der gesetzlichen Kran-
kenversicherung sinken
zum 1. Juli 2005 um 0,9
Prozent. Ein Grund zur 
allumfassenden Freude ist
das trotz anderslautender
Berichte jedoch nicht.

von Jutta Stüsgen

Denn mit der Senkung des
Beitragssatzes werden Lei-
stungen für Zahnersatz und
Krankengeld zunächst aus
dem Leistungsspektrum der
Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV) gestrichen. 

Um auch in Zukunft An-
spruch auf Leistungen dieser
Art zu haben, sind die Versi-
cherten verpflichtet, bei ihrer
gesetzlichen Krankenkasse ei-
ne Zusatzversicherung abzu-
schließen, deren Beitragssatz
genau 0,9 Prozent beträgt.

Ein Schelm, der Böses da-
bei denkt? Welche Auswirkun-
gen diese Neuregelung kon-

kret hat, sei an einem Zahlen-
beispiel verdeutlicht:

Arbeitnehmer AN verfügt
über ein monatliches Brutto-
gehalt von 2 500 €. Bis zum
30. Juni betrug sein Anteil an
der gesetzlichen Krankenkas-
se (und damit sein Abzug vom
Gehalt) die Hälfte von 14,2
Prozent (Durchschnittsbei-

tragssatz der gesetzlichen
Krankenkassen). Dies sind
177,50 €. Die andere Hälfte
zahlt sein Arbeitgeber.

Zum 1. Juli sank nun der
Beitrag der Krankenkasse auf
13,3 Prozent, somit beträgt
der Abzug für AN die Hälfte
von 332,50 € = 166,25 €. Das
entspricht auch dem Arbeitge-

Ausstieg aus der paritätischen Finanzierung
Zum ersten Juli hat sich die Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversicherung geändert

Die Kosten des
Gesundheitswesens
Gesundheitsausgaben in Deutschland

*des Bruttoinlandsprodukts

Quelle: Statistisches Bundesamt9836
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beranteil. 
Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer sparen somit jeden Monat
je 11,25 €. Der Arbeitnehmer
im Beispiel kann sich über sei-
ne Ersparnis jedoch nicht freu-
en, denn im Gegenzug muss er
nun 0,9 Prozent von 
2 500 € = 22,50 € im  Monat
mehr bezahlen für die Absi-
cherung von Zahnersatz und
Krankengeld.

Prinzipiell gilt das auch für
Rentner, die sich ab 1. Juli
2005 auf eine geringere Ren-
tenzahlung einstellen müssen. 

Zusammenfassend kann
man sagen: Der Krankenversi-
cherungsbeitrag ist zum 1. Ju-
li für den Arbeitgeber um 0,45
Prozent gesunken und für Ar-
beitnehmer oder Rentner um
0,45 Prozent gestiegen. Das ist
der Ausstieg aus der paritäti-
schen Finanzierung der Kran-
kenversicherung. Das kann
man wollen, aber das muss
man dann auch ehrlich sagen!!

Die Autorin ist Steuerberaterin
und BKU-Mitglied.

Rund eine Million mitarbei-
tende Familienangehörige in
Deutschland bezahlen als an-
gestellte Arbeitnehmer des
Familienbetriebes regelmäßig
Sozialversicherungsbeiträge
und glauben, damit sozial ab-
gesichert zu sein. Im Falle von
Arbeitslosigkeit oder aber bei
Eintritt in die Altersrente müs-
sen sie dann jedoch feststel-
len, dass sie keine Leistungen
erhalten, weil sie nachträglich
als Mitunternehmer ohne So-

zialversicherungspflicht ein-
gestuft werden. 
Für alle Arbeitsverträge von
Familienangehörigen, die vor
dem 31. Dezember 2004 ge-
schlossen wurden, sollte da-
her bei der Krankenkasse ein
Feststellungsbescheid über
die Versicherungspflicht er-
wirkt werden. In einem weite-
ren Schritt kann dann von der
Agentur für Arbeit ein Zu-
stimmungsbescheid eingeholt
werden, an den diese für fünf

Jahre leistungsrechtlich ge-
bunden ist.
Soweit es bereits zum Lei-
stungsfall gekommen ist, die
Agentur für Arbeit oder die
BfA Leistungen aber verwei-
gern, können die Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung für
die letzten vier Jahre und die
Rentenversicherungsbeiträge
für die letzten 30 Jahre zu-
rückgefordert werden.
Für nach dem 1. Januar 2005
abgeschlossene Arbeitsverträ-
ge mit Familienangehörigen
gilt mit Hartz IV folgendes:
Ergibt sich aus der Meldung
des Arbeitgebers an die Kran-
kenkasse, dass der Beschäf-
tigte ein Angehöriger des Ar-
beitgebers oder geschäftsfüh-

render Gesellschafter einer

GmbH ist, so ist diese gesetz-

lich verpflichtet, bei der BfA

die Feststellung eines sozial-

versicherungsrechtlichen Be-

schäftigungsverhältnisses zu

beantragen. Diese Feststel-

lung der BfA ist gegenüber

der Bundesagentur für Arbeit

bindend für die Dauer des Be-

schäftigungsverhältnisses. 

Informationen: www.hand-
werk-info.de oder www. ikk.de.
Die Autoren, Rechtsanwältin
Annika Adams und Rechtsan-
walt Michael Schulte Beckhau-
sen, erreichen Sie unter
www.ratundhilfe.de. Tel. 0221-
205030

Neue Kolumne

§-T ipp:  Unternehmer  und Sozia lvers icherung

An dieser Stelle startet eine regelmäßige Kolumne mit juristi-
schen Tipps für Unternehmer. Betreut wird diese vom Bund 
Katholischer Rechtsanwälte (BKR). Anwälte aus dem BKU, die
sich als Autoren beteiligen möchten, wenden sich bitte an BKU-
Geschäftsführer Peter Unterberg, Tel. 02 21 / 2 72 37 - 0.
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Zum Editorial „Vorfahrt
für mehr Beschäftigung“
von Marie-Luise Dött,
MdB, schreibt BKU-Mit-
glied Dieter Hirsmüller aus
Wehr (DG Freiburg):

Seit Wochen hören wir
allerorten die Botschaft „Vor-
fahrt für Arbeit“. Nun stimmt
auch unsere Vorsitzende, Ma-
rie-Luise Dött, MdB, in den
Chor mit ein und spitzt diese
Aussage mit ihrer Formulie-
rung „die Arbeitslosigkeit ist
derzeit unser Problem Num-
mer eins“ noch zu (BKU-Jour-
nal 1/2005). Ich akzeptiere
dies so nicht, Begründung:

Mit solchen Schlagzeilen

wird suggeriert, die Verant-
wortlichen müssten nur an den
richtigen Stellschrauben dre-
hen, um das Problem in den
Griff zu bekommen. Zudem
wird bezahlte Arbeit zum
Selbstzweck stilisiert. Wir
wissen, dass Leben mehr ist
als Beruf und Arbeit. 

Mein wichtigstes Argument
aber ist die Einschätzung, dass
Arbeitslosigkeit und andere
schwerwiegende Probleme
(Altersvorsorge, Gesundheits-
wesen, Überschuldung, Bil-
dungswesen) Symptome sind,
wir uns aber für längerfristige
Lösungen mit den Ursachen
beschäftigen müssen.

Zu diesen Ursachen zähle

ich die Unwissenheit, gepaart
mit ideologischen Verblendun-
gen, zu Fragen von Mensch-
sein und Personalität grund-
sätzlich, zu Gesellschaft und
Wirtschaft. Auch die Mitver-
antwortung jedes Einzelnen
für den Arbeitsmarkt müsste
stärker betont werden.

Besonders schwer wiegen
beängstigende Defizite bezüg-
lich geistiger und geistlicher
Fundamente. Aus Gesprächen
mit vielen Führungspersön-
lichkeiten weiß ich, dass sie
meistens voll gestopft mit be-
eindruckendem Detailwissen
ihrer Disziplin sind, aber leer
oder stark verunsichert zu fun-
damentalen Themen.

Natürlich gibt es keine ein-
fachen Antworten auf die Fra-
gen der Zeit. Dennoch: Mit-
verantwortung, Subsidiarität
und Personalität sind „einfa-
che“ Prinzipien (nicht immer
leicht zu leben). Man muss sie
aber kennen, um sie zu leben.
So wünsche ich mir, auch vom
BKU, dass wir noch mehr als
bisher Menschen, besonders
auch außerhalb unserer Klien-
tel, zu Wissenden und Verste-
henden machen. Wie anders
können wir uns unterscheiden
von der Oberflächlichkeit,
dem effekthaschenden Ge-
schwätz des Zeitgeistes, leider
auch von vielen, die als „Vor-
bilder“ gelten sollten.            ■

Mehr Geld für´s Mitmachen
Sinns Notanker: Kommunen sollten Arbeitslose einstellen und verleihen

Der katholische Sozialethi-
ker Joachim Wiemeyer hat
sich für einen Niedriglohnsek-
tor in Deutschland ausgespro-
chen. Andernfalls blieben
mehrere Millionen wenig qua-
lifizierte Menschen dauerhaft
vom Arbeitsmarkt ausge-
schlossen, sagte er in einem
Interview der „Verlagsgruppe
Bistumspresse“. Der Wissen-
schaftler rief die politischen
Kräfte auf, eine umfassende
sozial- und wirtschaftspoliti-
sche Strategie zu entwickeln.
Die Kirchen müssten den ge-
sellschaftlichen Konsens initi-
ieren und fördern.

Der Niedriglohnsektor sol-
le durch ergänzende staatliche
Leistungen oder Entgeltzah-
lungen sozialverträglich ge-
staltet werden, sagte Wiemey-
er, der christliche Gesell-
schaftslehre in Bochum lehrt.
Der Sozialstaat sei in seiner
gegenwärtigen Form ange-
sichts der demografischen
Entwicklung nicht durchzu-
halten. KNA

Der Präsident des Münche-
ner Ifo-Instituts, Hans-
Werner Sinn, hat weitere
Arbeitsmarktreformen und
einen Ausbau des Niedrig-
lohnsektors gefordert.

Von Martin J. Wilde

Gegenüber der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung vertrat
Sinn die Auffassung, dass
Lohnersatzleistungen wie So-
zialhilfe oder Arbeitslosen-
geld II wie ein Mindestlohn
wirkten. Alle diejenigen, de-
ren Produktivität darunter lie-
ge, würden dadurch vom Ar-
beitsmarkt ausgeschlossen.
„Das Resultat ist die Massen-
arbeitslosigkeit.“ Der Wirt-
schaftsforscher plädierte da-
für, das Arbeitslosengeld II
weiter zu senken und im
Gegenzug die Zuverdienst-
möglichkeiten zu erhöhen.
„Die Devise muss lauten:
Mehr Geld fürs Mitmachen,
weniger Geld fürs Nichtstun.“ 

Als Notanker für diejeni-

gen, die auch dann keine Stel-
le finden, schlug Sinn kom-
munale Jobs vor, die in der
Höhe des derzeitigen Arbeits-
losengeldes II vergütet wür-
den. Dabei sollten die Kom-
munen die Arbeitskräfte aber
nicht selbst einsetzen, son-
dern „meistbietend über Ho-
norarverträge an die private
Wirtschaft verleihen“, und so
einen Teil ihrer Ausgaben

wieder hereinholen. Der Ifo-
Chef rechnet damit, dass ent-
sprechende Honorarzahlun-
gen der Wirtschaft etwa ein
Drittel unter dem heutigen
Lohnniveau liegen werden.
Durch die Umstellung von
Lohnersatz auf kommunale
Lohnzuschüsse könne man
aber Einkommensverluste am
unteren Ende der Lohnskala
vermeiden.                             ■

Wiemeyer für
Niedriglohnsektor

Einspruch: Nicht nur auf Arbeitslosigkeit fixieren
Leserbrief zum Editorial „Vorfahrt für mehr Beschäftigung“
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Forum

Ehe profitieren auch die Un-
veirateten: Sie haben ein Inter-
esse daran, in einem Gemein-
wesen mit möglichst vielen
funktionierenden Ehen zu le-
ben. Wo Ehepaare subsidiär
Verantwortung füreinander
übernehmen, da muss die So-
lidargemeinschaft seltener fi-
nanziell einspringen. Kinder
profitieren psychisch ebenso
wie finanziell von einer ehe-
lichen Bindung der Eltern.
Hier liegt in einem pluralisti-
schen Gemeinwesen eine
wichtige Legitimation für den
besonderen staatlichen Schutz
von Ehe und Familie.

Erst ein Eheschluss gibt
den Partnern jene wechselsei-
tige Erwartungssicherheit, die
„Investitionen in die Bezie-
hung“ freisetzt und damit auch
ganz handfest zur Entwick-
lung einer stabilen Partner-
schaftskultur beiträgt. Konkret
gesagt: Erst wenn ich weiß,
dass dieser Partner auch mor-

Das Kieler Institut für Welt-
wirtschaft hat ein Modell
für eine private Arbeitslo-
senversicherung vorgestellt.

Das Modell sieht für die
Arbeitnehmer eine private

Versicherung des Risikos des
Einkommensausfalles und für
die Arbeitgeber Beiträge in ei-
nen Arbeitslosenversiche-
rungsfonds vor. Die Versiche-
rungsprämie hängt nicht mehr
von der Einkommenshöhe ab,

sondern vom individuellen
Arbeitslosigkeitsrisiko und
der gewünschten Höhe und
Bezugsdauer der Lohnersatz-
leistungen. Die Dienstleitung
der Arbeitsvermittlung soll
dabei ebenfalls über die priva-
ten Versicherer organisiert
werden, da diese ein Interesse
daran haben, Leistungsemp-
fänger so schnell wie möglich
wieder in Arbeit zu bringen. 

Die Arbeitgeber zahlen ei-
ne Abgabe in einen Arbeitslo-
senversicherungsfonds ein,
deren Höhe ähnlich wie in
Amerika von ihrer Personal-
politik abhängt. Bauen sie
Stellen ab, ist die Abgabe hö-
her, schaffen sie neue Stellen
verringert sich die Abgabe.
Aus dem Fonds sollen nach
amerikanischem Beispiel aber

auch den Unternehmen Be-
schäftigungsprämien gezahlt
werden, die überdurchschnitt-
lich viele neue Stellen schaf-
fen. 

Die beiden Autoren der
Studie, Hans Glismann und
Klaus Schrader hoben gegen-
über der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung die Vorteile
des Modells hervor: „Eine pri-
vate Arbeitslosenversicherung
dürfte den Arbeitnehmern
kräftige Anreize geben, Ar-
beitslosigkeit zu vermeiden,
da geringere Risiken deutlich
niedrigere Prämien zur Folge
haben als hohe Risiken.“ Über
die Teilnahme an Qualifizie-
rungsprogrammen oder eine
stärkere Mobilität könnten die
Prämien weiter gesenkt wer-
den. M.J.Wilde

Seit langem ist bekannt,
dass die Vereinbarkeit von
Ehe und Familie mit dem
Beruf immer wichtiger
wird. Mit großer Spannung
erwartete daher die DG
Stuttgart, warum der Wis-
senschaftliche Berater des
BKU, Prof. Dr.André Ha-
bisch, die Ehe sogar als Er-
folgsmodell für unsere Ge-
sellschaft betrachtet.

von Prof. Ernst Hagenmeyer

Ein herausragender Ort der
verbindlichen Mitverantwor-
tung für andere Menschen ist
auch im 21. Jahrhundert noch
die eheliche Partnerschaft.
Zahlreiche empirische Unter-
suchungen zeigen, dass Män-
ner und Frauen auf vielfältige
Weise von jenen Solidarlei-
stungen profitieren, die sie
füreinander in der Ehe erbrin-
gen. Verheiratete Menschen
leben im Durchschnitt länger

und zufrieder, sie sind beruf-
lich leistungsfähiger und er-
folgreicher, werden schneller
mit gesundheitlichen Krisen
fertig und verfügen im Durch-
schnitt über mehr Geld als Sin-
gles und unverheiratete Paare.

Von der Solidarität in der

Habischs Ausführungen basierten
auf seinem Buch Erfolgsmodell
Ehe; Olzog-Verlag München 2004
128 Seiten, € 12,50.

Arbeitslosenversicherung an das Risiko koppeln
Das Kieler Institut für Weltwirtschaft stellt ein neues Modell vor - Arbeitgeber entlasten

Erfolgsmodell Ehe - Die Magie des Trauscheins
BKU-Berater Prof. Dr. André Habisch bei der DG Stuttgart

gen noch mit mir leben wird,
lohnt es sich, Freizeitgewohn-
heiten für sie/ihn zu verändern
oder größere Investitionen zu
tätigen. Dagegen heiraten Paa-
re ohne Trauschein gerade des-
halb häufig nicht, weil sie sich
ihrer Beziehung nicht sicher
sind.

Fazit: Die rechtliche Ka-
stration der gesellschaftlichen
Institution Ehe, wie wir sie
gegenwärtig als schleichenden
Prozess erleben, ist ein weite-
rer gefährlicher Schritt weg
von der Solidarbereitschaft.

Den äußeren Rahmen bil-
deten die Räume der Firma
Balluff in Neuhausen auf den
Fildern, einem Weltmarktfüh-
rer für Sensoren. BKU-Mit-
glied Rolf Hermle, geschäfts-
führender Gesellschafter bei
Balluff, stellte zur Einführung
seine Firma vor und gab einen
bemerkenswerten Einblick in
die Grundsätze und Ziele sei-
ner Unternehmensführung.   ■

Anzeige
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Aus den Arbeitskreisen

Den Glauben nicht „Verkaufen“
Dieter Hirsmüller widerspricht Daniel Langhans

Die Kolumne „Verkaufen -
wirtschaftlich und theolo-
gisch“ von Daniel Langhans
hat BKU-Mitglied Dieter
Hirsmüller (DG Freiburg)
zur folgenden Stellungnah-
me veranlasst.

Es sträubt sich einiges in
mir, wenn ich im Zusammen-
hang mit christlicher Spiritua-
lität von „Verkaufen“ höre.
Sogenannte Marketing-Exper-
ten wollen uns seit Jahren (ich
kenne dies aus Zeiten meiner
Verleger-Tätigkeit) weisma-
chen, Glaube und Religion
müssen nur richtig verpackt
und verkauft werden. Dies ist
ein Irrtum und auch eine Her-
abwürdigung unseres großen
Schatzes „Glaube an Christus“
zu einer Ware. Daniel Lang-
hans hat dies vermutlich auch

so nicht gemeint.
Aber auch die Formulie-

rung „die Zielgruppe habe ei-
nen Preis zu bezahlen“, etwa
in Form von Einschränkungen
und Verzicht ist irreführend
und einseitig. Der Glaube an
die Botschaft Christi bedeutet
nach meinem Gottes- und

Christusbild weniger Verzicht,
als vielmehr Geschenk (sogar
umsonst in einer Welt der
Zwecke). Er ist eine Vergün-
stigung in Form von Freiheit
und Freude – auch schon hier
auf der Erde! Und er schenkt
uns etwas, wonach sich so vie-
le sehen: Lebenssinn.

Ich denke für Verkün-
digung und Weitergabe
des Glaubens sind nicht
Verkäufer gefragt, son-
dern glaubwürdige Zeu-
gen der christlichen Bot-
schaft. Und Glaubwür-
digkeit bedarf keiner 
großen Worte und Be-
gründungen. Sie kann
nicht gekauft und nicht
verkauft werden. „Chris-
tus nimmt nichts und gibt
alles“, sagt Benedikt
XVI.                                ■

Wolfgang Ockenfels :  Zwischenruf
Papst Benedikt und
der Frieden
Die Namenswahl eines Pap-
stes ist nie rein zufällig, son-
dern Ankündigung eines Pro-
gramms. So lässt der Name
des neuen Papstes auf ein gu-
tes Omen für Dialog und Frie-
den schließen. 
Offensichtlich sind vernünfti-
ger Dialog und soziale Ge-
rechtigkeit einander zugeord-
net, und beide sind unentbehr-
lich für die Friedenspraxis.
Diese Erkenntnis zeichnet
auch die Enzyklika „Pacem in
terris“ (1963) aus, mit der Jo-
hannes XXIII. den Frieden als
Leitidee der Katholischen So-
ziallehre vorstellte. Viele und
allzu hohe Erwartungen rich-
ten sich nun auf den neuen
Papst, die leicht enttäuscht
werden können, wenn es um
die politische Herstellung des

„Friedens auf Erden“ geht. 
Es gibt kaum ein Wort, das die
tiefste menschliche Sehnsucht
besser bezeichnete als das
Wort „Frieden“. Die Begriffs-
inhalte unterscheiden sich je-
doch nach politischem, ideo-
logischem und religiösem
Standort. Darum ist dieser
Begriff ständig der Manipula-
tion und Demagogie ausge-
setzt. Das letzte Jahrhundert
liefert einige Beispiele für to-
talitäre Systeme, die ihre ei-
genen Vorstellungen von
„Friedensordnung“ anderen
mit Gewalt aufzuzwingen ver-
suchten.
Im Mittelpunkt einer christ-
lich verstandenen „Friedens-
mission“ hätte freilich zu-
nächst die Erkenntnis und die
Beseitigung der Ursachen von
Terror und Krieg zu stehen.
Frieden ist ja mehr als das
Fehlen von Krieg, Friedens-

politik mehr als nur die Ein-
dämmung von ungerechter,
brutaler Gewalt durch Gegen-
gewalt, wenngleich diese
Form militärischer Verteidi-
gung unter den Bedingungen
der Lehre vom „gerechten
Krieg“ auch christlich legiti-
miert erscheint.
Augustinus hatte freilich vor
allem einen positiven Frie-
densbegriff im Sinn. Dem-
nach ist Frieden eine dynami-
sche Ordnung, eine geordnete
Entwicklung in Richtung auf
mehr Wahrheit, Gerechtig-
keit, Solidarität und Freiheit.
Diese Prinzipien einer positi-
ven Friedensordnung werden
seit „Pacem in terris“ fast im-
mer genannt, wenn sich die
Kirche zu Fragen des Friedens
äußert. 
In der Missachtung der ge-
nannten Grundwerte liegt die
eigentliche Ursache des Un-

friedens. Terror und Krieg
sind demnach Folgen und
Symptome dieser Verken-
nung. Die Frage ist nun, ob ei-
ne Verständigung über die
Grundwerte des Friedens zwi-
schen den westlichen, christ-
lich geprägten Kulturen und
jenen, die etwa islamisch do-
miniert sind, überhaupt mög-
lich ist. Denn der Friede zwi-
schen den beiden „Systemen“
scheint eben auch von der
Möglichkeit einer schrittwei-
sen Einigung auf einen ge-
meinsamen Grundwertbe-
stand abzuhängen.
Schließlich darf man Joseph
Ratzinger zitieren: „Wir müs-
sen wieder zu einer größeren
Vernünftigkeit kommen, in
der der Glaube nicht irrational
ist.“ Mit diesem Satz wird an-
gedeutet, wie künftig der Dia-
log um den Frieden zu führen
ist. 
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Lässt sich der Zusammen-
hang zwischen Werteorien-
tierung und Unternehmens-
erfolg empirisch belegen?
Ja, glauben die Inititatoren
einer Studie, die vom BKU-
Grundsatzausschuss unter-
stützt wird.

von Ralf Birkner

Eine breite öffentliche Wer-
te-Debatte um die Grundlagen
der gesellschaftlichen Verant-
wortung ist in vollem Gange.
Mit unterschiedlichen Kon-
zepten und Glaubensfragen
stehen sich Politik und Wirt-
schaft gegenüber: Shareholder
Value, Kapitalismus-Kritik,
Sustainability, Soziale Verant-
wortung …

Gesellschaft, Wirtschaft
und Politik stellen die Frage
nach den „richtigen“ Werten.
Werte, die in Unternehmen ge-
lebt werden, und nach denen
Mitarbeiter und Management
denken und handeln, stellen
einen wichtigen Faktor für den
Unternehmenserfolg oder
Misserfolg dar.

Kontrolle und andere
Erfolgs-Killer

Die durch Macht geprägte
Unternehmenskultur im mitt-
leren Management deutscher
Unternehmen erreicht vor al-
lem eines: Es wird viel gear-
beitet. Mit Pflichtgefühl, Ver-
antwortungsbewusstsein und
hohem Engagement sind 90
Prozent der Mitarbeiter bereit,
mehr als nötig für den Erfolg
der Firma zu tun. Doch in
sechs von zehn Unternehmen
überträgt das Management zu-
viel Verantwortung auf den
Einzelnen, kontrolliert zu viel,
fördert eine Arbeitskultur mit
ausgeprägter Routine, setzt
auf feste, hierarchische Struk-
turen und wirkt damit  regel-

recht als „Erfolgs-Killer“. 
Eine „richtige“ Unterneh-

mensführung stellt nicht Kapi-
talziele als Vision oder Mis-
sion in den Vordergrund, son-
dern menschliche Leistun-
gen, Produkte und Nutzen
oder den Kunden. Eine solche
Werteorientierung hat Ein-
fluss auf das Verhalten der
Mitarbeiter und Einfluss auf
die Leistung und damit auf
den Erfolg des Unternehmens.

Zum Auftrag des BKU ge-
hört seit jeher, die am christ-
lichen Menschenbild orien-
tierte Werte in die Wirtschaft
zu tragen. Die BKU-Mitglie-
der sind überzeugt, dass nach-
haltig erfolgreiches Wirtschaf-
ten auf der Grundlage christ-
licher Werte der richtige Weg
ist. Wer Erfolg hat, mit und
aufgrund dieser Maxime, han-
delt damit auch ethisch kor-
rekt.

Die Suche nach den
„richtigen Werten“

Bei der Antwort auf die ak-
tuelle Frage nach den richtigen
Werten kann eine Untersu-
chung unterstützen, die derzeit
in Zusammenarbeit mit der
Universität St. Gallen reali-
siert wird. Berater und Wis-

senschaftler aus Bonn und St.
Gallen wollen nachweisen,
dass christliche Grundsätze
und Tugenden im unternehme-
rischen Kontext nach Erfolg
versprechenden Ergebnissen
ihrer bisherigen Studien einen
belegbaren Zusammenhang
zum Geschäftserfolg aufwei-
sen. 

Die Frage, wie stark sich
der Zusammenhang zwischen
gelebten Werten und Unter-

nehmenserfolg tatsächlich
darstellt, war Gegenstand ei-
ner wissenschaftlichen
Grundlagenforschung von
deep White und dem MCM In-
stitut der Universität St. Gal-
len in 33 Unternehmen im
Jahre 2004. Erstmals wurde
ein messbarer Zusammenhang
zwischen dem gelebten Wer-
tesystem von Unternehmen -
einzelne Werte und Werteclu-
ster - und dem erreichten
Unternehmenserfolg aufge-
zeigt. Wertekultur als Soft-
Fact lässt sich messen in Qua-
lität der Arbeit, Mitarbeiter-
Bindung und Kunden-Zufrie-
denheit. 

Die Studieninitiatoren und
der BKU erwarten von den Er-
gebnissen den wissenschaft-
lichen Nachweis, dass die
christliche Wertekultur eine

erfolgreiche Leitkultur für die
Wirtschaft sein kann.

BKU-Mitglieder: wert“-
volle Beiträge liefern

Der BKU-Grundsatzaus-
schuss möchte die Untersu-
chung in Unternehmen unter-
stützen. Der Ausschuss ruft
daher Unternehmer aus dem
Kreis der Mitglieder dazu auf,
einen „wert“-vollen Beitrag

zur aktuellen Wertedebatte
einbringen. Gemeinsames
Ziel der Kooperationspartner
ist eine praxisnahe Hilfestel-
lung zum erfolgsorientierten
Wertemanagement in großen
und kleineren Unternehmen. 

BKU-Mitglied Christiane
Underberg geht mit gutem
Beispiel voran und übernimmt
eine Pilotfunktion, kirchliche
Unternehmen haben bereits
nachgezogen. Es fehlen jedoch
einige engagierte Unterneh-
mer/Manager, die bereit sind,
ihre gelebte Wertekultur durch
eine firmeninterne Befragung
mit geringem Zeitaufwand und
einer pauschalen Kostenbetei-
ligung in ihrem Unternehmen
erfassen zu lassen.                    ■
Weitere Informationen und
Kontaktdaten finden Sie unter
www.deep-white.com.

Werte - Soft Fact oder messbarer Erfolgsfaktor?
Studie untersucht den Zusammenhang – BKU-Grundsatzausschuss ruft zur Teilnahme auf 
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Menschen im BKU

Leffers führt den BKU im Rhein-Main-Gebiet
Ein echter Commerzbanker - Vorgänger Vester kandidiert für den Bundesvorstand

Er ist ein Prototyp des „Un-
ruheständlers“: Der Geistli-
che Berater des BKU, Prof.
Dr. Lothar Roos, der am 12.
Juli seinen 70. Geburtstag
feiert.

von Peter Unterberg

Nach seiner Emeritierung
im Jahr 2004 hat sich Roos
nicht etwa zur Ruhe gesetzt,
sondern postwendend eine
neue Aufgabe übernommen:
An der Universität Kattowice
in Polen beteiligte er sich am
Aufbau einer Theologischen
Fakultät für die Schlesische
Universität. Seither hieß es bei
Terminabsprachen im BKU
immer wieder: „Da kann ich
nicht teilnehmen, da bin ich in
Polen!“ Diese Früchte dieser
Aufbauarbeit konnte er jetzt
an einen polnischen Nachfol-
ger übergeben. 

Theologie und Wirtschaft

Dass damit die Langeweile
einkehrt, oder Roos mehr Zeit
für seine gärtnerischen Hob-
bys findet, ist jedoch nicht zu
erwarten: Dafür wird schon

sein Einsatz für den BKU sor-
gen, der seit mehr als 20 Jah-
ren auf seine fachkundigen
Beiträge zu allen Aspekten der
Katholischen Soziallehre
setzt. Nach wir vor ist der Ju-
bilar auch als Dekan der Gu-
stav-Sievert-Akademie im
Studiengang Familienwissen-
schaft in Bierbronne tätig.

Lothar Roos wurde am 12.
Juli 1935 in Karlsruhe geboren.
In Freiburg/Breisgau, Luzern
und in St. Peter bei Freiburg
studierte er Philosophie und
Theologie. Nach Priesterweihe
und Vikariat schloss er ein
Wirtschafts- und Sozialwissen-
schafltiches Studium in Frei-
burg an. 1969 promovierte er

über „Demokratie als Lebens-
form“ zum Doktor der Theolo-
gie. Im Januar 1975 wurde er
zum Professor für Christliche
Anthropologie und  Sozialethik
in Mainz berufen. 1979 wech-
selte er auf den Lehrstuhl für
Christliche Gesellschaftslehre
und Patoralsoziologie an der
Universität Bonn.

Der Seelsorger

Durch die Vermittlung des
Geistlichen Beraters des BKU,
Prof. Wilhelm Weber, wurde
Roos 1984 ebenfalls in dieses
Amt berufen. Seither hat er als
Redner zahlreicher Veranstal-
tungen und als Autor unzähli-

Seit fünf Jahren im Unruhestand
BKU-Berater Prof. Dr. Lothar Roos feiert seinen 70. Geburtstag

Burkhard Leffers ist zum
neuen Vorsitzenden der
BKU-Diözesangruppe
Rhein-Main gewählt wor-
den.

Leffers löst Bernhard Ve-
ster jr. ab, der im Oktober auf
Vorschlag der Gruppe für den
BKU-Bundesvorstand kandi-
dieren wird. Stellvertretender
DG-Vorsitzender bleibt Hans
Neff. Ebenfalls im Amt bestä-
tigt wurde der Vorsitzende der
örtlichen Juniorengruppe, Dr.
Bernd Kreuter.

Burkhard Leffers ist Jahr-
gang 1948, verheiratet und hat
drei Kinder. Der neue Diözes-
anvorsitzende ist durch und
durch „Commerzbanker“. Seit
dem Abitur im Jahr 1967 ar-
beitet der Sprössling der be-
kannten Textilkaufmannsfa-
milie in dieser Bank. Über 15
Jahre arbeitete Leffers dann im
Investment-Banking und war
in diesem Bereich für Akti-
vitäten der Bank in Europa,
Afrika und Lateinamerika ver-
antwortlich, - Englisch, Fran-
zösisch und Spanisch spricht

er seither fließend. Von 1997
bis 2001 leitete er die für
Frankreich zuständige Com-

Commerzbanker und DG-Vorstand:
Burkhard Leffers Foto: Commerzbank

merzbank Filiale in Paris. Dort
lernte er den fränzösischen
Schwesterverband des BKU,
EDC, kennen und trat bei sei-
ner Rückkehr nach Deutsch-
land dem BKU bei. Bis 2004
war er anschließend Regional-
vorstand der Commerzbank
AG mit Verantwortung für das
Firmenkundengeschäft in
Süddeutschland und ist nun
verantwortlich für das kapital-
marktnahe Geschäft mit inter-
national tätigen Unternehmen
und die Filiale der Commerz-
bank in London.                            ■

ger Publikationen die Inhalte
des BKU maßgeblich mit be-
stimmt. Als Seelsorger kennen
ihn zudem die Teilnehmer der
jährlichen Einkehrtage in Ne-
resheim sowie Christen in
Mosbach in seinem Heimat-
bistum Freiburg, wo er nach
wie vor tätig ist. 

Wer Roos näher kennt,
weiß seine ruhige Art und sei-
nen feinen Humor zu schät-
zen, mit dem er die Zeitläufte
kommentiert. Auf dem festen
Fundament seines Glaubens
stehend mischt er sich mit Zei-
tungsartikeln, Leserbriefen
und Broschüren ins Tagesge-
schehen ein. 

In einem Interview mit der
Tagespost wurde Roos vor ei-
nigen Jahren gefragt, warum
er Christ sei. Als Antwort zähl-
te er zahlreiche Menschen auf,
die ihm geholfen haben, sei-
nen Glaubensweg zu gehen -
angefangen von den Eltern,
die mit der ganzen Familie „je-
den Sonntag ganz selbstver-
ständlich zur Kirche gingen.“
Vielen Menschen, nicht nur im
BKU, gibt er vieles von dem
weiter, was er auf diese Weise
empfangen hat.                       ■

Jubilar Prof. Dr. Lothar Roos (re) mit dem Kölner Weihbischof Norbert
Trelle bei seiner Emeritierung vor einigen Jahren.
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Ein prominentes BKU-Mit-
glied hat im Mai seinen 70.
Geburtstag gefeiert: Hel-
mut Loehr, ehemaliges Vor-
standmitglied beim Lever-
kusener Chemiekonzern
Bayer.

Löhr wurde 1935 in Frank-
furt geboren und studierte
Rechtswissenschaften in
München und Bonn. Nach
drei Jahren als Anwalt  begann
im Juni 1966 seine Karriere
bei Bayer in Leverkusen. Dort
begann er als Jurist im Finanz-
sekretariat und leitete bereits

1974 das gesamte Finanzwe-
sen des Unternehmens. Über
die Mitgliedschaft im Vor-
stand der Bayer-Tochter Agfa
(ab 1980) gelangte er  mit Wir-

kung zum 1. Februar 1986 in
den Bayer-Gesamtvorstand.
Im Mai 1997 wurde er pensio-
niert.

Von November 1987 bis
Oktober 1993 gehörte Löhr
dem BKU-Bundesvorstand
an. Dort engagierte er sich un-
ter anderem für die Kontakte
zur internationalen Vereini-
gung christlicher Unterneh-
merverbände (UNIAPAC). Im
Bistum Köln hat er zudem viel
Zeit in den Dialog zwischen
dem BKU und den anderen
katholischen Sozialverbänden
investiert.                                ■

Im Vorstand von Bayer und BKU
BKU-Mitglied Helmut Loehr zum 70. Geburtstag

Helmut Loehr            Foto: Bayer AG

Adenauer
führt die ASU

Unternehmer  im BKU

BKU-Mitglied Dr. Patrick
Adenauer ist zum Präsiden-
ten der Arbeitsgemein-
schaft Selbständiger Unter-
nehmer (ASU) in Bonn ge-
wählt worden.

Der 44-jährige geschäfts-
führende Gesellschaft der
Bau- und Immobiliengeschaft
Bauwens in Köln ist ein Enkel
des ersten deutschen Bundes-
kanzlers. Als wichtigste For-
derungen im neuen Amt nann-
te Adenauer die Abkoppelung
der Sozialen Sicherung von
den Lohnkosten sowie ein
Steuersystem, das Unterneh-
mern und Bürgern „wieder
Luft zum Atmen gibt“. Zudem
setzt er sich für ein flexibles
Tarif- und Arbeitsrecht ein.
Die ASU vertritt rund 6 000
Eigentümer- und Familien-
unternehmen.

Lohaus-Selmer
gibt Junioren-
Vorsitz ab

40 Jahre
Hendrik Fuchs, Radebeul
Klaus Horster, Bad-Soden
Roland Farhat, Ingelheim
Ansgar Rother, Bonn
Eva Steiger, Laaber
Urban Lezon, Hamburg
Dr. Marcus Dahmen, Düsseldorf
Jörg Hemmerle, Aachen
Dr. Max Padberg, Frankfurt
Jürgen Schulte Laggenbeck,
Wermelskirchen

50 Jahre
Juliane Wefers, Oldenburg

Richard Schütze, Berlin
Jan Lube, Aachen
Christine Rothe, Halle
Dr. Maria Apel, Recklinghausen
Michael Lorenz, Köln
Bernhard Vester, Mainz

60 Jahre
Bernt Renzenbrink, Bersenbrück
Dr.Adolf Bauer, Würzburg
Eva-Maria Sieringhaus,
Georgenthal
Dr. Heinrich Meinhard Stindt,
Leverkusen
Gisela Pieron, Bocholt
Wolf-Peter Wirsing, Düsseldorf

Hans Schuhmann, Leverkusen
Hans-Dieter Joos, Pulheim

70 Jahre
Franz Josef Wolf,
Bad-Soden-Salmünster
Helmut Loehr, Leverkusen
Prof. Dr. Lothar Roos, Bonn
Helmut von Achten, Dortmund

80 Jahre
Prof. Dr. Eduard Schmäing,
Ludwigshafen-Ruchheim
Robert Eiter, Köln
Walter Steinrücke, Köln
Adolf Becker-Flügel, Montabaur

Runde Gebur tstage

Martina Lohaus-Selmer
(Bild) hat ihr Amt als Bundes-
vorsitzende der BKU-Junioren
aufgegeben. Hintergrund der
Entscheidung sind berufliche
Gründe. Ihr Engagement für
die Juniorengruppen in Mün-
chen und Münster ist von der
Entscheidung nicht betroffen.
An dieser Stelle ein herzliches
Dankeschön für das Engage-
ment von Lohaus-Selmer.

Der ehemalige Personalchef
der Firma Mauser, Robert
Eiter, feiert am 10. Juli sei-
nen 80. Geburtstag.

Kurt Dohle, BKU-Mitglied
und Beiratsvorsitzender der
Dohle-Handelsgruppe (Hit-
Märkte), hat sein 70. Lebens-
jahr vollendet. 

Reinhard Nixdorf, Redak-
teur bei der Katholischen
„Tagespost“ und gern gese-
hender Stammgast bei BKU-
Tagungen, hat sich als mo-

derner Vater gezeigt: Nach
der Geburt seiner Tochter
Kerstin verabschiedete er
sich für ein halbes Jahr in die
Babypause.

B K U - M i t -
glied Helmut
Linssen hat
einen großen
K a r r i e r e -
sprung ge-
mach t : Al s
neuer Finanz-

minister verstärkt der ehema-
lige Oppositionsführer im

Düsseldorfer Landtag jetzt
das Kabinett von Jürgen Rütt-
gers.

Der Vorsitzende der DG Pa-
derborn, Ferdinand Klin-
genthal, ist neuer Vorsitzen-
der des Einzelhandelsverban-
des Ostwestfalen-Lippe. In
seinem neuen Amt stellte sich
der Inhaber des Textilhauses
Klingenthal mit deutlichen
Worten vor und kündigte har-
te Auseinandersetzungen mit
„Wirtschaftsfeindlichkeit im
Grünen Gewand an“.
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Einen erfolgreichen Mittel-
ständler hat die Diözesan-
gruppe Aachen jetzt be-
sucht: Im belgischen Eupen
produziert BKU-Mitglied
Ludwig Henkes mit seiner
Firma Capaul Präzisions-
mechanik.

von Peter Unterberg

An den Fräsmaschinen von
Capaul entstehen in Kleinse-
rien Hydraulikteile für so
unterschiedliche Produkte wie
Flugzeugtriebwerke, medizi-
nische Geräte oder Straßen-
bahn-Fahrwerke. Den Erfolg
dabei erklärt Inhaber Ludwig
Henkes mit der „hohen Reak-
tivität“: Seine 46 Mitarbeiter
seien in der Lage, die Maschi-
nen in Rekordzeit zu program-
mieren. Damit könne er Klein-
serien sehr schnell abarbeiten,
was mit guten Preisen hono-
riert werde.

Als Henkes das Unterneh-
men im Jahr 1988 übernahm,
steckte Capaul in einer Krise.
Dass es seitdem ständig berg-
auf ging, liegt auch daran, dass
85 Prozent der Mitarbeiter im
eigenen Hause ausgebildet
wurden und als Gesellen
innerhalb weniger Jahre ent-
weder auf Meisterniveau ge-
bracht werden oder das Unter-
nehmen verlassen. „Mit eini-
gen meiner Leute würde ich
gern mal an einer Weltmeister-

schaft teilnehmen, wenn es so
etwas gäbe“, sagt Henkes zu-
versichtlich. 

Arbeiten unter
dem Kreuz

Der Geist des Unterneh-
mens zeigt sich bei der Be-
sichtigung: Im Betrieb hängt
ein Kruzifix aus Edelstahl -
entstanden an den eigenen
Drehbänken. Henkes und sei-
ne Mitarbeiter duzen sich, zu
jedem kann der Chef Persönli-
ches berichten. Um die Män-
ner zu motivieren, nimmt er
sie gern mit auf Dienstreisen.
Dass bislang noch keine Frau
an den Drehbänken steht, liegt

nicht an Henkes. Bislang ha-
ben sich aber nur zwei Damen
um einen Ausbildungsplatz
beworben: Die eine sei an der
Aufnahmeprüfung geschei-
tert, die andere entschied sich
nach einem Praktikum für eine
Schlosserlehre, die Capaul je-
doch nicht anbietet.

Das Problem, gute Auszu-
bildende zu finden, gibt es
auch in Belgien: Viele Bewer-
ber scheitern am Mathematik-
teil der hausinternen Aufnah-
meprüfung. Aber wer keinen
Dreisatz beherrsche, könne
kaum eine Drehbank pro-
grammieren, meint Henkes.

Da es in der Produktion um
Genauigkeiten im Bereich von

Mitarbeiter wären fit für Weltmeisterschaft
Unternehmer im BKU: Die Firma Capaul von Ludwig Henkes produziert Dreh- und Frästeile

Gastgeber der DG Aachen: Ludwig Henkes (rechts) führt seine Diözesan-
gruppe durch den heimischen Betrieb.                         Foto: Peter Unterberg

Millimeter-Bruchteilen geht,
hat er ein Qualitätsmanage-
ment eingeführt, das  Termin-
treue, Genauigkeit, Kosten -
und „den Menschen im
Mittelpunkt“ bewertet. Wäh-
rend die ersten drei Kriterien
leicht messbar sind, geht es im
vierten Bereich um einen stän-
digen Diskussionsprozess.
Dazu heißt es in den Leitli-
nien: „Die Schaffenskraft und
das menschliche Miteinander
zu fördern, gehört zu unseren
täglichen Herausforderun-
gen“.

Vor wichtigen
Weichenstellungen

Mittlerweile stößt das
Wachstum des Unternehmens
an eine kritische Grenze: Mit
mehr als 50 Mitarbeitern müs-
ste ein Betriebsrat her.  „Da
werde ich mich kaum von 46
auf 53 Leute vergrößern“, sagt
der Unternehmer. Wenn er al-
so weiter expandiert, dann
gleich in größerem Stil. Dann
jedoch werde sich der persön-
liche Stil und die hohe Flexi-
bixibilität des Betriebes nicht
mehr halten lassen, fürchtet
er. Henkes selbst möchte oh-
nehin in zehn Jahren nicht
mehr in der Firma arbeiten.
Möglicherweise nimmt dann
einer seiner drei Söhne die
Mitarbeiter mit auf Dienstrei-
sen.                                         ■

Ordnungspolitiker aus der Schule von Müller-Armack
Zum 70. Geburtstag von Prof. Ronald Clapham – Begleiter des BKU-Arbeitskreises Entwicklung

Professor Dr. Roland Clap-
ham hat seinen 70. Geburts-
tag gefeiert.

Professor Dr. Ronald Cla-
pham begleitet seit vielen Jah-
ren den BKU-Arbeitskreis
Unternehmerische Entwick-
lungszusammenarbeit. Der ge-

bürtige Berliner kam zum Stu-
dium der Volkswirtschaftsleh-
re nach Köln, wo er bei Alfred
Müller-Armack 1964 promo-
viert und 1972 habilitiert wur-
de. Von 1976 bis 2000 war er
Ordinarius für Volkswirt-
schaftslehre an der Universität
Siegen, wo die Wirtschaftsord-

nungstheorie und -politik so-
wie die Wettbewerbstheorie
und -politik ebenso zu seinen
Forschungsschwerpunkten ge-
hörten wie die Wirtschafts-
probleme der Entwicklungs-
länder. Über viele Jahre beriet
Clapham auch die bischöfli-
che Commission Justicia et

Pax hinsichtlich der Armuts-
orientierung der Entwick-
lungspolitik.

Bis heute gehört Clapham
zahlreichen wirtschaftspoliti-
schen Vereinigungen an, etwa
der der Gesellschaft für Sozi-
alpolitik und dem Vorstand der
Joseph-Höffner-Gesellschaft.
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Innovative Ideen für mehr Arbeit
Zum 60. Geburtstag von BKU-Vorstandsmitglied Prof. H.M. Stindt 

Aus seiner Feder stammen
zahlreiche innovative Ideen
für mehr Beschäftigung:
BKU-Vorstandsmitglied
Prof. Dr. Heinrich M.
Stindt, der am 9. Juni sei-
nen 60. Geburtstag feierte.

Seit dem Sommer 2002 lei-
tet der promovierte Jurist die
Abteilung Strategie und Poli-
tik im Bereich der Internatio-
nal Human Ressources und
Organisation in der Bayer-
Konzernzentrale in Leverku-
sen. In den Jahren davor zeich-
nete er verantwortlich für das
Arbeits- und Sozialrecht im
Konzern. 

Somit war er prädestiniert
für die Leitung des BKU-Ar-
beitskreises „Zukunft der Ar-
beit“, der im Jahr 1996 eine er-
folgreiche Beispielsammlung
für beschäftigungsfördernde

Maßnahmen herausgegeben
hat. Viele seiner Ideen indes
wurden nicht nur publiziert,
sondern auch in die Praxis
umgesetzt: So war Stindt

Hauptinitiator für die Alters-
teilzeit statt Frühruhestand
und das Transfer-Sozialplan-
Konzept. Zudem gab er den
Anstoß für eine neue Art der
Beschäftigungsberatung durch
die Arbeitsämter. BKU-Mit-
glieder kennen auch sein Mo-
dell „80 Plus“, das mit flexib-
ler Arbeitszeit und Entloh-
nung bilaterale Bündnisse für
Arbeit zwischen einzelnen Ar-
beitnehmern und ihren Unter-
nehmen ermöglicht.

Für diese und andere Anre-
gungen ist Stindt im Februar
2004 mit dem Bundesver-
dienstkreuz am Bande der
Bundesrepublik Deutschland
ausgezeichnet worden. Be-
sonders stolz ist er auch auf
seinen „persönlichen Beitrag
zur Stabilisierung des Renten-
systems“: Mit seiner Frau Jo-
hanna hat er fünf Kinder. Unt

Innovative Beschäftigungsideen
stammen aus der Feder von BKU-
Vorstand Prof. Dr. Heinrich M.
Stindt.

Josef Schuh, Saarländer aus
von Geburt und aus Leiden-
schaft, ist am 12. Mai 75
Jahre alt geworden. Weit ge-
fehlt, wer da glaubt, der
BKU oder die Baubranche
müssten künftig auf ihn
verzichten.

Über lange Jahre leitete
Schuh die DG Saar. Als diese
im April 2000 mit der Nach-
bargruppe in Trier fusionierte,
wurde er Ehrenvorsitzender
der neuen Gruppe. Ein halbes
Jahr später war er Gastgeber
der BKU-Bundestagung in
Mettlach/ Saar. Für die Tagung
nutzte der ehemalige Land-
tagsabgeordnete seine Kon-
takte und warb das halbe Lan-
deskabinett unter Ministerprä-
sident Peter Müller als Redner.

Anfang März diesen Jahres
konnte der Unternehmer als

Mitinitiator des Saarbrücker
Symposiums „Erfolgreiche
Innovationen im Bauwesen“
aus dem Munde von Wirt-
schaftsminister Dr. Hans-Peter
Georgi hören, welche Vorbild-
funktion er erfülle. Pionierlei-
stungen im Beruf, persönli-
ches und Bürger-Engagement
- das 2000 mit dem Bundes-

Holzbau-Pionier aus dem Saarland
Josef Schuh feierte seinen 75. Geburtstag

verdienstkreuz gewürdigt wur-
de - und Einsatz in die heimat-
verbundene Kultur sind Mei-
lensteine seines Lebenslaufes.

55 Jahre kreativer Unter-
nehmer- davon 45 „pro Holz-
bau“: Keine leichte Aufgabe,
hier im Telegrammstil einen
Lebenslauf nachzuzeichnen:
1959 gründete der Jungunter-
nehmer die „Euro-Farm“, eine
Firma, die auf der Basis eines
Baukastensystems die Vorfer-
tigung im Holzbau betrieb.
Bis zum Jahr 1987 baute
Schuh nicht weniger als 6 500
Fertighäuser. Dieser Tage hat
er den Vertriebsapparat seines
Tragwerksystems HTS einem
Mitstreiter übergeben. Er aber,
Planer, Visionär, Perfektionist
ist heute unentwegt in Osteu-
ropa auf Achse, wo Innovation
und bewährte Technik gefor-
dert sind.                                ■

Saarländer Urgestein:
Josef Schuh

Verstorbene
An der Bundestagung in
Frankfurt nahm er noch mit
seiner Familie teil. Jetzt ist
BKU-Mitglied Hansjörg
Mann aus Oldenburg im Al-
ter von 67 Jahren an den Fol-
gen einer schweren Krank-
heit gestorben. Mann war
geschäftsführender Haupt-
gesellschafter der Textilhäu-
ser Leffers in Oldenburg
und Leer sowie Lott in Lipp-
stadt. „Mit seinem innovati-
ven Denken und Handeln,
seiner Entscheidungsstärke
und vor allem seiner vor-
bildlichen Persönlichkeit
prägte er über 40 Jahre das
Unternehmen,“ würdigten
die Mitarbeiter ihren „for-
dernden, aber auch fördern-
den und vor allem sehr ge-
rechten Vorgesetzten“. Der
Verstorbene engagierte sich
im Bundesverband des deut-
schen Textileinzelhandels
für den Erhalt des Mittel-
standes in dieser Branche
und für den innerstädtischen
Handel. Vor rund zwei Jah-
ren gründete er eine Stiftung
zur Förderung hochbegabter
und benachteiligter Kinder. 
Im Alter von 73 starb BKU-
Mitglied Ludwig Ernst aus
Aachen. Der ehemalige
Journalist stammt aus einer
Herausgeberfamilie der Aa-
chener Zeitung. Seit rund
20 Jahren gehörte Ernst
auch zum festen Kreis der
Himmeroder Besinnungsta-
ge.
Albert Wilhelm Semer aus
Merzenich-Girbelsrath (DG
Aachen) ist im Alter von 85
Jahren verstorben.
Die DG Regensburg trauert
um ihr Mitglied Johannes
Fackler aus Grafenwöhr,
der 73 Jahre alt wurde.
Spediteur Karl Elsen aus
Wittlich/Mosel hat im Alter
von 85 Jahren seine letzte
Reise angetreten.
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Rezensionen

nen Papstes und dessen Le-
bensleistung, sondern vor al-
lem dadurch, dass es erzählt
und reflektiert, wie sich der
Autor vom distanziert kir-

chenkritischen Beobachter zu
einem fragenden und suchen-
den Menschen wandelt.

Am dichtsten sind die Pas-
sagen, in denen der Autor
schildert, wie der Papst be-
stimmte Ereignisse als un-
mittelbare Gotteserfahrungen
deutet, und wie dies den zur
Distanz verpflichteten Journa-
listen nicht unberührt lässt.
Am Ende steht die Erkenntnis,
oder sollte man tatsächlich sa-
gen, das Bekenntnis: Dieser
Papst konnte diese gigantische
Lebensleistung und den stän-
digen Kampf mit seinem im-
mer gebrechlicheren Körper
nur gewinnen, weil er sich von
seinem Gott persönlich ge-
sandt und gestärkt wusste.
Martin J. Wilde

Unter dem Titel „Es geht
um die Würde des Menschen“
hat BKU-Berater Prof. Dr. Lo-
thar Roos eine kompakte Zu-
sammenschau der Sozialver-
kündigung des verstorbenen
Papstes veröffentlicht. Der Ti-
tel akzentuiert den Blickwin-
kel, nämlich die Bewahrung
der Würde der menschlichen
Person als zentrales Anliegen
des Papstes. Roos arbeitet die
Leitgedanken der verschiede-
nen Sozialenzykliken Johan-
nes Pauls II. heraus und zieht
die Verbindungslinien zwi-
schen den verschiedenen The-
men so, dass die roten Linien
des Gedankengutes deutlich
werden.
Reihe „Kirche und Gesell-
schaft“ der KSZ Mönchenglad-
bach, www.ksz.de

Das Geheimnis des Karol Woityla
Die bemerkenswerte Papst-Biografie von Andreas Englisch

Mythenzertrümmerer
Ein Quartett schlachtet heilige Kühe - und verhebt sich an den Alternativen

Deckstein u.a.: Wir kündigen,
192 Seiten, € 19,90, Hanser-
Verlag, München 2005

Investieren 
in Polen

Johannes Paul II
zur Sozialethik

Über viele Jahre war An-
dreas Englisch Rom-Korre-
spondent für DIE WELT
und die BILD-Zeitung und
verschiedene andere deut-
sche Tageszeitungen. Seit
1995 gehörte er zu den we-
nigen „Pool-Journalisten“,
die den Papst auf seinen
zahlreichen Reisen beglei-
ten durften.

So kam er dem Papst sehr
nahe und gibt einen faszinie-
renden Einblick in das Leben
und Wirken Johanes Pauls II..
Das Buch ist dabei keine Hof-
berichterstattung. Seine Tiefe
und Glaubwürdigkeit gewinnt
es nicht nur durch die span-
nenden Erzählungen über die
Persönlichkeit des verstorbe-

Die wichtigsten Regelun-
gen im Wirtschafts- Gesell-
schafts- und Steuerrecht für
polnische Unternehmen hat
BKU-Mitglied Withold Woll-
garten zusammengestellt.
Sein Buch wendet sich an
deutsche Unternehmr und
Manager, die im Nachbarland
investiert haben oder dies pla-
nen. Wollgarten ist gesell-
schaftergeschäftsführer der
WQ Quitmann Wollgarten
GmbH Wirtschaftsprüfungs-
und Steuerberatungsgesell-
schaft in Köln selbst viele Ge-
schäftskontakte in Polen. 

Den ersten Teil des Buchti-
tels halten die Autoren ein,
den zweiten nicht: „Wir
kündigen und definieren
das Land neu, versprechen
Dagmar Deckstein, Peter
Felixberger, Michael Gleich
und Wolf Lotter in ihrem
Werk.

Mit ihrer Kündigung möch-
ten sie heilige Kühe schlach-
ten: Von A wie Arbeit bis Z wie
Zukunft nehmen sie strategi-
sche Begriffe ins Visier, be-
schreiben deren landläufige
Deutung und skizzieren dann
eigene Visionen dazu. Die Au-
toren kritisieren, dass „Risiko
zum Angstbegriff verlottert
ist“. Weil sie selbst allen „fal-
schen Respekt“ veloren haben,
nehmen sie nun die „Siegelbe-
wahrer des Alten“ auf´s Korn,
diese „etablierten Großdenker
und Lautsprecher“ und die
„machtgeilen Besitzstandwah-
rer“ im „geistigen Vorruhe-
stand“.

Diese kurze Zitatensamm-
lung charakterisiert den Stil
des Buches: Die Autoren
löcken bewusst wider den
Stachel und legen gekonnt die
Finger in die Wunden der
deutschen Gesellschaft. Da-
bei berauschen sie sich aber
auch an ihrem teilweise ge-
wollt geistreichen Sprachstil.

Während dieses Mythen-

zertrümmern weitgehend
nachvollziehbar ist, bleibt der
zweite Teil des Anspruchs im
Ansatz stecken: Die Neudefi-
nition. Diese bleibt vage und
andeutend, oder etwas zu uto-
pisch. So heißt es zum Thema
Geld: „Deshalb keine Sorge:
Wer kein Geld hat, braucht
sich nicht zu grämen. Oder
anders ausgedrückt: Erst mit
dieser Einstellung werden sie
Geld scheffeln, dass es ihnen
zu den Ohren herauskommt.“
So einfach ist das... - oder?

Dennoch sind in dem Buch
auch gute Ratschläge zu fin-
den, etwa ein bedenkenswer-
ter Ansatz für eine marktwirt-
schaftliche Lösung im Um-
weltschutz.

Fazit: Wer keine Angst vor
frechen Ideen hat, findet hier
eine anregende Attacke auf
Reform- und Denkblockaden.
Die Lösungen für unsere Pro-
bleme sollte er aber woanders
suchen. P. Unterberg

Witholt Wollgarten: Investion
in Polen nach dem EU-Beitritt,
C.H. Beck Juli 2005, 385 Seiten,
€ 29,–

Andreas Englisch: Johannes Paul
II. - Das Geheimnis des Karol
Wojtyla, 4. Auflage 2005, Ull-
stein, Berlin, 437 Seiten, €8,95
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- I N T E R N
Bund Kathol ischer Unternehmer e.V.

schen Werten.
Eine Besichtigung von Kir-

che und Kloster am Nachmit-
tag vermittelte den Teilneh-
mern einen praktischen Ein-
druck im „ältesten Familien-
unternehmen.“ Bereits im 6.
Jahrhundert verfasste der Hei-
lige Benedikt die Ordensre-
geln in Montecassino. Sie gel-
ten heute als historisches Bei-
spiel für eine neue Weltkultur.

Jördis Karolin Schnall

Die Benediktsregeln finden Sie
im Internet unter www.bene-
diktiner.de/regular/

Man könnte sie auch „Klei-
nen Parteitag“ nennen, die
jährliche Konferenz der
Vorsitzenden der BKU-Diö-
zesangruppen. In diesem
Juni fand sie in exklusivem
Ambiente auf dem Fürst
Löwenstein'schen Schloß
Kleinheubach bei Milten-
berg am Main statt.

Unter Vorsitz des Stuttgar-
ter Diözesanvorsitzenden und
Mitglied des BKU-Bundes-
vorstandes, Prof. Dr. Ernst Ha-
genmeyer, stand die Diskus-
sion um das Jahresthema 2006
im Mittelpunkt. Nach dem
Willen der DG-Vorsitzenden
soll es im kommenden Jahr
vor allem um Werte und Tu-
genden im betrieblichen Alltag
gehen. Die Bundestagung
2006 soll dann zu dieser The-
matik in Magdeburg stattfin-
den. Voraussichtlicher Termin
ist der 13. bis 15. Oktober.

Die Vorsitzenden beschlos-

sen ebenfalls, die seit vergan-
genem Jahr laufende Miglied-
erwerbeaktion fortzusetzen,
die inzwischen erste Früchte
trägt. Das letzte Jahr schloss
mit einem positiven Mitglie-
dersaldo ab, und die Tendenz
diesen Jahres ist bislang eben-
falls positiv. Sorge bereitet den
Diözesangruppen allerdings
die Gewinnung neuer junger
Mitglieder. Hier sollen neue

Ansätze erarbeitet und vor al-
lem die Juniorenarbeit in den

Diözesanvorsitzende beraten Jahresthema
Mitgliederwerbung und Juniorenarbeit bilden weitere Schwerpunkte

Nach den Regeln des Heiligen Benedikt
Besinnungstage der DG Rhein/Main und Trier: Besser wirtschaften mit christlichen Grundsätzen

Zu Besinnungstagen trafen
sich BKU-Mitglieder der
Diözesangruppen Rhein
Main, Saar und Trier im
April in der Benediktiner-
abtei Tholey.

Nach der Begrüssung
durch Bernhard Vester refe-
rierte Hans Neff (beide DG
Rhein Main) zum Thema
„Führungsgrundsätze und
Führungsaufgaben als Basis
für erfolgreiches Führungs-
verhalten“. Als erste Grund-
sätze gelten Resultatorientie-
rung, Beitrag zum Ganzen,

Konzentration am Wesent-
lichen und an eigener Stärke;
„Touch a heart“ als wichtiger
Aufbau von Vertrauen. Das
heisst Anteil nehmen und Mit-
fühlen an persönlichen
Schicksalen und so den Men-
schen in den Vordergrund stel-
len.

Diese christlichen Grund-
sätze tragen dann schließlich
auch dazu bei, im Wettbewerb
besser abzuschneiden.

Im Anschluß an Neffs Vor-
trag folgte eine lebhafte Di-
skussion unter den BKU-Mit-
gliedern in geselliger Runde.

Der zweite Tag startete mit
einem Gottesdienst, den Abt
Makarios Hebler OSB zele-
brierte. Abt Makarios studier-
te in Salzburg und Fribourg
und lebt seit 1971 in der Abtei
Tholey. Seit 1985 steht er der
Abtei als Abt vor und ist Mit-
glied im BKU.

Sein Vortrag „Dienen und
Führen als zeitgemäßes Leit-
motiv für Führungskräfte in ei-
nem Wirtschaftsunterneh-
men“ zeigte Wege auf, die für
manchen zum Umdenken an-
regten. Denn Führung ist eine
Gabe mit Bindung an ethi-

Arbeitsatmosphäre im Schloss: Die Diözesanvertreter Bernhard Vester (v. re.), Hans Neff, Burkhard Leffers, Horst
Spitz, Dr. Stefan Bosewitz, Helmut A. Seibert und Dr. Heribert Zweipfennig. 

Sitzungsleitung: Die Vorstandsmitglieder Dr. Thomas Müller-Kirschbaum
(v. li.) und Prof. Dr. Ernst Hagenmeyer sowie die Geschäftsführer Peter
Unterberg und Martin J. Wilde.

Diözesangruppen verstärkt
werden. Martin J. Wilde
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Nettolöhnen. Diese sei der
Grund dafür, dass viele poten-
zielle Jobs brachliegen - etwa
in der Kinderbetreuung und in
der Bildung. Zur Geburtenkri-
se sagte er, das zentrale Pro-
blem sei nicht die mangelnde
Kinderfreundlichkeit in
Deutschland sondern der
Mangel an „Mütterfreundlich-
keit“. Diesen machte er daran
fest, dass die fehlenden Ange-
bote zur Kinderbetreuung es
den Müttern unmöglich ma-
che, Beruf und Erziehung zu
vereinbaren. 

Für die Hochschulbildung
formulierte er das sozialpoliti-
sche Ziel, allen Qualifizierten
unabhängig vom Einkommen
der Eltern ein Hochschulstu-
dium zu ermöglichen. Das sei
möglich, wenn die Studieren-
den ihr Studium als Investition
in die eigene Karriere betrach-

ten. Als „künftig Besserver-
dienende“ könnten sie dann
auch an der Finanzierung die-
ser Investition beteiligt wer-
den. Dafür möchte er kosten-
deckende Studiengebühren
einführen, für die es standar-
disierte Darlehen geben solle,
die später abhängig vom Ein-
kommen zurückgezahlt wer-
den. 

Zum Sommerempfang la-
den die Magdeburger Gruppen
des BKU und des Arbeitskrei-
ses Evangelischer Unterneh-
mer (AEU) im jährlichen
Wechsel ein. Gastgeber in die-
sem Jahr war AEU-Sprecher
Andreas H. Schattanik, der ge-
meinsam mit dem Vorsitzenden
der DG Magdeburg, Helmut H.
Seibert, die Gäste begrüßte. 

Es fehlt uns an „Mütterfreundlichkeit“
Beim Sommerempfang der DG Magdeburg beschreibt van Scherpenberg die „Baustelle Sozialstaat“

Gastgeber und Referent: Andreas H. Schattanik (AEU) und Helmut H. Sei-
bert (BKU) mit Dr. Norman van Scherpenberg             Foto: Peter Unterberg

BKU-Mitglied Hermann
Josef Werhahn hielt am 5.
April 2005 vor der DG 
Aachen ein fulminantes Plä-
doyer für die „Soziale Kapi-
talwirtschaft“.

Die Soziale Kapitalwirt-
schaft sei das genaue Gegen-
teil der heute vorherrschenden
autoritären Kapitalwirtschaft,
erklärte Werhahn. „Sie setzt
nicht allein die Freiheit, son-
dern die Selbständigkeit der
Bürger voraus, insbesondere
der Bürger, die durch richtigen
Einsatz der emotionalen Ver-
nunft und des rationalen Ver-
standes unsere Wirtschaft in
Deutschland wie in Europa
voranbringen können“.

Aktiva und Passiva sind in
seinem Modell nicht etwa
Werkzeuge für die organisier-
te Unverantwortlichkeit, son-

dern die Verfassung für hun-
derttausende Charakterge-
spanne à la Adenauer und Er-
hard, für Tatkraft und Beson-
nenheit.

Werhahn sieht den heutigen
Mittelstand in der Abhängig-
keit der Zahlenwerke des
Bankensystems und der vor-
herrschenden Steuerpolitik.
Ein Unternehmer könne aber

nur verantwortlich handeln,
wenn er ein ausreichendes Ei-
genkapital besitze. Dieses be-
ziffert Werhahn mit durch-
schnittlich 36 Prozent der Bi-
lanzsumme. Dieses Ziel könne
nur erreicht werden durch eine
mindestens steuerlich gleich-
berechtigte Verzinsung von Ei-
gen- und Fremdkapital. Bisher
wird das Eigenkapital deutlich

schlechter gestellt als das
Fremdkapital.

Eine zweite Voraussetzung
sei eine 12jährige steuerliche
Entlastung des Mittelstandes,
bis er die von ihm geforderte
Eigenkapitalquote von 36 Pro-
zent erreicht hat. Werhahn
wörtlich: „Unter diesen Prä-
missen lässt sich über regiona-
le Partner-Börsen genügend
Eigenkapital zum Aufbau
freien, bankenunabhängigen
Unternehmertums bewirken
mit der positiven Folge, dass
nicht mehr das Bedenkentra-
gen der Basel-II-Agenten,
sondern die positive mentale
Einstellung: Es gibt täglich
Probleme – packen wir sie an
und lösen sie!.“
Das Manuskript von Werhahns
Vortrag finden Sie im Internet
unter www.bischoefliche-aka-
demie-ac.de.

Die Alternative: Eine Soziale Kapitalwirtschaft
Bei der DG Aachen stellte Hermann Josef Werhahn sein Wirtschaftsmodell vor

Er stellte seine Alternative zur autoritären Kapitalwirtschaft vor: Wilhelm
Werhahn (stehend) bei der DG Aachen.

Die „Baustelle Sozialstaat“
beschrieb Dr. Norman van
Scherpenberg beim Som-
merempfang der DG Mag-
deburg.

Der Abbau der Arbeitsplät-
ze in Deutschland ist nicht
neu, sondern fand in den ver-
gangenen 50 Jahren kontinu-
ierlich statt, sagte van Scher-
penberg. Als Beleg nannte er
den Strukturwandel in Land-
wirtschaft, Bergbau und Tex-
tilindustrie. Im Unterschied zu
früher werden jedoch heute
nicht mehr in gleichem Maß
neue Stellen in innovativen
Branchen geschaffen, sagte
der ehemalige Staatssekretär
und MIT-Geschäftsführer. 

Für das zentrale Problem
auf dem Arbeitsmarkt hält van
Scherpenberg die hohe Diffe-
renz zwischen Brutto- und
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Deutschland nach der EU-Osterweiterung
Michael Fuchs bei der Initiativgruppe Koblenz - Gruppengründung ist fest geplant

Auf dem Dach des Doms

Wer im Wettbewerb erfolg-
reich sein will, muss sich
von den Konkurrenten
deutlich absetzen oder ei-
nen „verdammt tiefen
Preis“ haben. Von dieser
Regel ließen sich das Ehe-
paar Hildegard und Hans-
Josef Metten bei der Aus-
richtung ihres Unterneh-
mens leitent.

Da sie den Kampf über den
Preis nicht mitmachen woll-
ten, haben sie sich auf das spe-
zialisiert, was ihnen liegt: Die
Herstellung hochveredelter

zahlreiche polnische Arbeit-
nehmer nach Deutschland.
Zwar gebe es zahlreiche Über-
gangsregeln, die dies noch ei-
nige Jahre bremsen werden,
sagte Fuchs. Dennoch dürften
Freiberufler aus Polen schon
heute in Deutschland aktiv
werden. Dies habe etwa zur
Folge, dass seit der EU-Oster-
weiterung allein im Bezirk der

IHK Köln mehr  als 100 neue
Fliesenlegerbetriebe angemel-
det wurden, die jetzt de eta-
blierten Handwerkern Kon-
kurrenz machen.

„Das ist die zweite Wieder-
vereinigung, an der Deutsch-
land teilnimmt“, sagte Fuchs.
Diese werde zwar Frieden und
Wohlstand bringen, aber auch
viele „Müde“ aufwecken.

Fuchs mahnte die Europapoli-
tiker, die Bevölkerung nicht zu
überfordern. Während die
Menschen noch die letzte EU-
Erweiterung verdauten, rede-
ten die Politiker schon von der
Aufnahme der Türkei. Dies
Schüre Ängste, die er als wich-
tigen Grund für die Ablehnung
der EU-Verfassung in Frank-
reich und Holland wertet. 

Die Gruppe der BKU-Mitglieder bei ihrem Ausflug „aufs Dach“ des Kölner
Doms am 7. Mai 2005. Der Mut und die Neugier wurden mit wunderba-
ren Ausblicken belohnt. Was von unten geahnt werden kann, wird auf Au-
genhöhe zum Beweis der Liebe zum Detail. Sehr empfehlenswert! (en)

Betonsteine im bergischen
Overrath. Das berichteten die
beiden BKU-Mitglieder jetzt
bei einem Besuch der DG
Köln. 

Die Firma kommt dem
Wunsch vieler Eigenheimbe-
sitzer entgegen, ihren Ein-
gangsbereich als „Visitenkarte
des Hauses“ individuell zu ge-
stalten. Passend dazu hat sich
Metten einen (Paradies-) Ap-
fel als Firmenlogo ausgesucht
- nach dem Motto „Mein Gar-
ten, mein Paradies“. Im öffent-
lichen Bereich behauptet sich
Metten mit „High-Tech-Pfla-
stersteinen“, auf denen weder
Kaugummis noch Dreck haf-
ten.

Innovativ ist auch der Um-
gang im Betrieb: „Besondere
Leistungen können nur in ei-
nem besonderen Klima gedei-
hen“, weiß Metten und hat mit
den „Menschen im Betrieb“
eine eigene Firmenphiloso-
phie entwickelt. 

300 „Integrationsjobs“ soll
die gemeinnützige GmbH
Allerhand noch in diesem Jahr
in Köln anbieten. Diese Ein-
Euro-Jobs böten den Betroffe-
nen für eine gewisse Zeit einen
Einblick in die betriebliche
Wirklichkeit und damit „die
beste Therapie“, sagte Aller-
hand-Geschäftsführer Thomas
Inden jetzt bei einem Mittag-
stisch der DG Köln. Entschei-

Ein Jahr nach der EU-
Osterweiterung ist es Zeit
für eine Zwischenbilanz
und einen Ausblick über die
Europäische Union. Diesen
lieferte der Bundestagsab-
geordnete Dr. Michael
Fuchs jetzt in der BKU-
Initiativgruppe Koblenz.

Allen Ängsten zum Trotz
exportiert Deutschland mehr
Waren in die neuen EU-Mit-
gliedsstaaten, als es von dort
importiert, sagte Fuchs. Den-
noch seien die Ängste der
Deutschen um ihre Arbeits-
plätze nicht ganz aus der Luft
gegriffen: So erhalte eine vier-
köpfige deutsche Familie das
dreifache dessen an Sozialhil-
fe, was ein polnischer Arbeiter
verdient. Das locke natürlich

300 Ein-Euro-Jobs für Köln

dend sei jedoch die Frage, ob
anschließend eine Integration
in den ersten Arbeitsmarkt ge-
linge.

Jobvermittler: Thomas Inden

Innovationen aus Stein
DG Köln besuchte die Firma Metten 

Setzt sich bewusst vom Billigseg-
ment ab: Hans-Josef Metten.

Michal Scheidgen (v.li), Dietmar Heger, Adolf Becker-Flügel, Dr. Heribert
Zweipfennig und Bernd Molzberger (nicht im Bild) arbeiten am Aufbau
einer neuen DG in Koblenz.                                         Fotos: Peter Unterberg

Dr. Michael Fuchs
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Dank des Zusammenspiels
des scheidenden und des
neuen Vorsitzenden vollzo-
gen die Mitglieder kürzlich
einen harmonischen Wech-
sel in der Leitung der DG
Berlin.

Wolfgang Klose, seit Okt-
ober 1999 BKU-Vorsitzender
in Berlin, hatte rechtzeitig
sein Ausscheiden vom Vorsitz
kundgetan, und sein bisheri-
ger Stellvertreter, Norbert Jö-
ris, vorab seine Bereitschaft,
den Vorsitz zu übernehmen.
So oblag es Jöris, Wolfgang
Klose unter anhaltendem Bei-
fall der Mitglieder Dank zu
sagen für sechs erfolgreiche
Jahre. 

Der Umzug von Parlament
und Regierung fällt ebenso in
diese Zeit wie die BKU-
Bundestagung 2001, die einen
bis heute unerreichten Teil-

nehmerrekord aufstellte. Die
finanzielle Krise des Erzbis-
tums Berlin war für die DG
Berlin zwar wenig erfreulich.
Auf Initiative Kloses erarbei-
tete die Gruppe auf der Grund-
lage zahlreicher Gespräche
mit Kardinal Georg Sterzins-
kiy und dem Generalvikar ein
Positionspapier mit wichtigen
Vorschlägen zur Überwindung
der Finanzkrise. Diese Aktion

und Kloses Engagement ha-
ben das Gewicht des BKU im
Erzbistum Berlin gestärkt. Ein
Ergebnis der Anerkennung:
Der BKU erhielt bei der Neu-
konstituierung des Diözesan-
rates einen zweiten Sitz. 

Die gewachsene Bedeutung
als „Hauptstadt-Diözesan-
gruppe“ konnte Klose mit 
der Gestaltung der nun eta-
blierten Sommerempfänge

des Bundesvorstandes und der
DG Berlin ebenso unter Be-
weis stellen wie durch die
Übernahme wichtiger Termine
für den Bundesvorstand.

Nach dieser Würdigung
wurde Norbert Jöris überzeu-
gend zum Vorsitzenden ge-
wählt. Die wiedergewählten
Stellvertreter Fritz Breitentha-
ler und Martin Völz sowie die
neugewählten Stellvertreter
Dr. Jan Krieger und Dr. Georg
Rheinbay bilden mit dem neu-
en Vorsitzenden und mit Pres-
sesprecher Martin Lambertdas
neue „Dream-Team“ (Klose)
der Hauptstadtgruppe. 

Dank galt auch Wolfgang
Gruhn, der lange Jahre im Di-
özesanrat die BKU-Fahne
hochgehalten hat. In diesem
Gremium wird der Berliner
BKU gemeinsam vom bisheri-
gen und neuen Vorsitzenden
vertreten. Martin Lambert

Kontinuität in der Hauptstadt-Diözesangruppe
Stabwechsel: Wolfgang Klose übergibt den DG-Vorsitz an Norbert Jöris

Das Berliner „Dream-Team“: Gruhn (v.li.), Jöris, Klose, Krieger, Völz,
Breitentaler und Rheinbay.

Die „planwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen“, die
für deutsche Krankenhäu-
ser jahrzehntelang galten,
lösen sich zunehmend auf..
Das sagte der Geschäftsfüh-
rer der Klinikgruppe Ma-
rienhaus GmbH in Wald-
breitbach, Bernd Molzber-
ger, jetzt bei einem Besuch
der DG Trier.

Gleichzeitig gelten auf dem
Gesundheitsmarkt zunehmend
die Gesetze des Marktes, be-
richtete Molzberger. Wie ka-
tholische Krankenhäuser mit
dieser neuen Situation umge-
hen, war Inhalt seines Vortra-
ges.

Demnach stand die Kran-
kenhausfinanzierung früher
auf zwei Beinen. Für die lau-
fenden Kosten wurde pro Lie-

getag ein fester Pflegesatz ge-
zahlt, für die Investitionen gab
es Landesmittel. Dieses Sy-
stem wurde mittlerweile 
auf Fallpauschalen umgestellt:
Dabei erhalten die Kliniken

beispielsweise
für eine Blind-
armoperation
eine feste
Geldsumme -
egal wie lange
der Patient im
Krankenhaus
liegt. Gleich-
zeitig steigt der
Kostendruck.

In diesem
neuen System
müssen sich
die Kranken-
häuser zuneh-
mend als Wirt-
schaftsunter-

nehmen begreifen. Folglich
haben sie begonnen, ihre Be-
triebsabläufe und ihre Position
am Markt durch die Brille von
Unternehmensberatern zu se-
hen. "Dazu zählt etwa das Ko-

Gesprächsrunde in Trier: DG-Vorstand Dominicus Roh-
de (v.li), Referent Bernd Molzberger, Gastgeber Udo
Klinkhammer von der Pax-Bank Trier und Ehrenvor-
stand Josef Schuh.                          Foto Peter Unterberg

stenmanagement in der ge-
samten Krankenhauswertket-
te", sagte Molzberger. So wer-
de systematisch jede Station
beleuchtet, die ein Patient von
der Aufnahme bis zur Entlas-
sung passiere.

Gleichzeitig untersuchen
die Kliniken, wie sie sich von
der Konkurrenz abheben kön-
nen: Das beginnt mit der tech-
nischen Ausstattung, geht
weiter mit der Verweildauer
und schließt auch die Qualität
des Pflegepersonals mit ein.
An dieser Stelle sieht Molz-
berger einen deutlichen Vor-
teil der katholischen Häuser:
In Umfragen geben die Pa-
tienten durchwegs an, dass sie
bei Schwestern und Pflegern
in guten Händen wussten und
auch menschlich gut betreut
wurden.

Für Krankenhäuser endet die Planwirtschaft
Klinikchef Molzberger berichtet der DG Trier, wie sein Haus auf den Markt reagiert
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Stellenmarkt

Vertriebsprofi

Projekt, fach- und füh-
rungserfahren im Investi-
tions- und Konsumgüterbe-
reich. Kernkompetenz als
Key Account Manager und
Mann vor Ort, der Ihr
Unternehmen repräsentiert.
40 Jahre alt, verheiratet,
zwei Kinder und katholisch
engagiert. Rheinländer,
ortsgebunden und reisebe-
reit. Nach vielschichtig er-
worbenen Kenntnissen in
unterschiedlichen Funktio-
nen namhafter Unterneh-
men suche ich nun die
Möglichkeit, mich langfri-
stig in einem auf Basis ka-
tholischer Werte geführten
Unternehmen in hohem
Maße zu engagieren. Aus
persönlicher Überzeugung
spreche ich insbesondere
inhabergeführte Familien-
betriebe an, welche einen
hochmotivierten Verkäufer
suchen. Kontakt über die
BKU-Geschäftsstelle, Tel.
02 21 / 2 72 370

Gelernter Groß- und
Außenhandelskauf-

mann

Lebensmittelbranche
(Abschlussnote 2), 33 Jah-
re,spätere Tätigkeit als Key
Account Manager und
Consultant in der Telekom-
munikation im Bereich
Breitbandnetze,Kunden-
support und Kundenservi-
ce. Leider betriebsbedingt
gekündigt sucht ab
1.8.2005 beruflichen
Wiedereinstieg (Möglichst
Raum Ostwestfalen. bzw.
PLZ 4 und 3). Kenntnisse
im Bereich Organisation,
Vertrieb, Kundenservice,
Consulting Kontaktaufnah-
me bitte über die BKU-Ge-
schäftsstelle, Tel. 02 21 / 2
72 370

Einkehrtage in Neresheim

Monsignore Helmut Poqué
überraschte die Teilnehmer
der diesjährigen Einkehrtage
der DG Aachen mit dem Hin-
weis, dass unter dem Stich-
wort „Beten“ im Internet eine
große Vielfalt an Möglichkei-
ten angeboten wird, sich über
das Beten zu informieren, so
unter www.einfachbeten.de
oder www.beten-online.de.

Der Ursprung des Gebetes
ist das Gefühl des Menschen,
hilflos zu sein, erklärte der
Regens. Er spürt aber, dass es
einen gibt, der helfen und
schützen kann. Beim Beten
geht es letztendlich immer um
den Menschen, nie um Sa-
chen. Selbst bei der Segnung
von Kriegsgerät wird Gott ge-
beten, die Menschen am Gerät
zu beschützen. Leider erlebte
nur ein verschworener kleiner
Kreis diesen sehr dichten
Nachmittag. Dr. W. Rüsges 

Unter dem Thema: „Spiritualität christlicher Weltverantwortung“ befass-
ten sich die Teilnehmer der diesjährigen Einkehrtage in Neresheim mit
der 40 Jahre alten Pastoralkonstitution „Die Kirche in der Welt von heu-
te“. Besondere Aktualität bekam das Thema durch die wahl des damali-
gen Konzilsberaters Joseph Ratzinger zum Papst. Unter Leitung von Prof.
Dr. Lothar Roos diskutierten die rund 20 Teilnehmer durchwegs bis in die
Nacht hinein. Auf dem Rahmenprogramm stand unter anderem eine klei-
ne Wallfahrt zu der Kapelle Maria Schuh.                        Foto: Hagenmeyer

Aachen: Herr
lehre uns beten!

Vollmitgliedschaft
Barschel, Dr. Eike
Unternehmensberatung Magdeburg
Breithaupt,Andreas
Inhaber des Architekturbüros 
Breithaupt
Conrad, Franz-Josef
Senior-Berater der Deutsche Bank
AG, Bonn
Darius, Jürgen
Inhaber der Darius Elektronic 
Sicherheits- und Kommunikations-
technik, Magdeburg
Driescher, Reinhard
Geschäftsführer des Fachverbandes
Elektro- und Informationstechnik,
Frankfurt 
Eibel, Wolfgang
Seniorpartner der Anwaltskanzlei
Eibel & Partner, Detmold
Eiter, Robert
Rentner, KölnFender, Paul
Inhaber der Training Paul Fender,
Göttingen
Gerwin, Hans
Geschäftsführer der Gerwin GmbH
& Co. KG Hotel- und Gaststätten-
einrichtung, Alfhausen
Grooterhorst, Dr. Johannes
Rechtsanwalt, Düsseldorf

Henn, Rudi
Inhaber der Bauunternehmung
Henn, Simmerath
Hölscher, Matthias
Inhaber der Firma Heinrich Hölscher
Josten, Wilhelm
Geschäftsf. Gesellschafter der Jo-
sten Handel + Franchise GmbH &
Co. KG, Köln
Kapp, Helena
Betriebsleiterin der Firma 
„Die Buchbinderei – Franz Kapp
GmbH“, Dettingen
Koch-Joisten, Dr. Petra
Geschäftsführerin der Joisten Fach-
großhandel für Elektrotechnik
GmbH KG, Bergheim
Kranz, Michael
stv. Vorsitzender des Vorstands der
Sparkasse KölnBonn
Laeis, Christoph E.M.
Geschäftsfüherer der Design &
Werbung Studio Laeis, Köln
Molzberger, Dr. Klaus D.
Manager Finanzdienstleistungen
der Unisys Deutschland GmbH,
Sulzbach
Ortmanns, Wilhelm
geschäftsf. Gesellschafter der Ort-
manns GmbH, Rommerskirchen
Reichhart, Markus,
Inhaber des Optikergeschäftes
Reichhardt, Ingolstadt

Schrader, Dr. Manfred
ehemals Lufthansa, Köln
Schulte, Dr. Martin
Partner der internat. Anwaltskanzlei
DLA Piper, Rudnick
Gray und Cary, Köln
Schweinsberg, Dr. Klaus
Chefredakteur Impulse, Köln
Viegener, Walter,
Geschäftsführer der Viega GmbH
& Co. KG, Attendorn
Willecke, Clemens
Wirtschaftsprüfer/Steuerberater,
Bergisch Gladbach
Wulff, Dr. Christian
Prokurist der Pricewaterhouse Coo-
pers, Frankfurt Urbar

Juniorenmitglieder
Brüning,Andree
anders.beraten. Herzogenrath
Mayerhöfer, Jan,
Geschäftsführer der mayerhöfer &
Co. GmbH
Pätzold, Jens,
Rechtsberatung, Bad Homburg

Übernahme der Fir-
menmitgliedschaft
von Herrn Marco Bechtoldt an

Patrick Koch, Berater der Lische 
Erste Consulting GmbH, Hamburg

Neue Mitgl ieder
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Wenn der Sozialstaat weh tut
Eigenverantwortung und Unterstützung: Eine Podiumsdiskussion in Düsseldorf

Am 29.April veranstaltete
die Arbeitsgemeinschaft So-
zialpädagogik und Gesell-
schaftsbildung in Düssel-
dorf eine Podiumsdiskus-
sion zu dem Thema „Wenn
der Sozialstaat wehtut“.

Für Ursula Nothelle-Wild-
feuer, Professorin am Lehr-
stuhl für christliche Gesell-
schaftslehre an der Universität
Freiburg, macht die Spannung
zwischen Solidarität und Sub-
sidiarität das Grundverständ-
nis des Sozialstaats aus. Der
Sozialstaat tue weh, wenn er
gegen soziale Gerechtigkeit
verstoße. Hierunter verstand
sie nicht nur „Verteilungsge-

r e c h t i g -
keit“, son-
dern auch
„Beteili-
gungsge-
r e c h t i g -
keit“ im
Erwerbs-
leben. Der
S o z i a l -
staat tue
weh, weil
Langzeitarbeitslose nicht
mehr die Möglichkeit hätten,
an Aus- und Weiterbildung zu
partizipieren. Es sei ein Ver-
stoß gegen Solidarität und
Subsidiarität, wenn Menschen
viel Eigenverantwortung auf-
bringen müssen, aber nicht ge-

nügend unterstützt würden. 
Die Vorsitzende der DG

Düsseldorf, Maria Fischer hat
als weltweit tätige Unterneh-
merin ei-
nen Blick
von außen
auf Deut-
schland.
Weh tue
es denje-
nigen, die
keine Si-
che rhe i t
mehr spürten, die sie vorher
gehabt hätten, sagte sie. Vor
den Reformen im deutschen
Sozialsystem habe es eine „Si-
cherheitsgarantie“ des Staates
gegeben. Wenn man sehe, dass

in Tschechien Arbeitsplätze
entstünden, die in Deutschland
abgebaut werden, sei dies
nicht automatisch negativ,
sondern für die Tschechen ein
Grund zur Freude. Als Vorbild
stellte Fischer Schweden dar,
wo es die Verbindung zwi-
schen der Entlohnung und der
sozialen Sicherung des Arbeit-
nehmers nicht mehr gibt. Hier
gebe es weniger Kündigungs-
schutz, als in Deutschland, und
eine sehr viel höhere Beschäf-
tigung. Es gehe nicht nur um
Abbau, sondern es gehe da-
rum Kräfte in Deutschland,
unternehmerische Potenz,
wieder zu wecken.

Christian Dick

Aktuel le  Termine

Juli
12.07. DG Düsseldorf: 18.30 Uhr, Vor-

trag Dr. Jannott „Corporate Citi-
zenship“, Viktoria-Versicherung
Düsseldorf, Viktoriaplatz 1

13.07. DG Hildesheim: 18.00 Uhr, In-
formationen zum BKU und
Vortrag „Der Wert der Arbeit“
St. Clemenshaus Hannover

18.07. DG Aschaffenburg: 14.30 Uhr,
Betriebsbesichtigung mit den
Dekanata-Geistlichen, bei der
Firma Oelze Präzsions-
Messzeugefabrik GmbH, 
Aschaffenburg-Obernau

19.07. DG Regensburg: 19.30 Uhr,
Vortrags- und Diskussionsver-
anstaltung mit  Walter Bam-
berg: Lichttechnische Gestal-
tungsmöglichkeiten bei Mon-
umentalbauten am Beispiel der
Frauenkirche zu Dresden und
des Domes zu Regensburg

20.07. DG Regensburg: 12.30 Uhr
Mittagstisch in der Gaststätte
Federico Secondo, Deichgasse 1

25.07. DG Müchen: Hotel Platzl, 
Vortrag und Diskussion

August
02.08. DG Köln: 18.30 Uhr 

Klinikkirche St. Johannes
der Täufer, Joseph-Stelz-
mann-Str. 9, Köln gemeinsa-
me Hl. Messe der BKU Me-

dioren und Junioren

04.08. DG Erfurt: 19.30 Uhr 
Jour Fixe

25.08. DG  Rhein/Main:19.30 Uhr:
Sommertreff im Schloss-
Biergarten, Bad-Homburg

26.08. DG Regensburg, 16.00 Uhr
Sommertreffen Benediktiner-
abtei Rohr

September
01.09. DG Erfurt: 19.30 Uhr, 

„Sommerempfang“ auf der
Domempore

06.09. DG Aachen: Berger: 
Gründerregion Aachen 
ACQuadrat, in der Bischöfl.
Akademie Aachen 

07.09. DG Hamburg: 19.30 Uhr,
Vortrag im Hafen-Klub
Hamburg 

07.09. DG Stuttgart: 19.00 Uhr 
Beteiligung an Erbrechtsver-
anstaltung des örtlichen CV-
Zirkels unter Josef Nienhaus,
Hotel Sautter, Stuttgart-West,
Johannesstr. 28

07.09. DG Erfurt: 18.00 Uhr, 
Treffen mit christlichen 
Verbänden

08.09. 19.00 Uhr BKU-Som-
merempfang in Berlin, Fest-
vortrag von Dr. Angela Mer-
kel (MdB): Unternehmer-
geist für die Bürgergesell-
schaft

08.09. DG-Rhein-Main: 18.30 Uhr,

Vortrag Dr. Stefan Steiff: Wirt-
schaftsethische Betrachtungen

12.09. DG Düsseldorf: 18.00 Uhr
Vortrag Prof. Dr. André Ha-
bisch: Corporate Citizenship

13.09. DG Köln: 12.00 - 14.30 Uhr,
Mittagstisch mit Thomas
Schiffelmann: „Ethische In-
vestments“, Hotel Kolping
International, Köln

19.09. DG München: 18.00 Uhr,
Hotel Platzl, Vortrag E. Hän-
deler: „Die Geschichte der
Zukunft – Sozialverhalten
heute und der Wohlstand von
morgen“ (Kondratieffs 
Globalsicht)

20.09. DG Saar/Trier: Jour Fixe
21.09. DG Regensburg: 12.30 Uhr

Mittagstisch in der Gaststätte
Federico Secondo, Deichgasse 1

22.09. DG Rhein-Main: 19.00 Uhr,
Podiumsveranstaltung mit
KED und KEG zum Thema
Alkopops

22.- 25.9. DG Regensburg: Reise
nach Wien

23.09. DG Leipzig: 12.00 Uhr 
Mittagstisch im Café Paul,
Otto-Schill-Str.

24.09. DG Stuttgart: 10.00 Uhr,
Klausurtagung im Raum
Heilbronn

Oktober
04.10. DG Köln: 18.30 Uhr 

Klinikkirche St. Johannes

der Täufer, Joseph-Stelz-
mann-Str. 9, Köln, gemeinsa-
me Hl. Messe der BKU-
Medioren und Junioren

05.10. DG Stuttgart: 18.30 Uhr,
Vortrag Manfred Maus
„Werte in der Wirtschaft“ 
in der IHK Ulm

05.10. DG Aschaffenburg/DG
Würzburg: 18.30 Uhr, 
Begegnung auf der Karlshöhe
mit Bischof Dr. Hofmann

06.10. DG Erfurt: 19.30 Uhr, 
Jour Fixe

11.10. DG Freiburg: 12.15 Uhr -
14.30 Uhr, Mittagstisch,
Zunftstube im Stadthotel
Kolping, Karlstr. 7, Freiburg

18.10. DG Köln: 12.00 – 14.30 Uhr,
Mittagstisch mit Dr. Dominik
Schwaderlapp, zum Thema
„Zukunft heute“, Hotel Kol-
ping International, Köln

20.10. DG Würzburg: 19.00 Uhr,
Betriebsbesichtigung Edeka

20.10. DG Aschaffenburg: 19.00
Uhr, Vortrag B. Oswald: Ge-
danken eines Unternehmers
zur Lage in Deutschland

21.-23.10. BKU-Bundestagung in
Ingolstadt, Thema: Unter-
nehmergeist für die Bürger-
gesellschaft

13.-15.11. Exkursion „Wirtschafts-
metropole Frankfurt“ der
BKU-Junioren mit dem In-
stitut zur Förderung publizi-
stischen Nachwuchses

Prof. Ursula Nothel-
le-Wildfeuer

Maria Fischer
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Pischetsrieder: Erfolg und Verantwortung
350 Teilnehmer kamen zu den Frauenwörther Gesprächen der bayerischen BKU-Gruppen
Prominenter Gast: Bei den
achten „Frauenwörther Ge-
sprächen“ der bayerischen
BKU-Gruppen und des
Wirtschaftsbeirat Bayerns
trat im Juni der Vorstands-
vorsitzende der Volkswagen
AG, Dr. Bernd Pischetsrie-
der auf. Sein Thema:
„Wirtschaftlicher Egoismus
oder soziale Unternehmens-
verantwortung in einer glo-
balisierten Welt“.

von Anton Hötzelsperger

Mit einem Widerspruch be-
gann Bernd Pischetsrieder sei-
ne Ausführungen, als er sagte:
„Wir leben über unsere Ver-
hältnisse, weil wir uns etwas
leisten können, weil es sich an-
dere nicht leisten können“. An
der nicht kapital-gedeckten
Altersversorgung und anderen
Beispielen machte Pischetsrie-
der deutlich, dass es manche
Schieflagen gibt. „In den USA
gibt es bei Bewerbungsgesprä-
chen keine Altersangabe, in

Deutschland wird man viel zu
schnell altersmäßig ausgemu-
stert“, sagte der Referent, der
wirtschaftlichem Egoismus
keine positive Nachhaltigkeit
bescheinigte.

Soziale Verantwortung
darf keine Salbe sein

Die soziale Verantwortung
dürfe keine kosmetische Salbe
sein, um das Antlitz des Kapi-
talismus zu verschönern. Ob
global, national oder regional -
wirtschaftlicher Erfolg kann
die wirksamste Art sozialer
Verantwortung sein. „Wirt-
schafts- und Sozialpolitik dür-
fen keine Gegensätze sein,
aber eine Sozialpolitik, die
ökonomischer Unsinn ist,
untergräbt das eigene Funda-
ment“. meinte Pischetsrieder. 

Leider gebe es keine ge-
meinsamen Spielregeln von
nationalen Gesetzgebern und
von den Staatengemeinschaf-

ten, so dass der von Bundes-
präsident Horst  Köhler ge-
schaffene Satz „Bürger beauf-
tragen den Staat, die Spielre-
geln zu schaffen, aber das
Spiel machen die Bürger“
nicht immer Gültigkeit hat.
„Die Schaffung von Mehr-
Wert im Ausland ist gerade für
ein Land wie Deutschland,
dessen wichtigste Rohstoffe
Wissen und Leistungsfähig-
keiten sind, von besonderer
Bedeutung“, sagte Pischetsrie-
der weiter.

Die Nonnen 
fahren nur VW

Die Eröffnung der „Frauen-
wörther Gespräche“ nahmen
Helmut Linnenbrink als Mit-
glied des Präsidiums des Wirt-
schaftsrates Bayern und 
als Diözesanvorsitzender des
BKU sowie Priorin Benedikta
Frick von Frauenchiemsee vor.
Die Priorin sorgte für Heiter-

keit, als sie mit Blick auf den
Referenten des Tages sagte:
„Seit Jahrzehnten werden in
unserem Kloster nur VW-
Autos gefahren“. Unter den
gut 350 Tagungsteilnehmern
waren auch der ehemalige
bayerische Finanzminister Ge-
rold Tandler, der ehemalige
bayerische Staatssekretär Al-
fred Bayer, Dr. Alfred Pfeiffer,
der Ehrenvorsitzend des Wirt-
schaftsrates Bayern, Cornelius
Fetsch als Ehrenvorsitzender
des BKU und Alt-Äbtissin Do-
mitilla Veith.

Fester Bestandteil der
„Frauenwörther Gespräche“
ist eine Heilige Messe. Diese
wurde im Münster von Pater
Eugen Hillegass, dem Geist-
lichen Berater der Diözesan-
gruppe München, mit der In-
sel-Geistlichkeit zelebriert.
Den Abschluss fand die BKU-
Tagung mit einem geselligen
Abendessen beim Klosterwirt
auf der Fraueninsel.               ■

Dr. Bernd Pischetsrieder (re) mit Adolf Dinglreiter vom Wirtschaftsbeirat Rosenheim             Fotos: Hötzelsperger

Der Münchener BKU-Vorsitzende
Helmut Linnenbrink mit Priorin
Benedikta Frick.


